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      Einleitung 

Der hier vorliegende vierte Sammelband mit Zusammenfassungen überdurchschnittlich be-

werteter Masterthesen setzt eine Tradition des seit 2010 existierenden Studiengangs „Soziale 

Inklusion: Gesundheit und Bildung“ (SIGB) fort. Seit der Publikation des ersten Sammelbandes 

2014 hat sich dieses Format bewährt: es bedeutet für die Absolvent_innen des Studiengangs 

die Möglichkeit, die Ergebnisse ihrer Masterthesen fokussiert zusammenzufassen und ein 

„peer-review“ durch die Herausgeber_innen1 zu erfahren. Daneben sind diese Publikationen 

für diejenigen, die sich für den Studiengang bewerben oder bereits eingeschrieben sind, eine 

gute Informationsquelle: sie finden hier mögliche Themen und Herangehensweisen für Mas-

terthesen im Studiengang SIGB. Bisher sind in der inzwischen eingestellten Reihe „Denken 

und Handeln“ unserer Hochschule als Bände 7, 11 und erschienen 2011: „Soziale Inklusion: 

Änderungswissen und Handlungskompetenz im sozialen Feld – Master-Thesen und Promoti-

onsprojekte“, 2014: „Beiträge zur sozialen Inklusion – Änderungswissen und Handlungskom-

petenz in der Sozialen Arbeit“ und 2018: „Exklusionsrisiken erkennen – Inklusion fördern“ 

(https://www.evh-bochum.de/publikationen.html). 

Der vierte Band erschient nun erstmals bei KiDoks und versammelt thematisch Fragen von 

Diskriminierungsprozessen, Teilhabeförderung und Sexualpädagogik aus den Jahren 2018 

bis 2022.  

Der erste thematische Abschnitt ist dabei auch als Reaktion auf die steigende Relevanz von 

Ausgrenzungsprozessen zu verstehen, die durch Migration und Fluchtbewegungen zu be-

obachten sind. Die (teilweise) Zustimmung der Mitte der Gesellschaft zu rechtsextremen und 

demokratiegefährdenden Einstellungen hat in den letzten Jahren zugenommen (Zick/Küpper 

2021, S. 108). Diese Tendenzen sind mit Sorge zu betrachten: sie richten sich immer wieder 

gegen Menschengruppen, deren Inklusion historisch gesehen schon immer brüchig war: be-

hinderte, geflüchtete oder sexuell diverse Menschen. In dem Einsatz für eine gleichberechtigte 

Teilhabe spielt die Analyse von Diskriminierungsprozessen, wie sie die Studierenden in die-

sem Band vollzogen haben, eine wichtige Rolle:  

Antonia Holtmann hat in diesem Zusammenhang zum Thema: „Diskriminierungserfahrungen 

Geflüchteter - zur Relevanz einer offensiven Antidiskriminierungsarbeit“ untersucht, welche 

Aspekte zu einer offensiven Antidiskriminierungsarbeit in der sozialen Beratung von Geflüch-

teten gehören. Anhand qualitativer Interviews mit Geflüchteten und Fachkräften identifiziert sie 

Bedarfe und konkrete Ansatzpunkte in den Strukturen der Flüchtlingsberatungsstellen und An-

tidiskriminierungsstellen, um angemessener auf Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen 

Geflüchteter eingehen zu können. 

Nina Freymuth legt eine inklusionsspezifische Analyse der AfD und ihrer Wähler_innen vor. 

Sie untersucht dafür das Partei- und Wahlprogramm der AfD von 2016/2017 mit Fokus auf 

inklusions- und/oder exklusionsbezogene Aussagen und Forderungen und arbeitet heraus, 

                                                

 

1 In diesem Sammelband wird auf unterschiedliche Weise gegendert. Wir haben den Autor_innen der Beiträge die 

Entscheidung darüber überlassen, da es gute Gründe für verschiedene Formen geben kann.  

 

https://www.evh-bochum.de/publikationen.html
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dass die AfD mit ihren Positionen einer inklusiven Gesellschaft eher entgegensteht. Anhand 

von Sekundärdaten zu Wähler_innen-Einstellungen analysiert sie anschließend, inwiefern 

AfD-Wähler_innen den Positionen der Partei in Bezug auf Inklusion und Exklusion zustimmen. 

Ein zentrales Ergebnis dieser Analyse ist, dass die AfD-Wähler_innenschaft inklusiver den-

kend als die Partei selbst scheint.  

Kevin Sachs beschreibt die „Identitätspolitischen Debatten in deutschen Leitmedien“ und führt 

hierzu eine „kritische Diskursanalyse“ in Anlehnung an Siegfried Jäger durch. Mittels der Ana-

lyse von 137 Zeitungsartikeln von drei großen deutschen Tages- und Wochenzeitungen iden-

tifiziert er Diskursstränge rund um den Begriff der Identitätspolitik und zeichnet nach, dass 

rechte und linke Identitätspolitik sich signifikant in ihren Zielen und Methoden unterscheiden. 

Kevin Sachs identifiziert und problematisiert kritische Aspekte von Identitätspolitik und stellt 

dennoch würdigend heraus, dass identitätspolitische Diskurse zu Perspektivwechseln anregen 

können, wenn sie nicht nur Differenzen, sondern auch Verbindendes betonen und versuchen, 

im demokratischen Diskurs für Mehrheiten zu kämpfen.   

Im zweiten Abschnitt des vorliegenden Sammelbandes geht es um „Strategien zur Reduktion 

gesundheitlicher Ungleichheit“ – ein Thema, das seit Beginn des Studiengangs 2010 immer 

zum Kernbestand gehört.   

Hannah Immens erläutert hier die „Möglichkeiten und Grenzen der Reduktion gesundheitli-

cher Ungleichheit mittels Gesundheitskompetenzförderung im Kindes- und Jugendalter“. Aus-

gehend von nationaler und internationaler Forschung zu sozialen Ungleichheiten im Bereich 

der „Health Education“ kommt sie zu dem Schluss, dass allein die Förderung der individuellen 

Gesundheitskompetenz nicht zu einer gerechteren Verteilung von Gesundheit führt, da insbe-

sondere jugendliche Risikogruppen schwer dafür erreichbar sind. Daher müssten Maßnahmen 

auch auf der Meso- und Makroebene ergriffen werden: in der Schule, in der niedrigschwelligen 

Elternarbeit, im Bereich der (Kommunal-) Politik und auch in der Sozialen Arbeit. 

Eva Weishaupt untersucht in ihrer Arbeit “Qualitätssicherung der sozialmedizinischen Nach-

sorge bei Frühgeborenen” anhand einer quantitativen Untersuchung in Form einer Online-Be-

fragung, inwiefern die 2016 in Kraft getretenen Änderungen der Qualitätssicherungs-Richtlinie 

Früh- und Reifgeborene des Gemeinsamen Bundesauschusses Auswirkungen auf die Leis-

tungserbringer der Sozialmedizinischen Nachsorge haben. Sie stellt fest, dass sich Änderun-

gen vollziehen, die die Qualität des Übergangs vom Perinatalzentrum in das häusliche Umfeld 

und die dortige Nachsorge verbessern, identifiziert zudem weitere Aspekte, die eine optimale 

Versorgung von Frühgeborenen und ihren Familien sicherstellen sollten. 

Im dritten Teil geht es um „Perspektiven für die Teilhabe in der Schule“.   

Paulina Kornas führt auf Basis der Theorie der Wissenssoziologie eine empirische Inter-

viewstudie mit Schüler_innen an einer Förderschule für emotionale und soziale Entwicklung 

durch. Es geht in ihrer Master-Thesis um die Wahrnehmung der sozialen Wirklichkeit in der 

Schule aus der Perspektive der Schüler_innen. Mit ihrer rekonstruktiven Analyse liefert die 
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Autorin einen innovativen methodischen Zugang zum Verständnis sozialer Interaktionspro-

zesse in einer Förderschule. Exemplarisch zeigt die Autorin, wie die befragten Schüler (es 

waren nur Jungen) ihre Sicht auf die oft konflikthaften Interaktionen in ihrer Schule beschrei-

ben.  

Inklusion in multiprofessionellen Teams bildet den Fokus der Master-Thesis von Julika Laura 

Rundnagel. Die Autorin befragt Mitarbeiter_innen zweier Grundschulen zu ihrem Verständnis 

von Inklusion, zu den Herausforderungen und Widersprüchen sowie zu den Gelingensfaktoren 

schulischer Inklusion. Die Expert_inneninterviews mit den Schulleitungen, den Sonderpäda-

gog_innen und Sozialpädagog_innen der Schuleingangsphase ergaben, dass schulische In-

klusion sowohl als Top-down- wie auch als Buttom-up-Prozesses umgesetzt wird. Neben in-

nerschulischen Prozessen benötigt dies die Einbeziehung des sozialen Umfeldes der Schule, 

um den Diskurs zur inklusiven Praxis nachhaltig zu gestalten.  

Im vierten Bereich des Sammelbandes sind zwei Arbeiten zur geschlechtsspezifischen Diskri-

minierung in der Wohnungslosenhilfe zu finden.  

Julia Ackermann hat wohnungslose Väter befragt, die sie über die Selbstvertretung Woh-

nungsloser kennengelernt hat. Zunächst beurteilt sie das Thema selbst als eines, das tabui-

siert ist. Wohnungslose Väter leiden nicht nur daran, dass sie dem noch immer vorherrschen-

den Idealbild des Ernährers einer Familie nicht entsprechen, sondern auch ganz praktisch an 

mangelnden Räumlichkeiten, um sich mit ihren Kindern zu treffen. Beachtlich ist, dass von 

sieben der von der Autorin befragten Männer sechs noch regelmäßigen Kontakt zu ihren Kin-

dern hatten. Im Ergebnis listet Julia Ackermann Wünsche wohnungsloser Väter auf, die darauf 

abzielen, diese Kontakte zu erleichtern.   

Felicitas Dittrich hat ebenfalls Interviews mit Menschen durchgeführt, die sie über die Selbst-

vertretung Wohnungsloser kennenlernte. Ihr geht es um die Frage, warum dort nur wenige 

Frauen vertreten sind. Wohnungslosigkeit betrifft Männer zwar in stärkerem Maße, aber der 

Prozentsatz in der Organisation, gerade in der Koordinierungsstelle, ist trotzdem ungleich hö-

her als auf der Straße. Die von ihr ausgewerteten Erfahrungsberichte machen sexistische 

Praktiken und „Mindermachtserfahrungen“ auch im Umfeld der Wohnungslosenhilfe und der 

Selbstvertretung deutlich.   

Im letzten Teil geht es um „Herausforderungen in der Praxis Sozialer Inklusion“. 

Marie Müller-Handrejk stellt sich in ihrem Beitrag die Frage, wie eine Sexualpädagogik aus 

Sicht queerer Jugendlicher gestaltet sein sollte und legt für ihre Arbeit das Konzept der Sexu-

alpädagogik der Vielfalt zugrunde. Zur Beantwortung ihrer Fragestellung werden junge Er-

wachsene anhand qualitativer Interviews retrospektiv nach ihren Erfahrungen mit Sexualpä-

dagogik in ihrer Jugend gefragt und vor allem danach, was sie sich im Nachhinein gewünscht 

hätten. Deutlich wird, dass die befragten Jugendlichen keine Sexualpädagogik der Vielfalt er-

fahren haben, ihre Wünsche sich aber mit dem Entwurf in großen Teilen decken. Sie entwickelt 

Ideen, wie Sexualpädagogik in Zukunft auch den queeren Jugendlichen gerecht werden kann. 

Inga Krage identifiziert in ihrem Beitrag Chancen und Herausforderungen in der Vermittlung 

und Etablierung einer Regenbogenkompetenz in der Sozialen Arbeit und bezieht sich dabei 

insbesondere auf den Kontext der Beratung von Regenbogenfamilien. Die Kompetenz zielt 
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darauf ab, Fachkräfte der Sozialen Arbeit im professionellen Umgang mit der Vielfalt sexueller 

Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten zu stärken und so zu einer vorurteilsbewuss-

teren und diskriminierungsfreieren Praxis beizutragen. Als große Herausforderung stellt Inga 

Krage die Dekonstruktion heteronormativer Vorstellungen heraus – bei sozialen Fachkräften, 

auf gesamtgesellschaftlicher Ebene und auch in der Forschung.  

Sebastian Tölle beschäftigt sich in seinem Beitrag mit dem Tabu Pädophilie und fragt danach, 

welche Möglichkeiten und Grenzen die Soziale Arbeit in der Frühprävention und Beratung bei 

pädosexuellen Präferenzen hat. Er geht davon aus, dass die Soziale Arbeit einen wichtigen 

Beitrag dazu leisten kann, dass Menschen mit pädosexuellen Präferenzen nicht sexuell über-

griffig gegenüber Kindern werden. Es geht ihm explizit nicht um eine Verharmlosung sexueller 

Übergriffe, sondern im Gegenteil um die Chancen, Übergriffen präventiv zu begegnen. Er führt 

Expert_inneninterview mit Sozialarbeitenden und anderen Professionellen mit sexualpädago-

gischer Expertise und arbeitet so die Möglichkeiten, aber auch die Grenzen in der Arbeit her-

aus. 

Wir wünschen den Leser_innen, dass sie mit diesem Band wieder einen guten Einblick in die 

Themenwelt des Studiengangs Soziale Inklusion an der Evangelischen Hochschule Bochum 

bekommen können und hoffen, dass auch dieser Band die Diskussionen im Studiengang be-

reichert und Studierende daraus für sich Anregungen für die Themensuche Ihrer eigenen Mas-

ter-Thesis gewinnen. 

 

 

Hans-Jürgen Balz, Annika Huneke, Carola Kuhlmann und Kathrin Römisch 
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Diskriminierungserfahrungen Geflüchteter - zur Relevanz einer of-

fensiven Antidiskriminierungsarbeit Antonia Holtmann 

1 Einleitung 

Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen prägen die Lebensrealität von Geflüchteten.2 

So zeigen Studien, welche explizit die Erfahrungen Geflüchteter untersuchen, dass diese im 

Alltag von strukturellen, institutionellen, individuellen und diskursiven Diskriminierungen be-

troffen sind (vgl. z.B. Scherr & Breit 2020, S. 194; ARIC NRW 2018b, S.10). Doch obwohl die 

direkten und indirekte Folgen von Diskriminierung verheerend sein können und zu Bildungs-

defiziten, ökonomischen Benachteiligungen, zu räumlicher Segregation, bzw. insgesamt zu 

Chancenungleichheiten und eingeschränkten Teilhabemöglichkeiten am politischen, sozialen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Leben führen können (vgl. ARIC NRW 2018a, S. 8; vgl. Scherr 

2017, S. 41), sind Beratungsangebote zur Meldung von Diskriminierungsfällen nach Einschät-

zung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei Betroffenen häufig wenig bekannt und 

werden daher auch kaum in Anspruch genommen (vgl. Deutscher Bundestag 2020b, S. 22f.). 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wo von Diskriminierung und Rassismus be-

troffene Geflüchtete die für sie oft belastenden Erlebnissen thematisieren. Hier liegt die Ver-

mutung nahe, dass Sozialarbeiter*innen, die mit Geflüchteten z. B. in Unterkünften und (Asyl-

verfahrens-, Berufs-, oder psychosozialen) Beratungsstellen arbeiten, häufig mit den Diskrimi-

nierungs- und Rassismuserfahrungen ihrer Klient*innen konfrontiert werden. Denn allein quan-

titativ hat die Soziale Arbeit in den letzten Jahren im Kontext der Fluchtmigration an Bedeutung 

gewonnen (vgl. Bröse et al. 2018, S.9) und ist somit zu einer wichtigen Akteur*in in diesem 

Bereich geworden. Jedoch agieren Sozialarbeitende häufig innerhalb eines überlasteten Ar-

beitskontexts und müssen mit restriktiven Vorgaben der Asyl- und Sozialgesetzgebung umge-

hen. Die Lösung existentieller Problemstellungen der Klient*innen steht dabei oft im Vorder-

grund, sodass Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen eher nachrangig Beachtung fin-

den (können) (vgl. ARIC NRW 2018b, S. 14). Zudem besteht bei vielen Sozialarbeitenden eine 

2 Diskriminierung meint hier benachteiligende Handlungen und Äußerungen aufgrund von tatsächlichen oder zuge-
schriebenen Merkmalen, beispielsweise aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, Nationalität, der Haut-
farbe oder des äußeren Erscheinungsbildes, der Sprache, der Religionszugehörigkeit oder Weltanschauung oder 
der sexuellen Orientierung und Identität (vgl. ebd.; vgl. ARIC NRW 2018a, S. 7f; Art. 3 Abs. 3 GG). Bei Rassismus 
handelt es sich um eine soziale Konstruktion von ‚Menschenrassen‘ (Rasse wird hier als soziales Konstrukt ver-
standen, da im wissenschaftlichen Diskurs immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass es keine biologischen 
„Rassen“ gibt, die einen natürlichen Zusammenhang zwischen Gruppenmerkmalen/unterschieden und Fähigkeiten 
oder Verhalten nahelegen würde (vgl. Clair & Denis 2015), weshalb der Begriff eigentlich abzulehnen ist, jedoch 
noch z.B. in Gesetzestexten etc. Verwendung findet). Menschengruppen werden aufgrund ihrer Hautfarbe oder 
Herkunft hierarchisiert, bzw. diskriminiert (vgl. Diekmann & Fereidooni 2019, S. 345). Somit ist Rassismus eine 
spezifische Ausprägung von Diskriminierung. Gleichzeitig ist Rassismus ein historisch gewachsenes und gesamt-
gesellschaftliches Phänomen, das als Macht und Dominanzverhältnis symbolische und materielle Ausschlüsse er-
zeugt und legitimiert (vgl. Fereidooni & El 2017, S. 15) 
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große Unsicherheit darin, wie sie ihre Klient*innen im Umgang mit Diskriminierungs- und Ras-

sismuserfahrungen unterstützen können und welche (rechtlichen) Interventionsmöglichkeiten 

es überhaupt gibt, wie die für diesen Beitrag geführten Interviews mit Fachkräften der Flücht-

lingssozialarbeit deutlich gezeigt haben.  

Die hier zugrundeliegende These lautet somit, dass es vielen Sozialarbeitenden, die in Bera-

tungsstellen mit Geflüchteten arbeiten, an Strategien, Konzepten und (rechtlichen) Kenntnis-

sen fehlt, um professionell auf die Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen ihrer geflüch-

teten Klient*innen reagieren zu können. Ursache dafür scheint eine fehlende Verschränkung 

der Themen ‚Soziale Arbeit mit Geflüchteten‘ und ‚Antidiskriminierungsarbeit‘ zu sein.  

Um den durch Diskriminierung drohenden Exklusionsgefahren jedoch etwas entgegenzuset-

zen, braucht es in den Beratungsstrukturen für Geflüchtete eine offensive Antidiskriminie-

rungs- und Antirassismusarbeit. Bei der Entwicklung entsprechender Beratungskonzepte stellt 

die Perspektive der von Diskriminierung Betroffenen einen großen Mehrwert dar, da sie die 

Expert*innen im Umgang mit solchen Exklusionserfahrungen sind. Dieser Beitrag nimmt daher 

die Betroffenenperspektive und mögliche Deutungs- und Bewältigungsstrategien Geflüchteter 

in den Blick, um daraus einen Mehrwert für die soziale Beratung von Geflüchteten zu gewin-

nen. Die Forschungsfragen, die dabei untersucht wurden, lauteten: 

Welche Aspekte gehören zu einer offensiven Antidiskriminierungsarbeit in der sozialen Bera-

tung von Geflüchteten und  

ergeben sich aus der besonderen Berücksichtigung der Perspektive Geflüchteter bzw. ihrer 

Deutungs- und Handlungsstrategien von Diskriminierungserfahrungen neue oder andere As-

pekte für die Beratungsarbeit im Kontext der Fluchtmigration?  

Auf Grundlage dieser Forschungsfragen wurden sodann Aspekte einer offensiven Antidiskri-

minierungsarbeit in der Sozialen Arbeit mit Geflüchteten herausgearbeitet. 

 

2 Methodischer und theoretischer Bezugsrahmen 

In diesem Beitrag wurde die qualitative Sozialforschung als Ansatz gewählt, um anhand von 

(leitfadengestützten3) Expert*innen4- Interviews Wahrnehmungs-, Deutungs-, Bewältigungs-, 

und Handlungsmuster zu analysieren, die Menschen anwenden, wenn sie z. B. Diskriminie-

rung erfahren haben und um konkrete Diskriminierungserfahrungen zu identifizieren und in 

ihrer Entstehung zu rekonstruieren (vgl. ebd.). Für die Auswertung der Interviewtengruppe der 

Geflüchteten wurde auf den Ansatz der interpretativen Sozialforschung der Soziologin Gab-

                                                

 

3 Die Interviews mit den Geflüchteten wurden sehr offen geführt. Dabei wurde sich nicht unbedingt an einem Leit-
faden orientiert, wenn das Gespräch sich von den Fragen des Leitfadens weg entwickelte. Als eine der wichtigsten 
Prinzipien einer interpretativen Sozialforschung nennt Gabriele Rosenthal eine Offenheit im Forschungsprozess, 
die insbesondere eine den Forschungsprozess begleitende Logik des Entdeckens und eine Offenheit bei der Erhe-
bung und bei der Auswertung erfordere. (vgl. Rosenthal 2011, S. 38) 

4 Als Expert*innen können hier sowohl die Fachkräfte als auch die Geflüchteten mit ihrem für diesen Beitrag spezi-
fischen Wissen bezeichnet werden.  
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riele Rosenthal (2005) zurückgegriffen. Die leitfadengestützten Interviews mit den Expert*in-

nen den Flüchtlings- und Antidiskriminierungsstellen wurden vorwiegend qualitativ, inhaltsana-

lytisch ausgewertet. 

Als Datengrundlage dienten insgesamt zehn Interviews: Vier mit Geflüchteten, vier mit Fach-

kräften aus der Flüchtlingsberatung und zwei mit Mitarbeiter*innen aus Antidiskriminierungs-

stellen in NRW5. Da drei der interviewten Fachkräfte aus der Flüchtlingsberatung eine eigene 

Fluchtgeschichte aufweisen, konnten somit insgesamt sieben Personen zu ihren Diskriminie-

rungserfahrungen und möglichen Deutungs- und Handlungsstrategien befragt werden. Davon 

waren wiederum drei Personen weiblich und vier männlich6. Ziel war es dabei verschiedene 

Geschlechtsidentitäten zu berücksichtigen, wobei statistisch betrachtet deutlich mehr männli-

che Geflüchtete in Deutschland Schutz suchen, was z. B. daran liegt, dass die Flucht nach 

Europa für Frauen sehr gefährlich sein kann (drohende Vergewaltigungen und Verschleppun-

gen) oder die Ressourcen für die Finanzierung der Flucht nur für eine Person aus der Familie 

ausreichen.7 Eine Interviewpartnerin trägt ein Kopftuch. Zwei Interviewpartner sind Black Pe-

ople of Color (BPoC)8 und muslimisch und ein Interviewpartner hat einen arabischen (und 

christlichen) Migrationshintergrund. Besonders vulnerable Gruppen in Bezug auf Diskriminie-

rungserfahrungen sind BIPoC, männliche Muslime, junge Männer mit einem arabischen Mig-

rationshintergrund und Muslima, die ein Kopftuch tragen (vgl. Scherr & Breit 2020, S. 233). 

Auch der Aufenthaltsstatus und die Sichtbarkeit bzw. Verdeckbarkeit des Diskriminierungs-

merkmals spielt für die Deutung von Diskriminierung eine wichtige Rolle (vgl. ebd., S. 234). 

Der Aufenthaltsstatus variierte bei den Interviewten sehr stark. Zwei Personen haben einen 

befristeten und somit unsicheren Aufenthaltsstatus, wohingegen fünf einen sicheren, unbefris-

teten Aufenthaltsstatus aufweisen. Die dargestellten Merkmale für besonders vulnerable Grup-

pen konnten somit in der Auswahl der Interviewpartner*innen mitberücksichtigt werden. 

                                                

 

5 Die Beschränkung auf NRW ergibt sich aus dem arbeitspraktischen Kontext der Verfasserin und aus den Veröf-
fentlichungen, die im Kontext des Projektes Kompass F von aric NRW e.V. veröffentlicht wurden, da diese für die 
Thematik dieser Arbeit sehr relevant waren: Alle Veröffentlichungen stehen unter: https://www.aric-nrw.de/pro-
jekte/projekt-kompass-f.html (aufgerufen am 20.03.2022) zur Verfügung. 

6 Im Rahmen zukünftiger Forschung wäre sicherlich auch die Berücksichtigung von non-binären/queeren Geflüch-
teten interessant. Die hier Interviewten definieren sich jedoch entweder männlich oder weiblich.   

7 Mehr zu möglichen Gründen: https://www.sueddeutsche.de/politik/fluechtlinge-in-europa-warum-vor-allem-maen-
ner-asyl-suchen-1.2584201 - aufgerufen am 14.03.2022. 

8 Eine kurze Erläuterung zu den Bergriffen „schwarz“, „weiß“ und „(BI)PoC“ für „(Black, Indigenious and) People of 
Color“: Im rassismuskritischen Sprachgebrauch werden die Begriffe „schwarz“ und „PoC“ häufig bevorzugt, da sie 
Selbstbezeichnungen sind. Bei den Begriffen schwarz, weiß, (BI)PoC geht es jedoch nicht um die Beschreibung 
der tatsächlichen Hautfarbe, sondern um politische Kategorien und (konstruierte) soziale Zugehörigkeit. Häufig 
sollen die Begrifflichkeiten darauf hinweisen, ob die bezeichneten Menschen aufgrund ihres Aussehens im Alltag 
Rassismuserfahrungen machen oder nicht. Die Begriffe (BI)PoC sind dem angloamerikanischen Raum entliehen 
und werden im deutschsprachigen Raum häufig in wissenschaftlichen Diskursen oder unter politisch aktiven Men-
schen wörtlich übernommen. Vgl. Schrader 2018: https://www.zeit.de/campus/2018-08/rassismus-dekonstruktion-
weisssein-privileg-robin-diangelo#people-of-colour-1-tab - aufgerufen am 03.02.2022 - und Glossar Neue Medien-
macher: https://glossar.neuemedienmacher.de/glossar/people-of-color-poc - aufgerufen am 03.02.2022. Interes-
sant könnte hier auch eine vertiefte Auseinandersetzung mit Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen von 
BIPoC und ukrainischen Geflüchteten sein.  
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Die Sicht der Berater*innen aus den Antidiskriminierungs- und Flüchtlingsberatungsstellen war 

von Bedeutung, um in Erfahrung zu bringen, ob sich von Diskriminierung und Rassismus be-

troffene Geflüchtete an diese wenden und wenn ja, wie sie darin unterstützt werden, diskrimi-

nierende Exklusionserfahrungen zu bewältigen. 

Analysiert wurden die Interviews zudem mit Hilfe der theoretischen Überlegungen zu verschie-

denen Bewältigungsformen von Diskriminierungserfahrungen des kanadischen Soziologen Er-

ving Goffman und seiner Studie „Stigma“ (1963/2012) und anhand der Studie „Diskriminierung, 

Anerkennung und der Sinn für die eigene Position“ (Scherr & Breit 2020). Die einzelnen Be-

wältigungsformen (Scherr & Breit haben in Anlehnung an Goffman ein Schema der Bewälti-

gungsformen erstellt) können hier aus Platzgründen jedoch nicht ausführlich beschrieben wer-

den, sollen jedoch in der nun folgenden Analyse der Interviews an entsprechenden Beispielen 

dargestellt werden. 

 

3 Analyse und Ergebnisse der Erhebung  

3.1 Auswertung der Interviews mit Fachkräften der Flüchtlingsberatung und Antidiskri-

minierungsstellen 

Wie eingangs vermutet, wurden alle befragten Fachkräfte der Flüchtlingssozialarbeit von ihren 

Klient*innen mit Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen konfrontiert. Besonders häufig 

werden den Fachkräften Diskriminierungserfahrungen in den Bereichen „Kontakt mit Behör-

den“ (dabei ganz besonders mit Ausländerbehörden und Jobcentern, wie auch an den Äuße-

rungen der Geflüchteten deutlich wurde), „Wohnsituation (Gemeinschaftsunterkünfte) und Zu-

gang zum Wohnungsmarkt“, „Ausbildung und Arbeit“, „Kontakt mit der Polizei“ und „öffentliche 

Verkehrsmittel“ berichtet. Die Diskriminierungen beziehen sich dabei meist auf die Merkmale 

Hautfarbe bzw. äußeres Erscheinungsbild (in Verbindung mit der ethnischen Herkunft, Natio-

nalität), der Sprache und der Religionszugehörigkeit. Der Umgang mit den geschilderten Prob-

lemlagen erweist sich bei den Fachkräften (und ihren Teams) jedoch als sehr unterschiedlich. 

Während es in zwei Beratungsstellen Konzepte zum Umgang mit geschilderten Diskriminie-

rungs- und Rassismuserfahrungen der Klient*innen, oder zumindest Möglichkeiten/Kontakte 

der Weitervermittlung zu geben scheint, liegen in zwei Organisationen sowohl wenig Kennt-

nisse, als auch keinerlei Konzepte zum Thema Diskriminierung und Rassismus vor. Fehlende 

Ressourcen zur Bearbeitung von Diskriminierungs- oder Rassismuserfahrungen der Klient*in-

nen wurden in den Interviews häufig als Begründung für eine Nicht-Thematisierung dieser Er-

fahrungen angeführt. Es wurde deutlich, dass es häufig an personellen, zeitlichen, räumlichen, 

konzeptionellen und infrastrukturellen Ressourcen dafür fehlt. Es müssten demnach in den 

Einrichtungen Strukturen (vielleicht extra Stellen einrichten) geschaffen werden, um Diskrimi-

nierung ansprechbar(er) zu machen. Auch Vernetzungsstrukturen zu Antidiskriminierungsstel-

len müssten hergestellt oder ausgebaut werden und Fortbildungsmöglichkeiten zu den The-

men Anti-Rassismus und Diskriminierungsschutz geschaffen werden. In zwei Interviews mit 
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Berater*innen aus unabhängigen Organisationen9 wurde deutlich, wie entscheidend gute Öf-

fentlichkeits- und Lobbyarbeit sind, um auf Diskriminierungsfälle aufmerksam zu machen und 

auch strukturell verankerte Diskriminierungsformen zu bekämpfen. Aus der praktischen Arbeit 

(Beratung) heraus, können so Bedarfe erkannt, Missstände benannt und anhand dessen poli-

tische Forderungen formuliert werden. 

Die zwei Interviews mit Mitarbeiter*innen aus Antidiskriminierungsstellen (ADS) in NRW zeig-

ten, dass Geflüchtete nur äußerst selten selbstständig den Kontakt zu den Antidiskriminie-

rungsstellen suchen. In den weitaus häufigeren Fällen werden sie von anderen (Beratungs-) 

Stellen weitervermittelt. Eine Antidiskriminierungsberaterin vermutet, dass es unterschiedliche 

Gründe dafür gebe, warum Geflüchtete sich selten in Eigeninitiative an sie wenden. So sei der 

Kampf gegen rassistische Diskriminierung ein langer und auch idealistischer Kampf, der ge-

nügend (Kraft und teilweise auch finanzielle) Ressourcen und eine abgesicherte Lebenssitua-

tion erfordern würden. Zudem würden die Klagefristen des Antidiskriminierungsgesetzes 

(AGG) eine große Hürde darstellen. So müssen die Klagen innerhalb von zwei Monaten nach 

einem diskriminierenden Vorfall erhoben werden. Generell würden sich nur wenige Menschen, 

die sich an die ADS wenden, für den Klageweg entscheiden, da die Erfolgsaussichten unsicher 

und auch die Entschädigungsaussichten (z.B. monetärer Art) eher gering seien. Meist sei da-

her der Klageweg ein idealistischer, der viel von Einzelpersonen abverlange. Dabei sei ein 

Verbandsklagerecht ein wichtiges Instrument, um wirksamer gegen Diskriminierung vorgehen 

zu können. Berlin ist das erste Bundesland in Deutschland, welches 2020 auf Landesebene 

ein Antidiskriminierungsgesetz (LADG) erlassen hat. Das Besondere an dem Gesetz ist, dass 

es Rechtslücken (z. B. im Bereich behördlichen Handelns) schließt und weitere zu schützende 

Merkmale aufgenommen hat, wie z. B. den sozialen Status und chronische Erkrankungen. 

Auch ein einzelfall- und strukturbezogenes Verbandsklagerecht wurde als weiteres Rechts-

schutzinstrument installiert.10 Um Klagen zu finanzieren, gibt es die fonds- und spendenba-

sierte, ehrenamtlich geführte Stiftung „Leben ohne Rassismus“, bei der auch Geflüchtete An-

träge zur Finanzierung von Verfahren stellen können, wie eine Interviewpartnerin bemerkt. Für 

wichtig hält sie auch die Vernetzung von Antidiskriminierungsstellen, mit ihren jeweiligen 

Schwerpunkten der Beratung mit Arbeitskreisen und Beratungsstellen, in denen auch Perso-

nen mitwirken, die mit Geflüchteten arbeiten. Dieser Aspekt wurde in unterschiedlichen Inter-

views genannt. Auch die Notwendigkeit von Informationsmaterial für Geflüchtete (Flyer etc. in 

unterschiedlichen Sprachen) hingewiesen, um Geflüchteten Unterstützungsmöglichketen im 

Falle von Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen aufzuzeigen.  

Das Konzept des Empowerments wurde sowohl von Berater*innen als auch vereinzelt von 

Geflüchteten als stärkendes Instrumentarium gegen Diskriminierung und Rassismus genannt:  

                                                

 

9 Hier wäre eine weitere Untersuchung der unterschiedlichen Beratungsarbeit von Geflüchteten in kirchlichen, staat-
lichen und unabhängigen Beratungsstellen interessant.  

10 Vgl. https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ - aufgerufen am 19.03.2021. 
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"Also einmal die Menschen selber als Expert*innen in der eigenen Sache auch wahrzunehmen und 
nicht zu denken, dass wir jetzt als weiße Berater*innen zum Beispiel wissen, was das Richtige für die 
Menschen ist, sondern da eben auch ganz klar zu sagen "ne, natürlich wissen die Menschen, die diese 
Erfahrungen machen, viel besser Bescheid, was es braucht". Gleichzeitig sind die Strukturen eben 
schwer veränderbar. Das ist ein langwieriger, schwieriger Prozess. Und dafür braucht es Vernetzungen. 
Es braucht eine größere Schlagkraft. Es braucht Menschen, die das benennen können, was ihnen pas-
siert; die Sprache dafür finden, Unterstützung untereinander finden und dann gemeinsam auch dagegen 
vorgehen. Und wir können dann nur quasi unterstützend zur Seite stehen. Es wurden viel zu lange und 
immer noch werden eben die Menschen, die am besten wissen, was Rassismus ist und wie Rassismus 
wirkt, nicht gehört“ (I6, 45:41) 

Insgesamt lässt sich jedoch feststellen, dass Geflüchtete mit Diskriminierungs- und Rassis-

muserfahrungen bisher nicht unbedingt zu der Zielgruppe der Beratungsstellen (sowohl der 

Antidiskriminierungsstellen als auch der Flüchtlingsberatungsstellen) gehören und diese auch 

strukturell nicht unbedingt einbezogen werden. Dies könnte sich zwar durch gezielte Anspra-

che ändern, doch lassen die überlasteten Strukturen der Beratungsstellen eine Ausweitung 

der Zielgruppen häufig nicht zu. 

 

3.2 Auswertung und Ergebnisse der Interviews mit Geflüchteten 

Alle der im Rahmen der Forschungsarbeit interviewten Personen mit Fluchthintergrund berich-

teten eindrücklich von Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen. Dabei reichte die 

Spanne der geschilderten Erfahrungen von individuellen Diskriminierungsformen bis hin zu 

institutionellen und strukturellen Diskriminierungsformen. Geflüchtete mit einem unsicheren 

Aufenthalt sind dabei, wie gezeigt werden konnte, in besonderem Maße von benachteiligen-

den und legal verankerten Strukturen betroffen, die ihr Leben und auch den Umgang mit Dis-

kriminierungserfahrungen stark beeinflussen. So verwundert es zunächst auch nicht, dass in-

stitutionelle Formen der Benachteiligung in Behörden, Institutionen und Organisationen (z.B. 

Ausländerbehörde, Jobcenter, Schulen, (Ausbildungs-) Betriebe) besonders häufig themati-

siert wurden. Allerdings war dabei auffällig, wie massiv die Diskriminierungserfahrungen in 

Ausländerbehörden und Jobcentern aufzutreten scheinen. Auch die Wohnsituation (in Erst-

aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften) und der Zugang zum Wohnungs-

markt wurde häufig im Zusammenhang mit Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen the-

matisiert. Die Darstellungen der Geflüchteten of Color machten deutlich, dass die Themen 

Ausbildung, Arbeit und der Kontakt mit der Polizei (racial profiling), aber auch der öffentliche 

Bereich (wie das Nutzen von öffentlichen Verkehrsmitteln) für Schwarze Menschen besonders 

von Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen geprägt sind: 

„Einmal bin ich am Hauptbahnhof (Ruhrgebietsstadt) ausgestiegen. Viele Leute waren da. Aber ich bin 
der einzige, den die Polizei festgehalten hat und fragen nach dem Ausweis, und kontrollieren und ma-
chen Theater. Ich werde immer kontrolliert, einfach so“ (I5, 14:15). 

Auf die Frage, wie er damit umgehe und ob er mal überlegt hätte, sich an eine Antidiskriminie-

rungsstelle zu wenden, antwortet er: 

„Ich finde das manchmal ok, aber nicht, wenn sie sehr aggressiv sind. Manche sind aggressiv und un-
terstellen sofort, dass ich Drogen verkaufe und das ist nicht normal. Nicht alle schwarzen Leute verkau-
fen Drogen. Ich finde das richtig schlecht“ (I5, 18:41). 

„Nein ich habe das nicht gemacht. Aber ich weiß auch nicht, was das bringen soll – gegen die Polizei 
zu kämpfen“ (I5, 32:55). 
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Die geschilderten Diskriminierungen bezogen sich in den Interviews meist auf die Merkmale 

Hautfarbe bzw. äußeres Erscheinungsbild (in Verbindung mit der ethnischen Herkunft, Natio-

nalität), der Sprache und der Religionszugehörigkeit. Geschlechtsspezifische Diskriminierung 

wurde besonders im Fall der kopftuchtragenden Beraterin geschildert. 

„Die [Klient*innen, aber auch Menschen aus ihrem Umfeld] denken immer, eine Kopftuchträgerin könnte 
nicht so modern sein. Oder mit Männern arbeiten. Also ich arbeite auch mit männlichen Klienten, meis-
tens sind es sogar Männer. Und sie wundern sich, dass mein Mann mir so viel Freiheit gibt. […] Die 
denken immer, die Frauen mit Kopftuch wird unterdrückt von den Ehemännern und Familien. Sie dürfen 
das nicht machen, oder alleine, die dürfen das und das nicht machen. Und manchmal denken sie auch, 
dass sie sich nicht bilden lassen darf. Kein Zugang zu Uni, oder Ausbildung haben darf. Ich bin da 
vielleicht eine Ausnahme. Ich bin da offen, mein Mann auch. Ich bin Muslima, ich praktiziere meine 
Religion für mich, das ist für mich an Gott […]“ (I9, 10:50-12:04). 

 

3.3 Deutungs- und Handlungsmuster von Diskriminierungserfahrenen 

In der Auswertung der Interviews mit Geflüchteten zeigte sich, wie unterschiedlich Deutungs- 

und Handlungsmuster von Diskriminierungserfahrungen sein können. Interessanterweise ga-

ben zu Beginn der Gespräche vier von sieben Personen an, keinerlei Diskriminierungserfah-

rungen in Deutschland zu machen, schilderten dann jedoch im Verlauf des Gesprächs ein-

drücklich verschiedene Diskriminierungs- und Rassimuserfahrungen. Diese erste Zurückhal-

tung kann auch damit zu tun haben, dass die Interviewerin als der Mehrheitsgesellschaft zu-

gehörig zu erkennen ist und zunächst Vorbehalte vorhanden waren, die Situationen darzustel-

len, da sie befürchteten, dass sich die Interviewerin dadurch verletzt fühlen könnte. Mindestens 

bei einer Interviewpartnerin wirkte dies zunächst so. Bei einem Berater mit Fluchthintergrund 

schien diese "Dethematisierung" oder auch Leugnung von eigenen Diskriminierungserfahrun-

gen jedoch einen anderen Hintergrund zu haben. Sein Selbstbild als bereits seit vielen Jahren 

in Deutschland lebender rechtsbewusster, kommunikativer und vorurteilsfreier Mann, schien 

(vielleicht auch in Abgrenzung zu seinen Klient*innen) eine eigene Betroffenheit von Diskrimi-

nierung und Rassismus nicht zuzulassen: 

„Also ich habe es nicht erlebt, wirklich. Ich bin jetzt 27 Jahre in Deutschland. Ich wurde nicht so behan-
delt. Ich habe auch nicht dieses Gefühl gehabt. Ja, aber ich denke, ich kann von meinen Erfahrungen 
sagen. Wie gesagt, ich bin ein selbstbewusster Mensch. Ich bin auch ein sehr kommunikativer Mensch. 
Ich suche Kommunikation mit Menschen. Ich habe keine Verurteilungen von Deutschen in Anführungs-
zeichen erlebt. Ich bin sehr offen. Wenn Menschen mich etwas fragen, bin ich nicht so schnell sensibel 
und verurteile sie, sondern ich bespreche mit Menschen ganz einfach, was sie für sie interessant ist. 
Keine Vorurteile von beiden Seiten ist eine sehr, sehr wichtige Sache. Ja. offen sein ist eine sehr, sehr 
wichtige Sache. Kommunikativ sein, miteinander reden ist wichtig. Nein, nicht übereinander reden, mit-
einander reden. Also gegenseitig sich besuchen, viele Vorurteile kommen vor, weil wir uns nicht kennen. 
Weil wir uns nur über Fernsehen oder Bücher oder was das Romane kennen. Aber wenn die Leute 
private persönliche Kontakte miteinander haben, dann verstehen sie sich gegenseitig besser. Aber auch 
sollten ausländische Bürger mehr Selbstbewusstsein und auch Unrechtsbewusstsein haben. Das ist 
sehr, sehr wichtig, damit sie sich selbst als Mensch sehen und an sich glauben. Dran glauben, dass sie 
in Deutschland ihre Rechte verteidigen können“ (I3, 50:17-52:15).  
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Begegnungen zu ermöglichen, um (gegenseitige) Vorurteile abzubauen, wird in dem Zitat als 

wichtiges Mittel angesehen, um gegen Vorurteile und Diskriminierungen vorzugehen. Interes-

sant war jedoch die in dem gleichen Interview geführte beschriebene eigene Diskriminierung 

als Beispiel für strukturellen Rassismus:  

„Ich bin fast 27 Jahre in Deutschland, aber ich kann nicht an Wahlen teilnehmen. Warum?! Weil ich 
keine Staatsangehörigkeit habe. Und warum? Weil ich nicht meine iranische Staatsangehörigkeit nach-
weisen kann. Denn dazu müsste ich zur iranischen Botschaft gehen. Und ich will das nicht, weil ich 
kenne diese Botschaft, bzw. diese Land (Iran) als ein mörderisches Regime, also will ich nicht dahin 
gehen. Es gibt tausende, sogar zehntausende Menschen, die aus unterschiedlichen Gründen nicht an 
Wahlen teilnehmen können, und somit sind sie von diesem politischen Leben in Deutschland ausge-
schlossen. Gleichzeitig haben wir auf kommunaler Ebene sogenannte "Ausländerbeiräte" oder "Integ-
rationsräte". Und dieser Ausländerbeirat ist gedacht, auf kommunaler Ebene, für Ausländer mit einer 
Aufenthaltserlaubnis. Aber Ausländerbeirat hat nur eine empfehlende Funktion und keine entschei-
dende Funktion. Das heißt, auch wenn du an einer Wahl auf kommunaler Ebene teilnimmst, dann wirst 
du dennoch als zweite Klasse Bürger angesehen. Du hast keine Entscheidungsmacht in diesem Sys-
tem“ (I3, 10:49-15:52). 

Bei der dritten Interviewpartnerin hing die Leugnung von Diskriminierung mehr mit einer Unsi-

cherheit zusammen, wann Erfahrungen wirklich als Diskriminierung oder Rassismus bezeich-

net werden können und wann es sich dabei lediglich um Vorurteile der Menschen ihr gegen-

über handele. In diesem Zusammenhang wies eine Fachkraft mit Fluchtgeschichte darauf hin, 

dass es Geflüchteten teilweise an Kenntnissen über die eigenen Rechte fehle. Diese „Unwis-

senheit“ und die damit verbundene Möglichkeit bestimmte Rechte einzufordern, sieht sie als 

große Hürde bei der Bearbeitung von Diskriminierungsvorkommnissen und sieht hierin einen 

dringenden Handlungsbedarf. Auch die Herkunft mancher Klient*innen aus teilweisen autori-

tären, diktatorischen Staaten mit einer damit verbundenen Angst vor staatlichen Institutionen 

verhindere häufig die Entwicklung einer aktiven Bewältigungsstrategie bei Geflüchteten. 

In einem Interview wurde ein Prozesscharakter der ‚Bewusstwerdung‘ von Diskriminierungs- 

und Rassismussituationen und damit verbunden, einer Entwicklung von Handlungsstrategien 

geschildert, der sich auch in anderen Interviews wiederfinden ließ. So lag bei einer Person zu 

Beginn des Aufenthaltes die Überzeugung vor, dass die eigenen Diskriminierungsmerkmale 

nur genügend verdeckt werden müssten (z. B. Sprache), um „unsichtbar zu werden“. Die Per-

son beschreibt:  

I: Ja. Also damals habe ich das nicht verstanden, dass das Rassismus war. Ich fühlte mich einfach nicht 
willkommen. Also so! Ich hatte die Idee ok, ich muss einfach so schnell wie möglich Deutsch lernen und 
dann hab ich kein Problem mit Rassismus.“   
B: Und jetzt sprichst du perfekt Deutsch. Und was machst du jetzt für Erfahrungen? Du hattest gerade 
schon von Alltagsrassimus gesprochen...  
I: Ja, genau. Ich konnte nun sehr gut Deutsch. Ich bin jemand, der sehr stark auf die Phonetik achtet, 
bei also Sprachen und ich konnte nun ohne Akzent sprechen, nach ein paar Monaten. Und dann hab 
ich gemerkt "okay, ich weiß, was ich gesagt habe und gerade konnte man nicht erkennen, ob meine 
Muttersprache Deutsch oder Arabisch ist. Aber das hat sich nicht geändert. Nichts. Also das war immer 
das Gleiche. Und dann hab ich verstanden "okay, es ist wegen meines Aussehens und das kann ich 
nicht verändern." Dadurch bin ich dann auf die Problematik des Rassismus aufmerksam geworden. (I8, 
Teil II, 09:47-11:30) 

Die hier verfolgte Strategie war somit zunächst sich der Mehrheitsgesellschaft anzupassen 

und ähnlicher zu werden (Goffman nennt dies 'Mimikry'), um eine Schädigung der eigenen 

Identität zu vermeiden. Die Interviewpartner*in deutete in diesem Zusammenhang darauf hin, 

dass viele Geflüchtete zunächst das Bedürfnis hätten, „nicht aufzufallen" und „unsichtbar“ zu 
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sein. Dies könne auch mit einer Leugnung von Diskriminierung einhergehen und mit dem pas-

siven Ertragen von diskriminierenden Verhältnissen, wie man es vielleicht aus den Herkunfts-

ländern auch gewohnt war. Teilweise würden zudem die unterdrückenden Verhältnisse im 

Herkunftsland als schwerwiegender gedeutet und die Diskriminierungserfahrungen in 

Deutschland daher zunächst bagatellisiert. Die Antidiskriminierungs-berater*innen wiesen 

auch darauf hin, dass das alltägliche Leben zu Beginn des Aufenthalts so viel Kraft koste, dass 

keine Ressourcen vorhanden seien, um sich mit Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen 

auseinandersetzen zu können. Eine Beraterin mit Fluchtgeschichte schilderte sehr eindrück-

lich, dass der Schritt der Anerkennung der Tatsache, dass man als Geflüchtete*r in Deutsch-

land häufig nicht mehr als Individuum (wie vielleicht im Herkunftsland, in dem man der Mehr-

heitsgesellschaft zugeordnet wurde) wahrgenommen wird, sondern als Gruppe konstruiert 

wird, die mit negativen Eigenschaften verbunden wird, sehr schmerzhaft sei. Auf diesen 

Schmerz weist auch ein geflüchteter Interviewpartner hin, als er sagt, dass die Realisation von 

Diskriminierung und Rassismus und der vorhandenen strukturellen Benachteiligung es „erst-

mal noch schlimmer mache“. Dabei nennt er einen weiteren interessanten Aspekt: Nicht nur 

die Erkenntnis als Gruppe konstruiert, wahrgenommen und diskriminiert zu werden sei 

schmerzhaft, auch die Folge davon, nämlich, aktiv etwas dagegen tun zu können, sei schmerz-

haft.  

„Also das Ding ist nämlich zusätzlich, dass man, glaube ich, wenn man von Empowerment spricht, dann 
muss man erst mal erkennen, dass man strukturell in einer beschissenen Lage ist und dass das geän-
dert werden sollte oder muss. Und dann kommt jemand zum Beispiel mit diesem Empowerment-Work-
shop und sagt quasi, "Leute, Euch geht's nicht gut", und das zu realisieren ist erstmal noch schlimmer. 
Und es gibt bestimmt viele geflüchtete Menschen, die dann erstmal sagen, "okay, ich kann das jetzt 
nicht, ich hab dafür keine Ressourcen." Und aber gleichzeitig zu erkennen, dass man was machen kann, 
ist auch nicht einfach.“ (I8, 38:00) 

Als verletzend wurden von zwei Geflüchteten of Color auch gescheiterte Versuche geschildert, 

sich gegen Diskriminierung aufzulehnen. Ein "Bewusstwerdungsprozess" der Diskriminie-

rungs- und Rassismuserfahrungen könne jedoch heilend sein, wenn er in politischem Protest, 

Selbstorganisation und Empowerment münde, so ein Interviewpartner mit Fluchterfahrung. 

Diese offensive Bewältigungsform als Strategie im Umgang mit Diskriminierungs- und Rassis-

muserfahrungen nennen auch Scherr und Breit (Scherr & Breit 2020, S. 35f.). In den Gesprä-

chen mit Geflüchteten wurden zudem Strategien wie Humor, Ironie, offensives Widersprechen 

(auch um andere zu schützen, denen etwas Ähnliches passieren könne), positive Abgrenzung 

von einer anderen Minderheit, Rückzug auf unterstützende Kontexte, jedoch auch Vermeidung 

von Kontakten und Orten, die potenziell ein Diskriminierungsrisiko aufweisen und passives 

Aushalten genannt.  
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4 Fazit: Aufforderung zur Umsetzung einer offensiven Antidiskriminierungsar-

beit im Kontext der Fluchtmigration  

Keiner der interviewten Geflüchteten hat aktiv den Kontakt zu Beratungsstellen (weder zu 

Flüchtlingsberatungsstellen noch zu Antidiskriminierungsstellen) gesucht, obwohl die geschil-

derten Diskriminierungserfahrungen teilweise als sehr einschneidend und belastend beschrie-

ben wurden. Dies deutet darauf hin, dass Beratungsstellen nicht als Anlaufstellen wahrgenom-

men werden, wenn Diskriminierung erlebt wird. 

Anhand der geführten Interviews mit Geflüchteten und Fachkräften wurde zudem deutlich, was 

in den Strukturen der Flüchtlingsberatungsstellen, aber teilweise auch in Strukturen der Anti-

diskriminierungsstellen zu fehlen scheint, um angemessen auf Diskriminierungs- und Rassis-

muserfahrungen von geflüchteten Klient*innen reagieren zu können:  

1. Zuhören und Raum geben 

Auch wenn die Ressourcen begrenzt sind, ist es wichtig, Betroffenen einen Raum anzubieten, 

in dem sie ihre Erfahrungen teilen können. Dazu muss zunächst ein Raum geschaffen werden, 

in dem emotionale Unterstützung erfahren wird. Gleichzeitig brauchen Sozialarbeitende mehr 

Kenntnisse über rechtliche Möglichkeiten des Diskriminierungsschutzes ihrer Klient*innen, um 

angemessen reagieren zu können (Fortbildungen oder sogar Curricula an den Universitäten).  

2. Rassismuskritische Sensibilisierung der Sozialarbeitenden 

Es braucht ein Wissen über gesellschaftliche Machtverhältnisse. Diskriminierungen und Ras-

sismus wurden hier als gesellschaftliche Strukturprinzipien verstanden, die fest in die Instituti-

onen und Organisationen der Gesellschaft eingeschrieben sind. Dennoch ist es, wie eingangs 

beschrieben, in der deutschen Gesellschaft schwierig (auch für Betroffene) über ihre Erfah-

rungen mit Mehrheitsgesellschaftsangehörigen zu sprechen. Ursachen hierfür liegen auch in 

der Nationalsozialistischen Vergangenheit Deutschlands. Schwarze Sozialarbeitende und So-

zialarbeitende of Color sind daher in der Sozialen Arbeit im Kontext der Fluchtmigration „un-

verzichtbare Role Models“ (Meyer 2020, S. 296), auch um Empowermenträume zu gestalten 

und zu begleiten. Es muss in den Institutionen, in denen Sozialarbeitende arbeiten, somit ein 

Verständnis für die Wirkweisen von Rassismus vorliegen und die Auswirkungen dieser auf 

Klient*innen als zentraler Aspekt der eigenen Arbeit begriffen werden.  

Eine rassismuskritische Haltung beinhaltet auch die Reflektion der eigenen Involviertheit in 

rassistische Strukturen (Selbstreflektion), um in einem weiteren Schritt „rassimuskritische 

Möglichkeits-, Kommunikations-, und Erfahrungsräume“ (Textor & Anlas, S. 321) bereitzustel-

len. So würden „auf Rassekonstruktionen beruhende beeinträchtigende, disziplinierende und 

gewaltvolle Unterscheidungen“ (Mecheril et al. 2010, S. 172) geschwächt werden. 

3. Vernetzung mit Antidiskriminierungsstellen 

Wie gezeigt, fehlt es häufig an einer Vernetzungsstruktur zwischen Antidiskriminierungs- und 

Flüchtlingsberatungsstellen. Erstere könnten Sozialarbeitenden in Flüchtlingsberatungsstellen 

Informationsmaterial zur Verfügung stellen (am besten in verschiedenen Sprachen), um Ge-

flüchtete besser über antidiskriminierende Schutzmaßnahmen aufzuklären und weitere An-

laufstellen zu verdeutlichen.  
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4. Sensibilisierung von Behördenmitarbeitenden  

Die dargestellten Fälle zeigen, dass es dringend notwendig ist, in Behörden anzusetzen und 

dort zu verdeutlichen, dass Geflüchtete sich hier regelmäßig diskriminiert fühlen. Erst die An-

erkennung dieses strukturellen (Rassismus-) Problems würde weitere Handlungsmöglichkei-

ten aufzeigen. Beispielsweise wären Schulungsveranstaltungen (zur diskriminierungs- und 

rassimuskritischen Sensibilisierung) oder die Installation einer unabhängigen Beschwerde-

stelle vor Ort umsetzbare Instrumente. Gleichzeitig müsste auf gesetzgebender Ebene darauf 

hingearbeitet werden (z.B. durch politische Lobbyarbeit) diskriminierende ‚Sondergesetze‘ 

(wie z.B. das Asylbewerberleistungsgesetz) abzuschaffen. 

5. Vernetzung mit Gewerkschaften 

Die Interviews haben verdeutlicht, dass Geflüchtete zudem häufig im Arbeitskontext von Dis-

kriminierung und Rassismus betroffen sind. Es fehlt ihnen im Arbeitskontext somit an unter-

stützenden Kontakten, worauf jedoch auch die Antidiskriminierungsstellen nicht unbedingt ei-

nen Schwerpunkt in der Beratung legen. Es braucht daher bei der Antidiskriminierungsarbeit 

mit Geflüchteten eine Vernetzung mit Gewerkschaften, um über arbeitsrechtliche Möglichkei-

ten aufklären zu können. Vielleicht wäre sogar ein Aufsichtsgremium, das in die Betriebe fährt 

und vor Ort eruiert, ob Arbeitnehmer*innen von Diskriminierung betroffen sind, denkbar.  

6. Begrenzte Möglichkeiten des Rechtsschutzes - Forderungen eines Landesantidiskri-

minierungsgesetzes  

Das Grundgesetz (GG) (insbesondere Art. 3 GG) und das Allgemeine Gleichbehandlungsge-

setz (AGG) zählen zu den wichtigsten und bekanntesten deutschen Rechtsnormen, die vor 

Diskriminierung durch Staat und Verwaltung, im Arbeitsverhältnis und im Privatrechtsverkehr 

schützen sollen (vgl. Dern 2018, S. 97). Auch verschiedene Gleichstellungsgesetze auf Bun-

des- und Landesebene (z.B. Schulgesetze der Länder) und manche Straftatbestände (z.B. 

strafbare Beschimpfungen von religiösen und weltanschaulichen Bekenntnissen, Beleidigun-

gen und Volksverhetzung) lassen sich ebenfalls als Antidiskriminierungsinstrumentarien fas-

sen (vgl. ebd. S. 98). Wie die Interviews mit den Antidiskriminierungsstellen jedoch gezeigt 

haben, reichen die Möglichkeiten des Rechtsschutzes häufig nicht aus. Es würde ein Ver-

bandsklagerecht benötigt, um wirksamer gegen Diskriminierung vorgehen zu können.  

7. Empowerment fördern – Powersharing betreiben  

Empowerment und Powersharing sind machtkritische (politische), emanzipative (Leit-) Kon-

zepte der Sozialen Arbeit, die auf subjektiver und kollektiver Ebene in Strukturen, die eine 

Exklusionsgefahr bergen, eine solidarische Haltung und solidarische Handlungsoptionen auf-

zeigen möchten (vgl. Nassir-Shahnian 2020, S. 30, vgl. Blank 2018, S. 327).  

Wie die Interviews gezeigt haben, kann der Empowerment-Ansatz in der Sozialen Arbeit mit 

Geflüchteten ein methodischer Bezugspunkt sein, um die Eigenmacht von Individuen und 
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Gruppen so zu stärken, dass sie ihre Probleme selbstbestimmt angehen können. Das ‚Po-

wersharing‘ richtet sich als Pendant des Empowerments an diejenigen, die „strukturell privile-

giert sind und ein politisches Interesse daran haben, diese Strukturen hin zu einer gerechteren 

Verteilung von Macht, Zugängen, Lebens- und Beteiligungschancen zu verschieben“ (Nassir-

Shahnian 2020, S. 29). 

Diese sieben Ansatzpunkte würden Diskriminierung und Rassismus für Betroffene ansprech-

barer machen, Sozialarbeitende für die Themen sensibilisieren und Ansatzpunkte bieten, um 

auch strukturell gegen Diskriminierung und Rassismus vorzugehen.  
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Alternative für alle? Inklusionsspezifische Analyse der AfD und ih-

rer Wähler*innen Nina Freymuth 

 

1 Hintergrund und Fragestellung 

Die gesellschaftliche Ordnung ist ein „mit inneren Widersprüchen durchsetzter Kompromiss 

[…], der […] keineswegs allein auf soziale Inklusion hin ausgerichtet ist“ (Benz 2012, S. 122). 

Dennoch ist ein mit Inklusion unauflöslich verbundenes Postulat – das der sozialen Gerechtig-

keit – sowohl gesellschaftlich als auch politisch ein immerwährendes Thema. Die Forderung 

danach zieht sich durch alle Parteien und Instanzen (vgl. ebd., S.126). Allerdings herrschen 

unterschiedliche Ansichten darüber, was gerecht ist und bis zu welchem Grad gegebenenfalls 

Exklusion oder Diskriminierung legitim sind, um gerechte Verhältnisse zu schaffen. Aus einer 

Perspektive der Sozialen Arbeit erfolgt eine Annäherung an diese Fragen auf normativer Ba-

sis: Teilhabebarrieren sollen nicht nur analysiert, sondern möglichst auch beseitigt werden 

(vgl. Dannenbeck 2016, S. 53). Auf die Beseitigung von Teilhabebarrieren haben politische 

Entscheidungen einen großen Einfluss. Die Parteien vertreten dabei unterschiedliche Positio-

nen, so dass die Förderung inklusiver Maßnahmen wesentlich von politischen Einstellungen 

abhängt und von der Relevanz, die Parteien sozialer Inklusion beimessen. Entscheidend ist 

auch, welche Personengruppen dabei zuerst bedacht werden. Für rechtspopulistische Par-

teien steht in dieser Frage die als einheimisch angenommene Bevölkerung im Vordergrund, 

Exklusion findet vor allem auf der Basis kulturalisierter Merkmale statt. 

Die seit 2013 existierende Alternative für Deutschland (AfD) startete programmatisch (zumin-

dest offiziell) als Euro-skeptische, national-konservative Partei (vgl. ex. Lewandowsky 2015). 

Zum Zeitpunkt dieser Arbeit11 bestätigte die politikwissenschaftliche Forschung aber nahezu 

einhellig, dass die AfD als rechtspopulistisch anzusehen sei (vgl. ex. Jankowski & Le-

wandowsky 2018, S. 568). Sie ist die erfolgreichste Parteineugründung seit 1950 (vgl. Ceyhan 

2016, S. 50) und die erste erfolgreiche rechtspopulistische Partei der Bundesrepublik (vgl. 

Werner 2015). Ihre anhaltenden Wahlerfolge könnten durchaus direkten oder indirekten Ein-

fluss auf eine Gesetzgebung haben (vgl. Arzheimer 2015, S. 24), die wiederum über die För-

derung einer inklusiven Gesellschaft bestimmt. Das Potenzial einer Partei ergibt sich aber erst 

aus ihren Wähler*innen (vgl. Blumenberg & Blumenberg 2017, S. 9), die im Fall der AfD-Wäh-

ler*innen eine äußerst heterogene Gruppe sind. Die Studienlage ist zudem nicht eindeutig. 

Dennoch zeichnet sich ein Stammelektorat ab: Insgesamt eint AfD-Anhänger*innen vor allem 

die Ablehnung weiterer Zuwanderung, Unzufriedenheit mit der Demokratie und Skepsis ge-

genüber Europa (vgl. Lewandowsky 2015). Darüber hinaus sind sie pessimistischer einge-

stellt, wenn es um die Zukunft der eigenen und allgemeinen wirtschaftlichen Lage geht (vgl. 

Hambauer & Mays 2018). Als negativ nehmen sie auch die Verwirklichung sozialer Gerechtig-

keit sowie den sozialen Zusammenhalt in Deutschland wahr (vgl. Bergmann et al. 2017b). 

                                                

 

11 Die Masterarbeit wurde im Mai 2019 eingereicht. 
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Männer wählen die Partei häufiger als Frauen (vgl. Hambauer & Mays 2018). Ein niedrigeres 

Bildungsniveau begünstigt die Wahl. Erfolgreich ist die AfD vor allem in weniger besiedelten 

ländlichen Regionen (vgl. Bergmann et al. 2017b), in Ostdeutschland (vgl. Bieber et al. 2018) 

sowie in Regionen mit einer höheren Arbeitslosenquote und einem höheren Ausländer*innen-

anteil (vgl. Bergmann et al. 2017b). Dabei zieht die AfD sowohl ein moderat-konservatives als 

auch ein sehr wertkonservatives Elektorat an (vgl. Lewandowsky 2015, S. 128), was die ver-

schiedenen Positionen innerhalb der Partei widerspiegelt. Die Partei wird nicht nur aus Protest 

gewählt (Bieber et al. 2018), sondern auch auf der Basis ideologischer Identifikation (vgl. ex. 

Bergmann et al. 2017b, S. 70). Das deutet darauf hin, dass sich die AfD mindestens mittelfristig 

in der politischen Landschaft etablieren wird, weil sie für ihre Wähler*innen ein thematisch 

sinnvolles und ansprechendes Angebot vorhält (vgl. Bieber et al. 2018, S. 457f.; Lewandowsky 

2015, S. 126f.). Dafür spricht auch, dass das weitverzweigte Netzwerk der AfD im rechten 

Milieu (vgl. Otto Brenner Stiftung 2018) dazu beitragen kann, dass sie sich als populistische 

Partei länger als ein paar Jahre hält (vgl. Mudde & Rovira Kaltwasser 2017, S. 56). Diese 

Perspektive macht eine Auseinandersetzung mit der AfD umso relevanter. Als Partei kann sie 

den Diskurs über legitime Exklusion maßgeblich verändern und die „roten Linien der politi-

schen Kultur“ (Hensel et al. 2017, S. 69) immer weiter verschieben. Der inklusionsrelevante 

Diskurs innerhalb der Partei bezieht sich vor allem auf ‚das deutsche Volk‘, Exklusion richtet 

sich gegen alle, die vermeintlich nicht dazugehören. Legitimiert wird dieser Ausschluss mit 

dem Erhalt der deutschen Kultur (vgl. Pinkert et al. 2019). Dieses Bedrohungsszenario wird 

verknüpft mit Positionen, die sich für den Schutz der traditionellen Familie, gegen Gender 

Mainstreaming und gegen sexuelle Vielfalt aussprechen (vgl. Arzheimer 2015). 

Zahlreiche Studien der letzten Jahre untersuchen Wahlmotivation und sozialstrukturelle Merk-

male von AfD-Wähler*innen. Es lag jedoch zum Zeitpunkt dieser Arbeit keine Untersuchung 

vor, die sich mit Inklusion und Exklusion als Themen der AfD und ihrer Wähler*innen ausei-

nandersetzt. Die vorliegende Arbeit schließt diese Lücke und untersucht, inwiefern AfD-Wäh-

ler*innen inklusions- und/oder exklusionsbezogenen Aussagen und Forderungen der Partei 

zustimmen. 

 

2 Methodisches Vorgehen 

Zur Überprüfung der Partei- und Wähler*innen-Einstellungen wurde ein Mixed-Methods-De-

sign verwendet. Um die Forderungen der Partei herauszuarbeiten, wurden in einem ersten 

Schritt ein Wahl- und das Parteiprogramm der AfD inhaltsanalytisch untersucht (2.1). In einem 

zweiten Schritt folgte ein Abgleich der Ansichten und Vorschläge der Partei mit Sekundärdaten 

zu Wähler*innen-Einstellungen (2.2). 
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3 Auswertung des Wahl- und Parteiprogramms 

Untersucht wurden das aktuelle Parteiprogramm (vgl. Alternative für Deutschland 2016) und 

das Wahlprogramm der Bundestagswahl 2017 (vgl. Alternative für Deutschland 2017). Offizi-

elle Adressat*innen von Wahlprogrammen sind die Wähler*innen (vgl. Pappi et al. 2013, S. 7). 

Obwohl nicht von einer breiten Masse rezipiert (vgl. Werner 2015, S. 105f.), können sie den-

noch als direkte Quelle über die politischen Ziele und Vorstellungen einer Partei genutzt wer-

den (vgl. Pappi et al. 2013, S. 7). Ebenso wie Parteiprogramme sind sie zwar nur Momentauf-

nahmen (vgl. Kellershohn 2016, S. 14); im Gegensatz zu anderen öffentlichen Äußerungen 

stellen aber die Programme „den Mehrheitswillen der Partei“ (Ketelhut et al. 2016, S. 289) dar. 

Dadurch lassen sie „Schlüsse über die beabsichtigte ideologische Positionierung der AfD“ 

(Franzmann 2014, S. 118) zu.12 Die Auswertung erfolgte als qualitative Inhaltsanalyse. Diese 

Methode ermöglicht ein regelgeleitetes Vorgehen, das die Analyse auch für andere nachvoll-

ziehbar und überprüfbar macht (vgl. Mayring 2015, S. 12f.). 

 

4 Inklusion als Analysebegriff 

Für die Auswertung musste ein für das spezifische Forschungsinteresse dieser Arbeit analy-

tisch nutzbarer Inklusionsbegriff entwickelt werden. Dazu wurden der (ungleichheits)soziologi-

sche, der (menschen)rechtliche und der politische Inklusionsbegriff miteinander kombiniert. 

Allen Ansätzen gemeinsam ist einerseits ihr normativer Charakter13 (vgl. Mogge-Grotjahn 

2018, S. 61), andererseits ihr Anspruch, gesellschaftliche Verhältnisse ändern zu wollen. Dar-

über hinaus existieren weitere Schnittmengen zwischen den einzelnen Ansätzen. So arbeiten 

der (ungleichheits)soziologische und der (menschen)rechtliche Ansatz jeweils mit dem Begriff 

der sozialen Ungleichheit. Dabei betrachtet der soziologische Diskurs die ursächlichen Pro-

zesse der ungleichen Ressourcenverteilung (vgl. Kronauer 2010a), bezieht aber verstärkt 

auch die Diskurse um Migration, Gesundheit und Bildung ein (vgl. Mogge-Grotjahn 2018). Der 

rechtliche Diskurs hingegen beschäftigt sich vor allem mit den konstruierten und zugeschrie-

benen Merkmalen, anhand derer Menschen unterschiedliche Chancen und Positionen zuge-

wiesen werden (vgl. Degener & Mogge-Grotjahn 2012, S. 60). Hier sind insbesondere die Dif-

ferenzkategorien race, class, gender (vgl. Crenshaw 1989) und body (vgl. Winker & Degele 

2010) relevant. Die bisher genaueste Differenzierung nehmen Lutz und Wenning (2001) vor, 

sie sprechen von insgesamt dreizehn Kategorien: 1. Geschlecht, 2. Sexualität, 3. 

„Rasse”/Hautfarbe, 4. Ethnizität, 5. Nation/Staat, 6. Klasse, 7. Kultur, 8. Gesundheit, 9. Alter, 

10. Sesshaftigkeit/Herkunft, 11. Besitz, 12. Nord-Süd/Ost-West und 13. gesellschaftlicher Ent-

wicklungsstand (vgl. ebd., S. 20). 

                                                

 

12 Die für diese Untersuchung ausgewählten Programme waren die damals aktuellsten Außendarstellungen dieser 
Art – abgesehen vom Programm für die Europawahl 2019, das aufgrund des Wahlzeitpunkts und der damit fehlen-
den Umfragedaten nicht berücksichtigt werden konnte. 

13 Analytisch-wertfreie systemtheoretische Perspektiven wurden nicht berücksichtigt, da diese (noch) nicht an-
schlussfähig an die hier vorgestellten Ansätze sind und diesen auf definitorischer Ebene widersprechen. 
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Einen Vorschlag zur Verbindung des (menschen)rechtlichen und des ungleichheitssoziologi-

schen Ansatzes zu einem interdisziplinären Zugang unterbreiten Degener und Mogge-Grot-

jahn (2012). Sie begründen ihre Definition von Inklusion im Gleichheitsgebot unter Berücksich-

tigung menschlicher Heterogenität und unterschiedlicher Lebenslagen und stellen die Annah-

men auf, dass Exklusion Menschenrechtsverletzung sei, Inklusion hingegen aktive Antidiskri-

minierungspolitik und -praxis. Inklusion verlange keine Assimilation, sondern Systemverände-

rungen, und sei damit mehr als Integration. Inklusionspolitik und -praxis dürfe „sich nicht ein-

dimensional an Identitätsmerkmalen orientieren“, sondern müsse stattdessen „auf der Er-

kenntnis basieren, dass alle Menschen mehrere Identitätsschichten haben, die in unterschied-

lichen Lebenslagen verschiedene Bedeutungen haben können“ (ebd., S. 75). Der (men-

schen)rechtliche Ansatz weist somit ebenfalls Querverbindungen zum politischen Verständnis 

von Inklusion auf, das sich auf die Menschenwürde als Grundlage allen Handelns beruft. 

Schnittmengen zwischen dem politischen und dem ungleichheitssoziologischen Begriff wiede-

rum ergeben sich bei der Verteilung von Gütern, die maßgeblich über die Wahrnehmung von 

Gerechtigkeit bestimmt. Rechtspopulistische Parteien wie die AfD haben ein sehr begrenztes 

Verständnis davon, wer als Empfänger*in sozialstaatlicher Leistungen in Frage kommt oder 

wen es rechtlich zu schützen gilt. Populistische Argumentationen beeinflussen somit sowohl 

materielle als auch politische und symbolische Dimensionen von Inklusion und Exklusion (vgl. 

Mudde & Rovira Kaltwasser 2013, S. 148). 

In der Verbindung des (ungleichheits)soziologischen, des (menschen)rechtlichen und des po-

litischen Verständnisses zielt Inklusion somit auf die Veränderung gesellschaftlicher Verhält-

nisse. Sie strebt den gleichberechtigten und diskriminierungsfreien Zugang aller Menschen zu 

gesellschaftlichen Ressourcen und Teilbereichen und damit die Reduzierung sozialer Un-

gleichheit an (vgl. Lob-Hüdepohl 2013). Inklusion schließt Partizipation und die Ermöglichung 

einer selbstbestimmten Lebensführung ein (vgl. Degener & Mogge-Grotjahn 2012, S. 72). 

Dazu bedarf es politischer Maßnahmen, die sich daran orientieren, menschenunwürdige Le-

bensbedingungen (soziale Exklusion) zu bekämpfen (vgl. Benz 2012, S. 129). Wichtigster Re-

ferenzpunkt sind dabei Menschenrechte und Menschenwürde (vgl. Lob-Hüdepohl 2013, S. 

91f.). Politische Entscheidungen über diese Rechte sowie über Form und Umfang von Leis-

tungen setzen einen Maßstab für Gerechtigkeit fest (vgl. Benz 2012). Der gesellschaftliche 

Zusammenhalt ist dort am größten, wo auch ungleiche Verhältnisse als gerecht empfunden 

werden (vgl. Hradil 2012). 

 

5 Kategoriensystem der qualitativen Inhaltsanalyse 

Aus dieser Definition wurden deduktive/a priori-Kategorien abgeleitet (vgl. Kuckartz 2018, S. 

64ff.). Das Kategoriensystem (Abb. 1) besteht aus den zwei Hauptkategorien Differenzkate-

gorien und Facetten der Inklusion. Jede dieser Hauptkategorien umfasst weitere Unterkatego-

rien, die letztlich codiert wurden. So wurde beispielsweise in den Differenzkategorien nicht 
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nach „race“ etc. codiert, sondern nach den detaillierten Unterkategorien. Codiert wurden nur 

die Kategorien, die nicht farbig hinterlegt sind – mit Ausnahme der Systemveränderungen und 

der Gesetze und (Menschen-)Rechte, die jeweils als eigenständige Kategorien codiert wurden. 

 

Differenzkategorien 

„race“ class Gender body 

„Rasse“/Hautfarbe/Eth-

nizität 

Erwerbsstatus Sexualität Alter 

Nation/Staat Schicht Familie Gesundheit 

Religion Besitz Geschlecht Behinderung 

Kultur    

Facetten der Inklusion 

Diskriminierungsfreiheit und Gleichberechti-

gung 

Partizipation und Selbstbestimmung 

Diskriminierung Selbstbestimmung 

Heterogenität Teilhabe an gesellschaftlichen Teilbe-

reichen 

Gleichstellung politische Partizipation 

Soziale Ungleichheit und Gerechtigkeit Gesetze und (Menschen-)Recht 

Zusammenhalt und sozialer Frieden  

finanzielle Ungleichheit Systemveränderungen 

Abb. 1 Kategoriensystem der qualitativen Inhaltsanalyse. 

 

Die oben beschriebenen Differenzkategorien14 wurden unter den vier Hauptkategorien „race“, 

class, gender und body15 sinnvoll zusammengefasst. Dadurch war die Anzahl der Kategorien 

klar und überschaubar, die feinere Unterteilung ermöglichte jedoch trotzdem eine detaillierte 

Analyse. Familie wurde auf der Grundlage der theoretischen Vorarbeiten als weitere Kategorie 

hinzugefügt, weil sie für die Politik der AfD so wichtig ist und nicht adäquat über andere Kate-

gorien abgebildet wird. Die Kategorien sind nicht überschneidungsfrei, Zuordnungen können 

                                                

 

14 Aus den dreizehn Kategorien, die Lutz und Wenning (2001) vorschlagen, wurden Sesshaftigkeit/Herkunft, Nord-
Süd/Ost-West und Gesellschaftlicher Entwicklungsstand nicht mit aufgenommen. Die Reduktion erfolgte unter der 
Annahme, dass diese Kategorien für das Vorhaben nicht relevant waren, weil sie vor allem globale Phänomene 
umschreiben. Internationale Aspekte wie Zuwanderung waren über die Kategorien „Rasse“/Hautfarbe/Ethnizität 
und Nation/Staat ausreichend abgebildet. 

15 Body beinhaltet neben Gesundheit und Behinderung auch Alter und kann somit verschiedene Lebensphasen 
(Schulbesuch und Ruhestand) abbilden. 
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somit mehrdeutig sein (vgl. Lutz & Wenning 2001, S. 21). Dies ist nach intersektionaler Lesart 

nahezu unumgänglich und verdeutlicht, dass Inklusion und Exklusion auf mehreren Ebenen 

stattfinden. Als Facetten der Inklusion wurden die in der Definition benannten Merkmale zu 

fünf Kategorien zusammengefasst, von denen drei jeweils feinere Unterkategorien haben.16 

 

6 Sekundäranalyse von ALLBUS- und GLES-Daten 

Der Abgleich der Wähler*innen-Einstellungen mit den herausgearbeiteten Forderungen der 

Partei fand auf der Datengrundlage zweier Studien statt. Diese ließen bereits Aussagen über 

eine Vielzahl an Forderungen zu. Aus Gründen der Vergleichbarkeit wurde die Kombination 

von zwei Studien als ausreichend erachtet. Bei den analysierten Forschungsdaten handelte 

es sich um den Nachwahl-Querschnitt der German Longitudinal Election Study (GLES) von 

2017 sowie um die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) aus 

dem Jahr 2018. Die ALLBUS umfasste zudem zwei Sonderumfragen zu den Themen „Soziale 

Netzwerke und Unterstützungssysteme“ (ISSP 2017) und „Religion“ (ISSP 2018), an denen 

etwa die Hälfte der Befragten teilnahm. Beide Befragungen gelten aufgrund der Zufallsauswahl 

der Befragten als repräsentativ.17 Als Grundgesamtheiten wurde zwischen AfD-Wähler*innen 

und Wähler*innen anderer Parteien, jeweils bezogen auf die Bundestagswahl 2017, differen-

ziert. 

Um geeignete Items zu identifizieren, wurden zunächst die Ergebnisse der Inhaltsanalyse in 

eine Excel-Tabelle übertragen. Während der Durchsicht der entsprechenden Fragebögen (vgl. 

Roßteutscher et al. 2019b; GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften 2019b) wurden 

den Aussagen passende Items zugeordnet. Abschließend wurden die Einzelaussagen, wenn 

nötig, zu etwas weiteren Themenbereichen zusammengefasst. Für jedes untersuchte Item 

wurden nun jeweils für die Gruppe der AfD-Wähler*innen und für die Gruppe der übrigen Wäh-

ler*innen Häufigkeiten ermittelt, die einen Vergleich ermöglichten. Da Sekundärdaten verwen-

det wurden, konnten nicht alle in der Inhaltsanalyse identifizierten Forderungen abgeglichen 

werden. Die folgende Ergebnisdarstellung berücksichtigt daher nur die gemeinsamen Ergeb-

nisse. 

 

 

                                                

 

16 Während der Auswertung wurden die Kategorien nicht mehr verändert, mit Ausnahme der Menschenwürde, die 
zur Kategorie Gesetze und (Menschen-)Recht erweitert wurde. Im Prozess wurde ersichtlich, dass der Bezug zur 
Menschenwürde alleine keine ausreichenden Ergebnisse liefern würde. Mit der Erweiterung war es möglich, auch 
Aussagen über Antidiskriminierungsrecht und den generellen Umgang der AfD mit der Gesetzgebung zu erfassen. 

17 Beide Datensätze wurden gewichtet. Dabei wurde für die ALLBUS ein OstWest-Gewicht verwendet, welches das 
Oversampling der ostdeutschen Bevölkerung korrigiert (vgl. Baumann et al. 2019, S. v ff.). Die GLES-Daten wurden 
mit der Gewichtung zusätzlich an soziodemographische und regionalstrukturelle Vorgaben des Mikrozensus ange-
passt (vgl. Roßteutscher et al. 2019a, S. 33ff.). 
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7 Ergebnisse und Diskussion 

Insbesondere in zuwanderungsbezogenen Fragen gibt es eine hohe Übereinstimmung zwi-

schen der Partei und ihren Wähler*innen. Gleichzeitig werden hier auch die größten Abwei-

chungen zu Wähler*innen anderer Parteien deutlich. Dabei steht für AfD-Wähler*innen die 

Sorge vor negativen Auswirkungen von Zuwanderung auf das Sozialsystem im Vordergrund. 

Religiöse Einschränkungen oder die Trennung von Kulturen scheint AfD-Wähler*innen insge-

samt jedoch nicht ganz so wichtig zu sein wie der Partei selbst, wobei die ausgewählten Items 

die jeweiligen Forderungen nicht perfekt abbilden und passendere Fragen möglicherweise an-

dere Ergebnisse generieren würden. 

Die AfD geriert sich selbst als Partei der „kleinen Leute“; ihre Forderungen sind aber in erster 

Linie mittelstandsfreundlich und zielen auf die Vermögensmehrung. Dennoch ist der Anteil an 

Arbeiter*innen unter ihren Wähler*innen höher als bei Wähler*innen anderer Parteien. Die 

Mehrheit der Wähler*innen ist dafür, dass Einkommen und Wohlstand zu Gunsten der einfa-

chen Leute umverteilt werden. Damit könnten sie zwar der von der AfD geforderten Steuerre-

form zustimmen, der ebenfalls formulierten Abschaffung der Vermögenssteuer jedoch eher 

nicht. Auch eine Erhöhung der Staatsausgaben für Industrie- und Wirtschaftsförderung lehnt 

die Mehrheit der AfD-Wähler*innen ab. Der Absicht der AfD, Staatsausgaben gegebenenfalls 

zu kürzen, schließen sich tendenziell diejenigen an, die lieber weniger Steuern und Abgaben 

zahlen möchten und dafür gekürzte sozialstaatliche Leistungen in Kauf nehmen würden. Den-

noch ist die überwältigende Mehrheit aller Wähler*innen der Meinung, dass die soziale Siche-

rung das wichtigste Ziel der Regierungspolitik sein sollte. Ein großer Anteil der AfD-Wähler*in-

nen befürchtet aber – in Übereinstimmung mit der Partei –, dass Menschen sich auf dem Be-

zug von Sozialleistungen ‚ausruhen‘. Aufgrund dessen könnte angenommen werden, dass sie 

zwar soziale Sicherung fordern, den Umfang jedoch einschränken wollen, so dass nach wie 

vor ein Anreiz besteht, den Sozialleistungsbezug schnellstmöglich zu beenden. Das Gegenteil 

ist jedoch der Fall, da die Mehrheit der AfD-Wähler*innen die Staatsausgaben sowohl für So-

zialleistungen als auch für Arbeitslosenunterstützung entweder angemessen hoch oder sogar 

zu niedrig einschätzt. Plausibler ist daher die Vermutung, dass mit Sozialleistungsempfän-

ger*innen negative Eigenschaften wie Arbeitsscheu assoziiert werden. Dennoch soll die sozi-

ale Sicherung für alle greifen, die unverschuldet und trotz eigener Leistung oder aufgrund äu-

ßerer Umstände auf den Hilfebezug angewiesen sind. Diese Ansicht der Wähler*innen spiegelt 

das Menschenbild der Partei und in gewisser Weise auch deren Ankündigung wider, (nur) jene 

unterstützen zu wollen, die aus eigener Kraft nicht für ihren eigenen Lebensunterhalt sorgen 

können. In Bezug auf Leistungsprinzip und -gerechtigkeit widersprechen die Ansichten der 

Wähler*innen denen der Partei eher, wobei sie auch in sich selbst nicht ganz kongruent sind: 

Etwa die Hälfte der AfD-Wähler*innen hält Rangunterschiede als Resultat einer chancenglei-

chen Gesellschaft für akzeptabel, während die Mehrheit die sozialen Unterschiede in der Ge-

sellschaft und auch die Gesellschaft insgesamt als ungerecht empfindet und zudem der Mei-

nung ist, dass es in einer gerechten Gesellschaft nur geringe Unterschiede im Lebensstandard 

der Menschen geben sollte. So hält beispielsweise der Großteil die Einkommensunterschiede 

in Deutschland für zu groß und eine gerechte Verteilung durch die Politik für angebracht. Den-

noch glauben viele, dass nur ausreichend große Unterschiede in Einkommen und sozialem 

Ansehen ein Anreiz für persönliche Leistungen sind. 
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Die AfD vertritt insgesamt ein traditionelles Familien- und Geschlechterbild, das sich in der 

Form bei ihren Wähler*innen nicht wiederfindet. Tendenziell vertreten AfD-Wähler*innen kon-

servativere Ansichten als Wähler*innen anderer Parteien, eine uneingeschränkte Zustimmung 

zu den Positionen der AfD kann aber keinesfalls beobachtet werden. So äußert beispielsweise 

nur ein geringer Anteil der AfD-Wähler*innen Zustimmung zu einer dezidiert traditionellen Rol-

lenverteilung. Ein Drittel hingegen hält sexuelle Beziehungen zwischen zwei Erwachsenen des 

gleichen Geschlechts für schlimm. Trotz dieses deutlichen Unterschieds zu Wähler*innen an-

derer Parteien muss aber auch der Umkehrschluss berücksichtigt werden: Zwei Drittel der 

Wähler*innen teilen die Einstellung der Partei zu Homosexualität nicht. Auch ein Verbot gleich-

geschlechtlicher Ehen fordern erstaunlich wenige Wähler*innen. Gleichstellungsmaßnahmen 

werden von beiden Wähler*innen-Gruppen ähnlich stark abgewehrt. Dabei handelt es sich um 

die Frage, ob Frauen bei gleicher Eignung bei Bewerbungen und Beförderungen eine Vor-

zugsbehandlung zuteilwerden sollte (ALLBUS 2018), was weniger als ein Drittel unterstützt. 

Die Ansichten in Bezug auf Gleichstellung unterscheiden sich somit zwischen beiden Gruppen 

kaum. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Befragten Chancengleichheit im Sinne einer 

Gleichbehandlung vorziehen, auch wenn dies Nachteile für alle nicht-männlichen Personen 

bedeutet. Eine andere Möglichkeit ist, dass bei diesem Item eine ungeschickte Frageformulie-

rung zu diesen Ergebnissen führt. „Bevorzugte Behandlung“ erinnert eher an einseitige Vor- 

und Nachteile. Alternative Formulierungen wie „gerechte Stellenvergabe“, „ausgeglichene Ge-

schlechterverhältnisse“ oder „Erhöhen des Frauenanteils in Unternehmen“ hätten vielleicht zu 

anderen Ergebnissen geführt. Entsprechend befürworten mehr Befragte eine Frauenquote für 

Aufsichtsräte (GLES 2017). Ein direkter Vergleich der Ergebnisse ist aufgrund der unterschied-

lichen Daten nicht möglich, aber eine vorsichtige Gegenüberstellung unterstützt die Vermu-

tung, dass sich das Item zur Vorzugsbehandlung von Frauen nicht uneingeschränkt zur Be-

wertung von Gleichstellung eignet. Beim Thema Abtreibungen gehen die Ansichten von Partei 

und Wähler*innen weit auseinander: Die AfD bringt Abtreibungen mit der „Selbstverwirkli-

chung“ von Frauen in Zusammenhang und deutet an, Abtreibungen wieder unter Strafe stellen 

zu wollen. Der Großteil ihrer Wähler*innen jedoch ist der Meinung, dass Frauen selbst über 

einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden können sollten. 

Bei der Einschätzung von Bildungschancen sind die Ansichten der Wähler*innen nicht eindeu-

tig, weder innerhalb der unterschiedlichen Wähler*innen-Gruppen noch zwischen ihnen: Je-

weils die Hälfte bejaht und verneint, dass alle die Möglichkeit haben, sich nach den eigenen 

Möglichkeiten und Fähigkeiten auszubilden. Dies umfasst sogar noch mehr als das Schulsys-

tem und kann sich auch auf anschließende Ausbildungs- und damit Berufschancen beziehen. 

Dem Vorhaben der AfD, Rentenzahlungen aus zusätzlichen Steuermitteln zu finanzieren, 

stimmt prinzipiell die Mehrheit der AfD-Wähler*innen zu, die sich für eine Erhöhung der Staats-

ausgaben für Renten aussprechen. Ein auskömmliches Rentenniveau scheint beiden Wäh-

ler*innengruppen gleichermaßen ein Anliegen zu sein. Keine Übereinstimmung gibt es bezüg-
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lich des Vorschlags der AfD, individuelle häusliche Pflege zu einem Hauptbestandteil des so-

zialen Sicherungssystems zu machen. Etwa die Hälfte aller Wähler*innen sieht es zwar als 

Pflicht erwachsener Kinder an, sich um die betagten Eltern zu kümmern; dennoch findet die 

Mehrheit, dass die Pflege älterer Menschen vom Staat übernommen werden sollte. 

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die exklusionsspezifischen Aussagen der AfD 

von ihren Wähler*innen vor allem im Hinblick auf Zuwanderung und Fluchtmigration geteilt 

werden, weil Sorgen bezüglich des Sozialsystems und der Sicherheitslage bestehen. Vergli-

chen mit Wähler*innen anderer Parteien sind AfD-Wähler*innen wertkonservativer, sie stim-

men den Positionen der AfD jedoch in geringerem Umfang zu, wenn sie nicht die Zuwanderung 

betreffen. Eine deutliche Abweichung besteht bei den Erwartungen an die Gesellschaftsord-

nung: Die AfD scheint diese entlang bestehender Unterschiede aufrechterhalten zu wollen, 

indem sie den Erhalt des gegliederten Schulsystems fordert, Gleichstellungsmaßnahmen ab-

lehnt und keinerlei Strategien für den Abbau von Einkommensunterschieden skizziert. Ihre 

Wähler*innen streben offenbar eher eine Gesellschaft an, die sich durch geringe Unterschiede 

im Lebensstandard auszeichnet, obwohl gleichzeitig diese Unterschiede auch als Antrieb für 

persönliche Leistung wahrgenommen werden. Im Grunde kann die AfD-Wähler*innenschaft 

als inklusiver denkend als die Partei beschrieben werden, wenn auch ihre Positionen sich bei 

den meisten Themen stärker mit denen der Partei decken als dies auf Wähler*innen anderer 

Parteien zutrifft. 

 

8 Fazit 

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass AfD-Wähler*innen insgesamt zwar konservativer ori-

entiert sind als Wähler*innen anderer Parteien, die größte Übereinstimmung mit der Partei 

jedoch bei zuwanderungsbezogenen Themen auftritt. Die AfD steht mit ihren Positionen einer 

inklusiven Gesellschaft eher entgegen, während dies nicht uneingeschränkt auf alle ihre Wäh-

ler*innen zutrifft. 

Eine tiefergehende Auswertung der hier genutzten Daten kann zu weiteren Ergebnissen be-

züglich des Elektorats kommen, unter anderem könnte zwischen Überzeugungs- und Protest-

wähler*innen unterschieden werden oder nach Korrelationen zwischen bestimmten Einstellun-

gen und Lebenslagen gesucht werden. Daher verstehen sich die Ergebnisse weder als ab-

schließend noch als abgeschlossen, sondern eher als Grundlage weiterer Diskussionen. Im 

Ringen um eine gerechtere und inklusivere Gesellschaft müssen auch die Kräfte beobachtet 

werden, die diesem Ziel entgegenstehen. Ein besseres Verständnis der Gründe, die zur Wahl 

der AfD führen, können auch Aufschluss darüber geben, wie gegebenenfalls eine Gesellschaft 

gestaltet sein muss, die allen Menschen gleichermaßen Teilhabechancen gewähren kann und 

dabei nicht zu Ressentiments gegenüber Minderheiten führt. 
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Identitätspolitische Debatten in den deutschen Leitmedien – Eine 

kritische Diskursanalyse  

Kevin Sachs 

 

1 Einleitung 

Dem folgenden Beitrag liegen die Ergebnisse einer Kritischen Diskursanalyse zugrunde, für 

die von Juni 2020 bis Juni 2021 Zeitungsartikel aus Leitmedien gesammelt wurden. Zu diesem 

Zeitpunkt war die deutsche Medienlandschaft von intensiven Debatten über das Thema der 

Identitätspolitik geprägt. Beteiligt waren u.a. namhafte Politiker_innen wie z. B. Wolfgang 

Thierse, Sahra Wagenknecht, Kevin Kühnert und Saskia Esken. Die Debatten um den Begriff 

der Identitätspolitik zeichneten sich dabei durch eine große semantische Vielfalt aus. Es stellte 

sich die Frage, welche Diskursstränge mit den Debatten verknüpft sind. Gibt es thematische 

Schwerpunkte, die immer wieder im Zusammenhang mit dem Begriff der Identitätspolitik auf-

tauchen? 

Ein Rückblick bis zum Juni 2020 zeigte, dass sich das Thema der Identitätspolitik bereits zu 

diesem Zeitpunkt langsam in den Medien abzeichnete. Die Vermutung stand im Raume, dass 

der amerikanische Diskurs, angetrieben durch die Präsidentschaftswahl, starken Einfluss auf 

die Debatten in Deutschland nahm. Dafür sprachen u.a. die Berichterstattung über die ameri-

kanische Präsidentschaftswahl und auch die Berichterstattung über die Ermordung von 

George Floyd und die sich anschließend formierende Black Lives Matter-Bewegung.  

Auffällig war, dass es keine Definition des Begriffes der Identitätspolitik gab, die einen An-

spruch auf eine allgemeine Gültigkeit hätte verteidigen können. Je nachdem, ob Befürwor-

ter_innen, Gegner_innen oder Menschen, die sich irgendwo dazwischen verorten, zu Wort 

kommen, sind andere Semantiken mit diesem Begriff verbunden. 

Mit der Kritischen Diskursanalyse nach Siegfried Jäger, wurde versucht die chaotische Sphäre 

der Debattenkultur über Identitätspolitik zu ordnen und zu analysieren. Dazu wurde die Be-

richterstattung großer deutscher Tages- und Wochenzeitungen betrachtet. Wie wird dort über 

das Thema Identitätspolitik berichtet, ergibt sich dadurch eine Definition von Identitätspolitik 

und welchen Einfluss hat die amerikanische Debatte auf den deutschen Diskursraum? Ab-

schließend wurden kritische Elemente der Identitätspolitik analysiert und argumentativ bear-

beitet.  

 

2 Theoretischer Bezugsrahmen/Forschungsdesign 

Der theoretische Kern dieses Beitrags wurde maßgeblich mit der kritischen Diskursanalyse 

nach Siegfried Jäger gestaltet. Die Wahl dieser Methode lag in ihrem kritischen Moment be-

gründet. Bei der Kritischen Diskursanalyse stehen vorwiegend brisante gesellschaftliche The-

men im Fokus. Sie versteht sich als politisches und gesellschaftskritisches Projekt (vgl. Jäger 

2015, S. 91). 
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Das Thema Identitätspolitik schien eine solche Brisanz in medialer und gesellschaftlicher Be-

trachtung innezuhaben.  

Im Sinne der Foucaultschen Diskursanalyse betont Jäger, dass es sich bei seiner Methode 

nicht um ein kohärentes abgeschlossenes Ganzes handele, sondern eher um einen Werk-

zeugkasten, der je nach Anwendungsgebiet auf unterschiedliche Weise eingesetzt werden 

kann. Jäger bedient sich zur Verdeutlichung dieser Aussage eines Zitates von Foucault und 

konstatiert, dass sich die Kritische Diskursanalyse dieser Äußerung ebenfalls verpflichtet fühle: 

„Methodologische Überlegungen (…) sind sozusagen Baugerüste, die als Übergang dienen 

zwischen einer Arbeit, die ich gerade abgeschlossen habe, und einer weiteren. Das ist nicht 

eine allgemeine Methode, die für andere oder für mich definitiv gültig wäre. Was ich geschrie-

ben habe, sind keine Rezepte, weder für mich noch für sonst jemand. Es sind bestenfalls 

Werkzeuge - und Träume“ (ebd., S. 77). 

Was hier aus methodologischer Perspektive eine sehr vage Formulierung erfährt, bedarf einer 

weiteren Erklärung. Die Kritische Diskursanalyse ist trotz ihres offenen Baukastenprinzips 

keine Methode der Beliebigkeit. Sowohl bei der Auswahl eines geeigneten Korpus für die For-

schung als auch bei der Analyse von Diskursfragmenten orientiert sich die Kritische Dis-

kursanalyse an hermeneutischen Verfahren zur Wissensgenerierung. 

Diesem Grundsatz wurde Genüge getan, indem 137 Zeitungsartikel von drei großen deut-

schen Tages- und Wochenzeitungen gelesen, kategorisiert und analysiert wurden. Für das 

Korpus wurden Artikel der Süddeutschen Zeitung, der Zeitung Die Zeit und der Frankfurter 

Allgemeinen Zeitung ausgewählt. Eine Betrachtung der BILD-Zeitung wurde in diesem Setting 

trotz ihrer Auflagenstärke vernachlässigt, weil sie einen anderen Umgang mit ästhetischen 

Komponenten pflegt. Hier wären zu den Textanalysen intensive Analysen der Text-Bild-Kom-

posita in einem anderen Rahmen als bei den drei ausgewählten Zeitungen notwendig gewor-

den. Das Konzept der BILD-Zeitung setzt zudem bewusst auf Provokation und Polemik. Eine 

Vergleichbarkeit wäre demnach schwierig herzustellen gewesen.  

Bei der Katalogisierung der Zeitungsartikel half unter anderem das Programm Citavi. Dieses 

Tool übernahm automatisch die von den Zeitungen veranlassten Verschlagwortungen, so 

konnte das Korpus zügig einer Analyse unterzogen werden. Diese Betrachtungsweise der Dis-

kursfragmente (Zeitungsartikel) brachte verschiedene Diskursstränge zum Vorschein, die mit 

dem Begriff der Identitätspolitik verknüpft zu sein scheinen. 

Diskursfragmente sind Texte oder Textteile, die ein bestimmtes Thema behandeln. Im Zusam-

menhang mit dem Thema Identitätspolitik könnte das z.B. ein Zeitungsartikel über das Thema 

Kolonialismus sein. Ein Diskursstrang besteht aus diesen Diskursfragmenten und hat eine 

synchrone und diachrone Dimension. Ein synchroner Schnitt ist z.B. notwendig, um festzustel-

len, was zu einem bestimmten Zeitpunkt das jeweilige vorherrschende Wissen war. Eine dia-

chrone Betrachtung würde hingegen die Entwicklung eines bestimmten Wissens über einen 

längeren Zeitraum nachverfolgen. Diskursstränge können sich ineinander verschränken und 
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damit reziprok beeinflussen. Ein Diskursstrang über das Thema Kolonialismus könnte sich so 

z.B. mit einem Diskursstrang über das Thema Rassismus verschränken und zur gegenseitigen 

Beeinflussung führen (vgl. ebd., S. 80–81). 

 

3 Ergebnisse 

Das Ergebnis dieser Untersuchung gestaltete sich wie folgt: 

 

Abb. 1 Die Grafik zeigt die einzelnen Diskursstränge und thematische Ausprägungen, die im folgenden 
Text genauer erläutert werden. Kursive Begriffe in der Grafik deuten auf umgangssprachliche Begriffe hin, 
die nicht die Sprache des Autors widerspiegeln. 

 

Es offenbarte sich ein Diskursstrang, der sich mit den gesellschaftlichen Fragen, die mit dem 

Thema Identitätspolitik verbunden sind, auseinandersetzte. Hier wurden die Ambivalenzen 

zwischen Individuum und Gesellschaft, zwischen Selbstverwirklichung und dem Schutz der 

Gemeinschaft und zwischen Partikularismus und Universalismus verhandelt. 

Ein weiterer Diskursstrang beinhaltete alle Diskurse rund um das Thema Diskriminierung. Hier 

ging es um die Rolle der ethnischen Herkunft, um Sexismus, um Rassismus und um Polizei-

gewalt.  
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Darüber hinaus gab es einen Diskursstrang, der (wissenschaftliche) Konzepte, die im The-

menkomplex der Identitätspolitik Anwendung finden, behandelte. Hier wurde über Intersektio-

nalität, Critical Whiteness, Postkolonialismus, über Quoten und über Sprecher_innenpositio-

nen debattiert. 

Debatten, die das Thema der Meinungsfreiheit betrafen, schienen in den betrachteten Tages- 

und Wochenzeitungen mit großer Brisanz geführt worden zu sein. Hier fielen immer wieder 

Schlagwörter wie Cancel Culture, Gendern, oder Shitstorm. Es ging um die Frage, inwieweit 

einzelne gesellschaftliche Gruppen über die Sprache verfügen dürften und um die Frage, ob 

gesellschaftliche Ächtung bei politisch unkorrektem Sprachgebrauch angemessen sei. 

Die gesellschaftlichen Entwicklungen im amerikanischen Raum gestalteten ebenfalls einen ei-

genen Diskursstrang. Hier ging es um die Präsidentschaftswahl, um Donald Trump, um die 

Black Lives Matter Bewegung und um die Ermordung von George Floyd. Bei der Präsident-

schaftswahl und der Ermordung von George Floyd handelte es sich um diskursive Ereignisse, 

weil sie international von großer Bedeutung waren und maßgeblich die Debatten über Identi-

tätspolitik beeinflussten. 

Es wurde auch innerhalb verschiedener Parteien im Zuge des stärker werdenden Themas der 

Identitätspolitik ausgiebig debattiert. Die Partei Die Linke stritt um Sahra Wagenknecht und ihr 

Buch „Die Selbstgerechten“. Wagenknecht kritisiert in ihrem Buch ein urbanes linkes Milieu, 

das ihren eigenen Lebensstil zu einer Tugend erhebe und sich eher mit identitätspolitischen 

Ansätzen befasse, anstatt klassische linke Politik zu praktizieren, mit dem Fokus auf sozio-

ökonomische Ungleichgewichte (vgl. Wagenknecht 2021). Die Grünen tauchten in der Medi-

enlandschaft auf, weil eine Grünenpolitikerin auf einem digitalen Landesparteitag äußerte, 

dass sie als Kind gerne „Indianerhäuptling“ werden wollte. Ihr wurde politisch unkorrekter 

Sprachgebrauch vorgeworfen und der entsprechende Ausschnitt aus der digitalen Konferenz 

wurde von der Partei gelöscht. Die SPD war in der medialen Debatte stark durch einen Gast-

beitrag von Wolfgang Thierse in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vertreten. In diesem Bei-

trag setzte Thierse sich kritisch mit der Identitätspolitik auseinander und stellte zur Debatte, 

wie viel Identität eine Gesellschaft ertragen könne. 

Im Anschluss an der Analyse der Diskursstränge (Strukturanalyse) wurden zwei Zeitungsarti-

kel einer intensiveren Feinanalyse unterzogen. Hierbei wurde der Artikel „Alice Hasters räumt 

in der Diskussion um Identitätspolitik auf“ (Hasters 2021), der in der Süddeutschen Zeitung 

vom 23.03.2021 erschienen ist, und der Artikel „Wolfgang Thierse: Er will streiten“ (Löbbert 

2021), erschienen am 10.03.2021 im ZEITmagazin, betrachtet. 

 

4 Identitätspolitik – Ein Definitionsversuch 

Identitätspolitik scheint zunächst eine Art der politischen Strategie zu sein. Bei linken Formen 

der Identitätspolitik führen marginalisierte Gruppierungen einen politischen Kampf durch die 
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Affirmation und der anschließenden Umdeutung der fremdbestimmten Zuschreibungen, um 

über diese emanzipatorischen Gruppenprozesse das Ziel der Gleichberechtigung zu errei-

chen. Rechte Identitätspolitik kämpft nicht für Gleichberechtigung, sondern für exklusive 

Rechte einer bestimmten (ethnischen) Gruppe. Inhärent sind dabei gesellschaftliche Aus-

schlüsse, die im schlimmsten Fall auch mit Gewalt praktiziert werden. Rechte und linke Iden-

titätspolitik sind daher nicht einfach gleichzusetzen. Sie unterscheiden sich signifikant in ihren 

Zielen und Methoden. 

Linke Identitätspolitik setzt an der Gruppe an und betont die Differenz. Sie möchte um die 

gesellschaftliche Anerkennung und Akzeptanz dieser Differenzen kämpfen. Innerhalb identi-

tätspolitischer Gruppierungen gibt es ein großes Spektrum unterschiedlicher politischer Stra-

tegien. Darunter mischen sich auch immer wieder radikale Bestrebungen, die in den Medien 

ein großes Echo erzeugen. Dazu zählen Gruppen, die „Cancel Culture“ und „De-Platforming“ 

betreiben, bei denen Menschen mit abweichender Meinung boykottiert und diffamiert werden 

sollen, damit sie keine öffentliche Plattform mehr erhalten. Ein Instrument der Identitätspolitik 

scheinen Quoten zu sein. Solche werden immer wieder von identitätspolitischen Aktivist_innen 

gefordert. Dabei wird über Geschlechterquoten ebenso debattiert, wie über Quoten für Men-

schen mit Migrationshintergrund. Hinter solchen Forderungen steckt die Annahme, dass Men-

schen mit bestimmten Identitätsmerkmalen andere Ansichten und Wahrnehmungen mit in die 

verschiedenen gesellschaftlichen Bereiche hineintragen und auch andere Startvoraussetzun-

gen für eine Karriere mitbringen, die eine stärkere Unterstützung erforderlich machen. 

Als Beispiel für solche Bestrebungen können die „Neuen deutschen Medienmacher*innen“ 

herangezogen werden. Gruppierungen wie die "Neuen deutschen Medienmacher*innen" set-

zen sich zum Beispiel für mehr Diversität in den Redaktionshäusern großer Medienanstalten 

ein. Sie wollen, dass öfter Perspektiven von Menschen mit Migrationshintergrund in die medi-

ale Berichterstattung einfließen und sie fordern eine diskriminierungskritische Berichterstat-

tung (vgl. NdM 2021). 

Festzuhalten ist also, dass linke Identitätspolitik nicht mit rechten Formen von Identitätspolitik 

gleichzusetzen ist und dass es vielfältige Ausprägungen identitätspolitischer Kämpfe gibt, die 

von Debatten über Quoten bis hin zu Strategien des Ausschlusses politischer Gegner_innen 

reichen. 

 

5 Identitätspolitik kritisch betrachtet 

Die Feinanalysen zeigten, dass in identitätspolitischen Argumentationsstrategien häufig binäre 

Differenzen zum Einsatz kommen. Diese binären Differenzierungen können sich z.B. in Wort-

paaren wie „Mann – Frau“, „Schwarz – Weiß“, „Privilegiert – Diskriminiert“, „Alt – Jung“ etc. 

niederschlagen. Solche binären Differenzierungen können zu Gruppenprozessen führen, die 

das Denken in In- und Outgroups begünstigen. Martin Wilk, der sich mit Radikalisierungspro-

zessen in sozialen Bewegungen beschäftigt hat, stellt dazu Folgendes fest: „In Radikalisie-

rungsprozessen kommt es jedoch nicht nur zu einer Politisierung der Gruppenidentifikation, 

sondern auch zu einer wachsenden Polarisierung zwischen Gruppen. Ein Merkmal einer sol-

chen Polarisierung ist die strikte Unterscheidung zwischen einer Ingroup und einer Outgroup 

– zwischen ›wir‹ und ›ihnen‹. Dabei entsteht bei den Individuen die Wahrnehmung, dass die 
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Existenz der eigenen Gruppe durch die jeweils gegnerische Gruppe bedroht ist. Infolgedessen 

etablieren sich gruppenspezifische Symboliken und Werte. Die eigene Gruppenidentität wird 

aufgewertet, während die Mitglieder der Outgroup abgewertet werden. Tritt nun eine Gegen-

bewegung auf den Plan oder greifen staatliche Institutionen zu repressiven Maßnahmen ge-

gen die eigene Gruppe, kann dies den Zusammenhalt und die Gruppenidentifikation nochmals 

weiter stärken“ (Wilk 2020, S. 69). 

Diese Erkenntnis scheint auch durch die digitale gesellschaftliche Gegenwart begünstigt zu 

werden. In sozialen Medien entstehen sogenannte Echokammern, die dazu führen, dass nur 

die eigene Meinung präsent ist und von allen Akteuren in dieser Echokammer bestätigt wird. 

Auf Plattformen wie Instagram werden so beispielsweise von Aktivist_innen die Kommentar-

funktionen limitiert, oder Menschen können nur einen Kommentar hinzufügen, wenn sie der 

Person, deren Beitrag sie kommentieren möchten, folgen. Es entstehen dadurch digitale 

Räume, die das Etablieren einer In- und Outgroup begünstigen. 

In Anlehnung an Erik Ringmar stellt Martin Wilk in seiner Arbeit den Begriff der formativen 

Momente dar. Formative Momente beschreiben Zeiten, in denen bestimmte Weltanschauun-

gen angegriffen und durch neue Weltanschauungen herausgefordert werden. In diesen Zeiten 

herrscht ein Kampf um die Deutungshoheit der Welt (vgl. ebd., S. 70). 

Wilk führt dazu weiter aus: „Folglich werden Identitätskonstruktionen vor allem dann für das 

Handeln von Akteuren bedeutsam, wenn alte Identitätsbezüge durch politischen, ökonomi-

schen und sozialen Wandel in Auflösung begriffen sind, sprich die Narrationen über das eigene 

Selbstbild prekär werden. In solchen Situationen trete die bloße Kosten-Nutzen-Kalkulation in 

den Hintergrund und die Stabilisierung des eigenen Selbstbildes wird handlungsleitend“ (ebd., 

S. 70). 

Wilks Ausführungen scheinen adäquat die aktuellen politischen und gesellschaftlichen Verän-

derungen zu beschreiben. Solche gesellschaftlichen Umbrüche hat auch Zygmunt Bauman 

mit seiner Beschreibung der flüchtigen Moderne festgestellt. Durch die starke Individualisie-

rungstendenz der Gesellschaft in der Moderne brechen alte tradierte Formen des Zusammen-

lebens weg. Das Individuum hat die Freiheit aus einer scheinbar unbegrenzten Zahl von mög-

lichen Identitätskonstruktionen zu wählen. Diese enorme Freiheit birgt aber auch die Heraus-

forderung, Formen zu finden, mit ihr umzugehen (vgl. Bauman 2016, S. 50).  

In einer stark individualisierten Gesellschaft scheint die Wiederentdeckung kollektiver Identi-

täten wie ein Sicherheitsanker, der vermeintlich Ordnung in das große Chaos zu bringen ver-

mag. Dabei wird aber durch den starken Fokus auf die Identität die politische Sphäre, immer 

mehr von der Sphäre des Privaten eingenommen. 

Bauman beschreibt die Problematik wie folgt: „Für das Individuum ist der öffentliche Raum im 

Wesentlichen ein riesiger Bildschirm, auf den private Sorgen projiziert werden, ohne daß sie 

den Status des Privaten dabei verlieren oder durch Vergrößerung zu irgend etwas Kollektivem 
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würden: Öffentlichkeit ist dort, wo private Geheimnisse und Intimitäten veröffentlicht werden“ 

(ebd., S. 52). 

Was Bauman hier feststellt, scheint sich auch im identitätspolitischen Diskurs zu zeigen. Wenn 

Menschen im Sinne der Standpunkttheorie erst ihre eigene Geschichte preisgeben, um damit 

ihren Sprechakt zu legitimieren und zu authentifizieren, dann bleiben ihre Anliegen zunächst 

auf einer subjektiven Ebene verhaftet. Hinzu kommt, dass das Prinzip intersektionaler Betrach-

tungsweisen dazu führen kann, dass verschiedene Kombinationen von Diskriminierungen so 

individuell werden können, dass es schwerfällt, als betroffener Mensch die individuelle margi-

nalisierte Lage in ein öffentliches, universelles Problem zu übersetzen.  

Dazu bemerkt der Philosoph und Psychoanalytiker Slavoj Žižek Folgendes: „Was ein solches 

tolerantes Vorgehen aber verhindert, ist die eigentliche Geste der Politisierung: Obwohl die 

Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, eine afroamerikanische arbeitslose lesbische Mutter 

zu sein, bis in die kleinsten Details adäquat katalogisiert werden, 'spürt' die Betroffene den-

noch, dass gerade an dieser Bemühung, ihrer spezifischen Zwangslage Gerechtigkeit wider-

fahren zu lassen, etwas 'faul' und 'frustrierend' ist: Sie wird dadurch nämlich der Möglichkeit 

beraubt, dasjenige, was bei ihr 'falsch' läuft, 'metaphorisch' zu erhöhen und dadurch zu einem 

Stellvertreter für das allgemeine 'Falsche' zu machen“ (Žižek und Gilmer 2010, S. 280). 

Ein weiterer kritischer Aspekt bei der Betrachtung von Identitätspolitik stellt die Gefahr der 

Essentialisierung dar. Identitätspolitische Praxis verliert sich in ihrer starken Fokussierung auf 

die Identität schnell in essentialistische Argumentationsstrategien. Die soziologische Betrach-

tung einer Gesellschaft mit dem Blick für die Historizität ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung ist 

sinnvoll und nachvollziehbar. Allerdings sollte die historische Perspektive nicht dazu führen, 

die Historizität von Identitäten und Gruppenidentitäten zu determinieren. Im Sinne der kriti-

schen Theorie scheint es wichtig zu sein, die Konvergenz gesellschaftlicher Entwicklungen 

immer mit in die Überlegungen einzubeziehen.  

Identitätspolitische Bestrebungen sind oft im akademischen Bereich verortet. Die Debatten 

über Identitätspolitik finden nahezu alle in einer stark akademisierten Sphäre statt. Es wird 

zwar versucht, einzelne Diskussionsgegenstände in die Sphäre des Alltäglichen zu übertra-

gen, allerdings gelangen hier meist jene Gegenstände hin, die besonders extrem scheinen 

und für große Empörung sorgen. Diese Problematik scheint mit den wirtschaftlichen Interessen 

der Medienhäuser zu korrelieren, sorgen doch Geschichten, die großes Empörungspotenzial 

bieten, für größere finanzielle Gewinne. 

Einzelne identitätspolitische Ansätze, wie das Gendern oder bestimmte Varianten der politisch 

korrekten Sprache, scheinen bisweilen als Distinktionsmerkmale akademisierter politischer 

Bevölkerungsgruppen zu fungieren und finden daher bislang wenig Anklang bei einer breiten 

gesellschaftlichen Mehrheit. 65 % der Menschen lehnen beispielsweise das Gendern ab. 

Durch die stärker werdende mediale Anwendung des Genderns wurde die Akzeptanz nicht 

gesteigert – im Gegenteil, die Zahlen derjenigen, die das Gendern ablehnen, ist gestiegen (vgl. 

Infratest Dimap 2022). Die Ablehnung könnte durch die starke Moralisierung der Debatte um 

das Gendern erklärt werden, denn wer nicht gendert, meine bestimmte Bevölkerungsgruppen 

nicht mit, so der Tenor einiger Befürworter_innen. 
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Die Ambivalenz zwischen dem Kampf für die individuellen Interessen bestimmter kollektiver 

Identitäten und den Interessen der Mehrheitsgesellschaft scheint ein zentrales Problem iden-

titätspolitischer Kämpfe zu sein. Radikale Ansätze und moralisierende Debatten scheinen ihre 

Wirkung bei dem Erreichen identitätspolitischer Ziele zu verfehlen. Im demokratischen System 

brauchen politische Ideen Mehrheiten, um eine Umsetzung zu erfahren. Das Erreichen solcher 

Mehrheiten scheint allerdings durch das Denken in moralischen und binären Kategorien ge-

fährdet zu sein. Wenn identitätspolitische Aktivist_innen sich als Gegensatz zur Mehrheitsge-

sellschaft wahrnehmen und damit Politik betreiben, besteht die Gefahr, dass ihre Ziele keine 

Zustimmung erfahren.  

Einige identitätspolitische Ansätze haben trotz all der Kritik eine Berechtigung, regen sie doch 

zumindest dazu an, einen Perspektivwechsel vorzunehmen. Das sind z.B. Ansätze, die zwar 

die Differenz zur Mehrheitsgesellschaft betonen, aber trotzdem versuchen im demokratischen 

Diskurs für Mehrheiten zu kämpfen und dabei auch nicht vergessen das Gemeinsame und 

Verbindende zu betonen. Dass die Gesellschaft insgesamt sensibler für Diskriminierungen ge-

worden ist, scheint im direkten Zusammenhang mit den einzelnen Diskursen rund um das 

Thema der Identitätspolitik zu stehen. Dabei scheint auch der Normierungsdruck der Mehr-

heitsgesellschaft immer mehr in den Fokus der Kritik zu rücken und einen sensibleren Umgang 

mit Minderheiten und marginalisierten Gruppen zu begünstigen. 

 

 

 

Literaturverzeichnis: 

BAUMAN, Z. (2016): Flüchtige Moderne. Unter Mitarbeit von Reinhard Kreissl. Deutsche Erst-

ausgabe, 7. Auflage. Frankfurt am Main: Suhrkamp (Edition Suhrkamp, 2447). 

HASTERS, A. (2021): Alice Hasters räumt in der Diskussion um Identitätspolitik auf. In: Süd-

deutsche Zeitung, 23.03.2021. Online verfügbar unter https://amphtml.sueddeutsche.de/kul-

tur/alice-hasters-identitaetspolitik-cancel-culture-teilhabe-1.5243102, zuletzt geprüft am 

09.06.2021. 

INFRATEST DIMAP (2022): Weiter Vorbehalte gegen gendergerechte Sprache. Online ver-

fügbar unter https://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/umfragen/aktu-

ell/weiter-vorbehalte-gegen-gendergerechte-sprache/, zuletzt aktualisiert am 09.01.2022, zu-

letzt geprüft am 09.01.2022. 

JÄGER, S. (2015): Kritische Diskursanalyse. Eine Einführung. 7., vollständig überarbeitete 

Auflage. Münster: Unrast (Edition DISS, Bd. 3). 



______________________________________________________________________________________________________________ 
 

 

 

 42 

LÖBBERT, R. (2021): Wolfgang Thierse. Er will streiten. In: ZEITmagazin, 10.03.2021. Online 

verfügbar unter https://www.zeit.de/zeit-magazin/2021/11/wolfgang-thierse-identitaetspolitik-

gesellschaft-sozialdemokratie/komplettansicht, zuletzt geprüft am 09.06.2021. 

NdM (2021): Die NdM stellen sich vor. Wer sind wir? Wer ist dabei? Und was sind unsere Ziele 

und Visionen? Online verfügbar unter https://neuemedienmacher.de/wer-wir-sind/, zuletzt ak-

tualisiert am 30.12.2021, zuletzt geprüft am 30.12.2021. 

THIERSE, W. (2021): Wie viel Identität verträgt die Gesellschaft? In: Frankfurter Allgemeine 

Zeitung, 22.02.2021. Online verfügbar unter https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debat-

ten/wolfgang-thierse-wie-viel-identitaet-vertraegt-die-gesellschaft-17209407.html, zuletzt ge-

prüft am 10.06.2021. 

WAGENKNECHT, S. (2021): Die Selbstgerechten. Mein Gegenprogramm - für Gemeinsinn 

und Zusammenhalt. 

WILK, M. (2020): Fragile kollektive Identitäten. Wie sich soziale Bewegungen radikalisieren 

(Edition Kulturwissenschaft). Online verfügbar unter https://doi.org/10.14361/9783839454350. 

ŽIŽEK, S. & GILMER, E. (2010): Die Tücke des Subjekts. 1. Aufl. Berlin: Suhrkamp (Suhr-

kamp-Taschenbuch Wissenschaft, 1961). 



 Strategien zur Reduktion gesundheitlicher Ungleichheit 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 

 

 

 43 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Strategien zur Reduktion gesundheitlicher Ungleichheit  

 



Strategien zur Reduktion gesundheitlicher Ungleichheit 
______________________________________________________________________________________________________________ 
 

 

 

 44 

Möglichkeiten und Grenzen der Reduktion gesundheitlicher Un-

gleichheit mittels Gesundheitskompetenzförderung im Kindes- und 

Jugendalter  

Hannah Immens 

 

1 Einleitung und Fragestellung 

Gesundheitskompetenz hat in Europa und somit auch in Deutschland in den letzten zwei Jahr-

zehnten zunehmend einen „Boom“ erfahren, sowohl in der Prävention und Gesundheitsförde-

rung als auch in der Gesundheitspolitik (vgl. Okan u.a. 2015, S. 932). 

Im Rahmen dieses Forschungsdiskurses beschränkt sich die Zielgruppe aber meist auf die 

erwachsene Bevölkerung. Heranwachsende sind deutlich unterrepräsentiert (ebd., S. 930). 

Auch wird das Konstrukt der Gesundheitskompetenz zunehmend in die Gesundheitsförderung 

und in die gesundheitsorientierte Ungleichheitsdiskussion eingebettet – auch für die Ziel-

gruppe der Kinder und Jugendlichen (vgl. Okan, Pinheiro & Bauer 2019, S. 62, 89). Daher 

widmet sich der vorliegende Beitrag der Frage:Welche Ansatzpunkte und Perspektiven gibt es 

für die Entwicklung der Gesundheitskompetenz im Kindes- und Jugendalter und welche Rolle 

kann in diesem Zusammenhang eine gesundheitsbezogene kritische Sozialarbeit leisten? 

 

2 Theoretischer Bezugsrahmen 

Ungeachtet der oben beschriebenen zunehmenden Bekanntheit wird eine eindeutige Erfas-

sung des Konstrukts „Gesundheitskompetenz“ und seiner englischen Übersetzung „Health Li-

teracy“ noch unterschiedlich ausgelegt (vgl. Vogt u.a. 2016, S. 46ff.). Folgend soll daher der 

Versuch unternommen werden, diesem Gegenstand näher zu kommen, indem nur der ge-

meinsame Gehalt der Definitionen, eine grobe Verortung im Gesundheitssystem sowie grund-

legende Daten aus dem Erwachsenenalter dargelegt werden. 

 

2.1 Definition und kontextuelle Verortung im Gesundheitssystem 

Eine der elementarsten Definitionen resultierte aus der zwischen 2009 und 2012 stattgefund-

enen Erhebung, der Europäischen Health Literacy Studie (HLS-EU) (vgl. Schaeffer u.a. 2016, 

S. 7): „Health literacy is linked to literacy and entails people’s knowledge, motivation and com-

petences to access, understand, appraise, and apply health information in order to make judg-

ments and take decisions in everyday life concerning healthcare, disease prevention and 

health promotion to maintain or improve quality of life during the life course” (Sørensen u.a. 

2012, S. 3). 
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Zusammenfassend machen folgende Merkmale die häufigsten Definitionen über Gesundheits-

kompetenz aus: 

 Die Fertigkeiten, Fähigkeiten (vgl. Malloy-Weir u.a. 2016, S. 338), die Verhaltenswei-

sen (vgl. Sørensen u.a. 2012, S.4) oder das Wissen einer Person (vgl. Liu u.a. 2020, 

S. 7) bilden die Basis des Konstrukts. 

 Es geht um jegliche Art des Umgangs und der Verarbeitung von Gesundheitsinforma-

tionen (vgl. ebd., S.7). 

 Im Allgemeinen ist es das Ziel, die eigene Gesundheit zu fördern oder innerhalb des 

Gesundheitssystems kompetent handeln zu können (vgl. Malloy-Weir u.a. 2016, S.338; 

Sørensen u.a. 2012, S.4; Liu u.a. 2020, S.7; Kendir & Breton 2020, S. 4f.) 

 Den Schwerpunkt bilden die intraindividuellen Faktoren einer Person (s.o.), weniger 

die sozialen Determinanten der Gesundheit, wie z.B. der Wohn- oder Sozialraum (vgl. 

ebd., S. 1, 5). 

Ein großer Meilenstein für das Konstrukt Gesundheitskompetenz wurde erreicht, als es Ende 

der 90er-Jahre unter der Public-Health-Perspektive, insbesondere im Rahmen der Gesund-

heitsförderung, betrachtet wurde. Dementsprechend wurde der Blick von dem Individuum auf 

die Bevölkerung und von der Defizit- auf die Ressourcenorientierung gelenkt. Gesundheits-

kompetenz wird somit als Ressource gesehen, die es zu kräftigen gilt, damit Gesundheitser-

haltung und Gesundheitsförderung ermöglicht wird (vgl. Vogt u.a. 2016, S. 48). 

Es bestehen noch weitere Methoden, die inhaltliche Übereinstimmungen mit dem Konzept der 

Gesundheitskompetenz aufweisen. In diesem Zusammenhang werden von der BZgA die Ge-

sundheitsbildung und die Gesundheitserziehung genannt (vgl. BZgA 2018, S. 584). Gesund-

heitserziehung kann vorwiegend im Kinder-und Jugendbereich verortet werden (vgl. ebd., S. 

188) und versucht durch diverse Vorgehensweisen an die Einsicht und Motivation des Men-

schen zu appellieren, um so eine Verhaltensänderung herbeizuführen. Zu den Vorgehenswei-

sen zählen z.B. Information und Aufklärung im Sinne von Kampagnen, Beratung und Program-

men, die das richtige Verhalten oder den Umgang mit Krankheit fördern möchten (vgl. Leppin 

2018, S.52f.). Bei der Gesundheitsbildung steht nicht nur die Umstellung des eigenen Verhal-

tens, sondern insbesondere auch ein Einwirken auf die Lebensbedingungen im Fokus, sodass 

ein Handeln auch der Gesellschaft zugutekommt. Gesundheitsbildung versucht durch die Wei-

tergabe von Kompetenzen bzw. Fertig- und Fähigkeiten das Handlungsrepertoire von Lebe-

wesen und Gruppen in Bezug auf gesundheitliche Angelegenheiten zu vergrößern. Auf diese 

Weise versucht sie, dem Individuum zu mehr „[...] Entscheidungs- und Handlungsmacht [...]“ 

(BZgA 2018, S. 216) und daraus folgend zu mehr Selbstbestimmung zu verhelfen. 
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Gesundheitserziehung und Gesundheitsbildung formen laut der WHO die Vorläufer für die Ge-

sundheitskompetenz oder anders gesagt, eine effektive Gesundheitserziehung und Gesund-

heitsbildung (Health Education) kann als Resultat Gesundheitskompetenz hervorbringen (vgl. 

WHO 2012, S. 18). 

 

2.2 Internationaler und nationaler Forschungsstand zur Gesundheitskompetenz  

Die Daten von HLS-EU und HLS-GER haben aufgezeigt, dass in etwa jeder zweite Erwach-

sene eine limitierte oder eingeschränkte Gesundheitskompetenz aufweist (vgl. HLS-EU Con-

sortium 2012, S. 3; Schaeffer u.a. 2016, S.39f.). Zudem haben Personen mit niedriger Bildung, 

wenigen finanziellen Mitteln, chronischen Erkrankungen, hohem Alter, niedrigem sozialen Sta-

tus, Migrationshintergrund und geringen literalen Fertigkeiten eine höhere Wahrscheinlichkeit 

für ein niedriges Gesundheitskompetenzniveau (vgl. HLS-EU Consortium 2012, S.6; Schaeffer 

u.a. 2016, S. 41-47). Auch gehen niedrige Gesundheitskompetenzlevel mit mehr Risikoverhal-

tensweisen (vgl. HLS-EU Consortium 2012, S. 4; Schaeffer u.a. 2016, S. 82-88) und einer 

erhöhten Inanspruchnahme des Gesundheitswesens einher (vgl. HLS-EU Consortium 2012, 

S. 85; Schaeffer u.a. 2016, S. 89ff.). 

 

3 Gesundheitskompetenz im Kindes- und Jugendalter 

3.1 Gesundheitliche Ungleichheiten im Kindes- und Jugendalter 

Gesundheitliche Ungleichheit meint „[...] soziale Unterschiede im Gesundheitszustand, im Ge-

sundheitsverhalten und in der Gesundheitsversorgung der Bevölkerung“ (Lampert u.a. 2016, 

S. 302). Soziale Ungleichheit bedeutet, die durch die Gesellschaft produzierte, langandau-

ernde sowie ungleiche Zuteilung von wertvollen Gütern. Zu Letztgenanntem zählen zum einen 

die Ausstattung von Ressourcen zur Lebensbewältigung (z.B. Bildungsabschluss, Einkom-

men). Zum anderen die Lebensbedingungen, die das Individuum z.B. auf der Arbeit, in der 

Umwelt oder zu Hause umgeben (vgl. Hradil 2009, S. 36). 

Diese Ungleichheiten werden auch in den nachstehenden Ergebnissen der Folgeerhebung 

der Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland (KiGGS Welle 2) und 

der Health Behaviour in School-Aged Children (HBSC) Studie mit der Befragungswelle 

2017/2018 sichtbar. 

Die Daten verdeutlichen, dass Kinder aus ärmeren und bildungsferneren Familien kränker sind 

(vgl. Kuntz, Rattay u.a. 2018a, S. 19, 24; Poethko-Müller, Kuntz u.a. 2018, S. 8.; HBSC-Studi-

enverbund Deutschland 2020a, S. 1f.; ebd. 2020b, S. 1; Schienkiewitz u.a. 2018, S. 16; Klipker 

u.a. 2018, S. 37), häufiger gesundheitsschädigende Verhaltensweisen aufweisen (vgl. Kuntz, 

Waldhauer u.a. 2018b, S. 45ff.; HBSC-Studienverbund Deutschland 2020c-i) sowie das Ge-

sundheitssystem öfter in Anspruch nehmen (vgl. Lampert, Prütz u.a. 2018, S. 38ff.) als Heran-

wachsende aus Familien mit höherem Einkommen und gehobenerer Bildung. 

An dieser Stelle kommt dem Konzept Gesundheitskompetenz im Rahmen der Ungleichheits-

forschung eine tragende Rolle zu. So sei dieses „[...] als stärkerer Einflussfaktor auf die Ge-

sundheit diskutiert als Alter, Einkommen, Beschäftigungsstatus, Bildungsstand und Ethnizität“ 
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(Schaeffer u.a. 2016, S. 1). Aus diesem Grund besteht die Hoffnung, dass Gesundheitskom-

petenzförderung zur Reduzierung gesundheitlicher Ungleichheiten im Kindes- und Jugendal-

ter beitragen kann. Im Folgenden geht es deshalb im Detail um die Daten zur Gesundheits-

kompetenz im Kindes- und Jugendalter. 

 

3.2 Verbreitung von Gesundheitskompetenz im Kindes- und Jugendalter 

Im Allgemeinen zeigen die Studien aus dem Kindes- und Jugendalter (HLS-GER-Studie, 

HBSC-Studie, Gesundheitskompetenz im Jugendalter [GeKoJu], Studie mit Schüler_innen der 

vierten Klasse), dass die Heranwachsenden ein mittleres Gesundheitskompetenz-Niveau auf-

weisen bzw. nur einen geringen Anteil derer haben, die ein mangelhaftes Gesundheitskompe-

tenz-Level besitzen (vgl. Berens u.a. 2016, S. 3f.; Paakkari u.a. 2020, S. 3f.; Loer u.a. 2020, 

S. 3ff.,15; Fretian u.a. 2020, S. 1, 6). So haben zum Beispiel bei der HLS-GER-Studie 6,8% 

eine inadäquate und 40,5% eine problematische Gesundheitskompetenz18. In der Folge ver-

fügen also 47,3% der befragten Jugendlichen über ein limitiertes Gesundheitskompetenzni-

veau. Demgegenüber besitzen 42,5% eine adäquate und 10,3% eine exzellente Health Lite-

racy (vgl. Berens u.a. 2016, S. 3f.). Aus der HBSC-Studie resultierte, dass 16% eine niedrige, 

71,2% eine mäßige und 12,8% eine hohe Gesundheitskompetenz haben (vgl. Paakkari u.a. 

2020, S. 3f.).  

Ausnahme hiervon bilden Jugendliche mit niedrigem Bildungsstand und von dieser Gruppe 

vor allem diejenigen, die einen Migrationshintergrund aufweisen. Im Vergleich zur Gesamtbe-

völkerung und der oben dargestellten Gruppe Jugendlicher der HLS-GER-Studie schneiden 

diese benachteiligten Gruppen in allen vier Stufen der Gesundheitskompetenz schlechter ab 

(vgl. Quenzel u.a. 2015, S. 951ff.). 

 

3.3 Gesundheitskompetenz in Abhängigkeit von der sozialen Lage 

In der folgenden Tabelle 1 werden die Determinanten und Merkmale dargestellt, die einen 

Einfluss auf die Höhe der Gesundheitskompetenz ausüben. Die Daten zeigen hier ebenso, 

                                                

 

18 Die HLS-GER-Studie stellt die erste repräsentative Untersuchung dar die, mittels des vollständigen Fragebogens 
HLS-EU-Q47, Angaben zu den Gesundheitskompetenzlevels der gesamten deutschen Einwohnerschaft veröffent-
licht hat (Schaeffer u.a. 2016, S. 13). Der Fragebogen orientiert sich dabei an der bereits beschriebenen Definition 
von Sørensen und dem Modell von Sørensen et al. und umfasst deshalb die 4x3 Matrix mit den vier Kompetenzen 
(Finden, Verstehen, Beurteilen, Anwenden) und den drei Bereichen (Krankheitsbewältigung, Krankheitsprävention, 
Gesundheitsförderung) (Sørensen u.a. 2012, S. 8ff.; Sørensen u.a. 2013, S. 1). Diesen zwölf Bestandteilen wurden 
insgesamt 47 Items spezifisch zugeordnet, die gesundheitsbezogene, alltägliche Aufgaben beinhalten und deren 
Schwierigkeitsgrad anhand der Skalen sehr einfach, einfach, schwer und sehr schwer selbst eingeschätzt werden 
sollte (vgl. HLS-EU Consortium 2012, S. 1). Zum Beispiel bei Frage 1: „Wie einfach/schwierig ist es, Informationen 
über Krankheitssymptome, die Sie betreffen, zu finden?“ (Pelikan & Ganahl 2017, S. 103). Die daraus ermittelten 
Niveaus der Gesundheitskompetenz wurden in die vier Kategorien exzellent, ausreichend, problematisch und in-
adäquat eingeteilt (vgl. HLS-EU Consortium 2012, S. 3). 
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dass z.B. ein niedriger oder moderater familiärer Wohlstand mit einer geringen Health Literacy 

einhergeht (vgl. Loer u.a. 2020, S. 13). 

 

Bildungsstatus der Eltern + 

(Quenzel u.a. 2015, S. 954) 

Regionale Unterschiede + 

(Brandenburg vs. andere Bundes-

länder) (Santha u.a. 2021, S. 196) 

Wohlstand der Familie +  

(Quenzel u.a. 2015, S. 954; Loer 

u.a. 2020, S. 13; Paakkari u.a. 

2020, S. 5; Fretian u.a. 2020, S. 7; 

Santha u.a. 2021, S. 192) 

Hilfestellung seitens der Familie 

und Freunde +  

(Loer u.a. 2020, S. 13) 

Sozialer Status +  

(Berens u.a. 2016, S. 3). 

Selbstwirksamkeit +  

(Loer u.a. 2020, S. 13; Fretian u.a. 

2020, S. 7) 

Migrationshintergrund +  

(Berens u.a. 2016, S. 3). 

Motivation +  

(Fretian u.a. 2020, S. 7) 

Schulische Bildung des Kindes + 

(Quenzel, Vogt & Schaeffer 2016, 

S. 709) 

Elterliches Gesundheitsver-

ständnis + (Fretian u.a. 2020, S. 7) 

 

Literale Fertigkeiten +  

(Berens u.a. 2016, S. 3) 

Alter –  

(Loer u.a. 2020, S. 15; Fretian u.a. 

2020, S. 7) 

Schulleistung +  

(Santha u.a. 2021, S. 192f.) 

Geschlecht –  

(Wallmann, Gierschner & Froböse 

2012, S. 8; Quenzel, Vogt & 

Schaeffer 2016, S. 709; Berens u.a. 

2016, S. 4ff.; Paakkari u.a. 2020, S. 

5; Fretian u.a. 2020, S. 7) 

Besuchte Schulform +  

(Santha u.a. 2021, S. 192f.; Wall-

mann, Gierschner & Froböse 2012, 

S. 9) 

 

 

Tabelle 1: Ergebnisübersicht Gesundheitskompetenz in Abhängigkeit von der sozialen Lage (eigene Dar-
stellung). +: Zusammenhang zwischen Merkmal und Höhe der Gesundheitskompetenz, -: Kein Zusammen-
hang zwischen Merkmal und Höhe der Gesundheitskompetenz 
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3.4 Zusammenhänge zwischen Gesundheitskompetenz und Gesundheit 

Es zeigen sich signifikante Zusammenhänge zwischen der Häufigkeit der täglichen Bewegung, 

der Essroutine und der Gesundheitskompetenz. Zum Beispiel verzehrt lediglich ca. jede_r 

Zehnte mit inadäquater oder problematischer Gesundheitskompetenz jeden Tag Salat oder 

Gemüse. Bei Personen mit einem adäquaten oder exzellenten Niveau ist es schon fast jede_r 

Vierte. Ähnliche Tendenzen lassen sich auch bei der sportlichen Betätigung und dem Obst-

verzehr erkennen (vgl. Quenzel u.a. 2015, S. 955).  

Darüber hinaus ist eine limitierte Gesundheitskompetenz bei 60% der Menschen zu finden, 

die ärztliches Fachpersonal öfter als zwei Mal aufsuchen. Im Vergleich dazu ist diese Einord-

nung nur bei 43% der Menschen zu finden, die eine Person im ärztlichen Dienst höchstens 

zwei Mal in Anspruch nehmen (vgl. Berens u.a. 2016, S. 4). 

Die HBSC-Studie kommt zum selben Ergebnis wie die Erwachsenenstudien und kommt eben-

falls zu dem Schluss, dass ein höheres Gesundheitskompetenzniveau mit einer höheren 

selbstberichteten Gesundheit einhergeht (vgl. Paakkari u.a. 2020, S. 6). 

 

4 Interpretation / Schlussfolgerungen 

Die Literatur gibt Hinweise darauf, dass Gesundheitskompetenz partiell und in begrenztem 

Maß als Mediator fungiert. Das heißt, die sozialen Determinanten wirken sich auf die Höhe der 

Gesundheitskompetenz aus und die Gesundheitskompetenz wirkt ihrerseits auf die selbstbe-

wertete Gesundheit (vgl. Pelikan, Ganahl & Roethlin 2018, S. 57; Mantwill, Monestel-Umaña 

& Schulz 2015, S. 19), auf das Gesundheitsverhalten (vgl. Paakkari u.a. 2019, S. 919), die 

Lebensqualität sowie auf die Inanspruchnahme von präventiven Angeboten (vgl. Stormacq, 

Van den Broucke & Wosinski 2019, S. e14). 

Abb. 2: Determinanten der Gesundheit (Lampert 2018, S.14). 
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Wenn auch die Mediatorfunktion teilweise bei Gesundheitskompetenz bestätigt wird, bleiben 

signifikante, direkte Zusammenhänge zwischen den sozialen Determinanten und der Gesund-

heit stets vorhanden (vgl. Paakkari u.a. 2019, S. 922). Im Umkehrschluss kann die Hoffnung, 

dass eine alleinige Förderung der Gesundheitskompetenz zu verbesserten gesundheitlichen 

Outcomes sowie zur gerechten Verteilung der Gesundheit führt, derzeit nicht bestätigt werden 

(vgl. Okan, Pinheiro & Bauer 2019, S. 69). Wie unter anderem das Framework der WHO-

Kommission „Social Determinants of Health“ (Abb.1) sowie die obigen Ergebnisse belegen, 

sind es vielmehr gesellschaftliche, politische, sozioökonomische Gegebenheiten in Verbin-

dung mit sozialen Determinanten, sozialem Status und intra- sowie interpersonale Faktoren, 

die Gesundheit und Wohlbefinden generieren. 

 

5 Implikationen für die Praxis (der Inklusion) 

Im Folgenden werden die Ansatzpunkte und Perspektiven für die Entwicklung der Gesund-

heitskompetenz bei Kindern und Jugendlichen auf Grundlage der zuvor beschriebenen Ergeb-

nisse erläutert. Dazu wird eine Einordnung anhand der Mikro-, Meso- und Makroebene vorge-

nommen. 

 

5.1 Mikroebene 

Im Kindes- und Jugendalter werden wichtige Voraussetzungen für das Gesundheitsverhalten 

im Erwachsenenalter gelegt und deshalb ist diese Zielgruppe prädestiniert für Präventions- 

und Förderangebote (vgl. Richter 2005, S. 10). Familien, Kindertagesstätten und Schulen kön-

nen als Settings dafür mögliche Ansatzpunkte darstellen, da sie die gesamte Bandbreite der 

Entwicklung der Heranwachsenden repräsentieren. Zudem haben Kita und Schule das Poten-

zial an nahezu den gesamten Adressatenkreis heranzukommen (vgl. Dieterich 2019, S. 78). 

Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass vor allem mit dem Übergang in die Sekun-

darstufe Selektionsmechanismen wirksam werden, die insbesondere an Hauptschulen zu ei-

ner Anhäufung von Problemlagen führen. Diese Zielgruppe bedarf demnach vor allem spezi-

fischer Förderungsprogramme. Dies steht aber im Gegensatz zur Realität, in der breit ange-

legte personen- und verhaltensbezogene Ansätze in der schulischen Gesundheitsförderung 

Vorrang haben (vgl. Bauer 2005, S. 73f.). Dasselbe gilt aus pragmatischen Gründen, wie etwa 

Ressourcenschonung, Arbeitsentlastung und vorhandenen Strukturen, auch für die Kita (vgl. 

Sahrai 2009, S. 264f.). Wenn man, wie oben beschrieben, Gesundheitskompetenz als Resultat 

aus Gesundheitserziehung oder Gesundheitsbildung begreift, sind dies verhaltenspräventive 

Maßnahmen im Setting.  

Dieser Umstand ignoriert zum einen den Aspekt, dass reine Informationsangebote und Auf-

klärungen im Gegensatz zur Verhältnisprävention fast keinen Effekt haben (vgl. Effertz 2019, 

S. 323), zum anderen verkennt es die oben dargestellten gesellschaftlichen Ursachen für die 

ungleiche Verteilung der Gesundheitskompetenz. Diese verhaltenspräventiven Maßnahmen 

beinhalten die implizite Annahme, dass das Gesundheitsverhalten nahezu frei wählbar ist: „Es 
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wäre demnach ‘unfair‘, bei den Personen aus der unteren sozialen Schicht die gleiche Flexi-

bilität im Verhalten vorauszusetzen wie bei den Personen aus höheren sozialen Schichten“ 

(Mielck 2000, S. 382).  

Darüber hinaus findet „Das Präventionsdilemma – die hohe Teilnahmeakzeptanz bei wenig 

gefährdeten Adressatengruppen sowie die umgekehrt proportionale Ablehnung und fehlende 

Motivation bei jugendlichen Risikogruppen – [...] durch diese schulstrukturelle Rahmung einen 

besonderen Nährboden“ (Bauer 2005, S. 74).  

Der Gesundheitskompetenzförderung ist in diesem Sinne also eine Grenze gesetzt, da status-

höhere Personen breit angelegte Interventionen zur gesundheitlichen Aufklärung besser an-

nehmen. Dadurch profitieren sie proportional häufiger von diesen Maßnahmen, sodass es im 

Umkehrschluss zwischen den Statusgruppen zu einer Vergrößerung der gesundheitlichen Un-

gleichheit kommen kann (vgl. Mielck 2000, S. 386). 

Auch wenn Wissen allein zu den Heranwachsenden oder Erziehungsberechtigten durchge-

drungen ist, kann z.B. eine finanzielle Deprivation, ein bewegungshemmendes Wohnquartier 

sowie der Status als alleinerziehende Person eine Umsetzung von gesundheitszuträglichem 

Verhalten und eine Inanspruchnahme des Gesundheitssystems unterbinden (vgl. Loss & Na-

gel 2009, S. 508). Die Umwelt sollte also so gestaltet werden, dass gesundheitsbezogene 

Entscheidungen einfacher getroffen werden können (vgl. Watt & Sheiham 2012, S. 294). 

 

5.2 Mesoebene 

Bildungspolitik, Bildungssystem, Schulteam: In der WHO-Empfehlung „Investing in Health 

Literacy“ (McDaid 2016, S. 23) wird diesen Gruppen dafür eine große Rolle zugesprochen. 

Deutschland fordert ebenso im Nationalen Aktionsplan eine Übernahme des Themas Gesund-

heitskompetenz in jegliche Bildungs- und Lehrpläne der Kitas, Schulen und Berufsschulen. 

Darüber hinaus wird eine Einrichtung des Fachs Gesundheit angestrebt. Zusätzlich sollen alle 

Berufsgruppen, die mit Heranwachsenden arbeiten, durch Weiterbildungen für eine Gesund-

heitskompetenzförderung qualifiziert werden. Im nationalen Aktionsplan wird ebenfalls eine 

doppelte Strategie empfohlen, indem sowohl persönliche Fähigkeiten als auch die Strukturen 

und Systeme adressiert werden (vgl. Hurrelmann, Bauer & Schaeffer 2018, S. 4ff.) 

Gesundheitsförderliche Settings: Merkmale davon sind die Partizipation aller Beteiligten 

und das Anstoßen von Schritten der Organisationsentwicklung. Es kann vorkommen, dass 

verhaltenspräventive Maßnahmen Bestandteil dieses Prozesses sind, aber unter der Prä-

misse, dass sie Beteiligte selbst anstoßen und umsetzen. Vielmehr kommt es dann zu einer 

Verschränkung von Verhaltens- und Verhältnisprävention (vgl. Rosenbrock 2005, S. 63). Die 

Kriterien für eine gute Praxis der soziallagenbezogenen Gesundheitsförderung (vgl. Koopera-

tionsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit 2017, S. 7ff.), wie z.B. Niedrigschwelligkeit 

oder Multiplikatorenansatz, können bei der Umsetzung eine Hilfestellung sein. 
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Elternbildung: Um sozial benachteiligte Familien für Elternbildung zu erreichen, hat es sich 

bewährt, Programme und Angebote in Settings zu verankern, die sie sowieso regelmäßig auf-

suchen. Dazu gehören die bereits genannten Kindertagesstätten und Schulen als auch die 

kommunalen Institutionen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe. Darüber hinaus sind bei den 

Programmen universale Ansätze erprobt, die alle Eltern adressieren, aber die sozialen Hinter-

gründe der sozial Schwachen stärker in den Blick nehmen (z.B. finanzieller Status, Bildungs-

stand, Migrationshintergrund) (vgl. Hurrelmann, Hartung u.a. 2013, S. 268ff.). 

Niedrigschwellige Anlaufpunkte für Familien: Schaffung niedrigschwelliger, kostenfreier 

Anlaufpunkte für Gesundheitsinformationen in den jeweiligen Kommunen bzw. in bestimmten 

Stadtteilen, wie z.B. das Good-Practice-Beispiel „Gesundheitstreffpunkt West“ (GTP) im Bre-

mer Westen (vgl. Kooperationsverbund gesundheitliche Chancengleichheit 2016, S. 1). Bei 

der Bedarfserhebung könnte der öffentliche Gesundheitsdienst eine Rolle spielen, indem er 

Daten zur gesundheitlichen Lage und Verbreitung der Gesundheitskompetenz in der Kom-

mune zur Verfügung stellt (vgl. Schaeffer u.a. 2018, S. 37). 

Gesundheitskompetente Organisationen im medizinischen Bereich: Das im Folgenden 

genannte Merkmal unterstützt eine Hinführung zu einem gesundheitsförderlichen und gesund-

heitskompetenten Kontext (Tabelle 1). Dabei wird exemplarisch eins genannt, das für die Her-

anwachsenden relevant ist. 

 

 Eigenschaften einer gesundheitskompetenten Organisation 

4.   Entwickelt, implementiert und evaluiert ihre Gesundheitsinformati-

onsangebote unter Einbeziehung der Zielgruppen, für die dieses An-

gebot gedacht ist. 

 
Tabelle 2: Exemplarischer Auszug eines Merkmals einer gesundheitskompetenten Organisation in enger 
Anlehnung an Brach u.a. (2012, S.4). 

 

5.3 Makroebene 

Leistungen zur Gesundheitsförderung und Prävention in Lebenswelten: Hier heißt es, 

dass die Krankenkassen unter Zuhilfenahme des öffentlichen Gesundheitsdienstes „[...] ins-

besondere den Aufbau und die Stärkung gesundheitsförderlicher Strukturen“ (§20a Abs. 1 

SGBV) unterstützen. Dem Ansatzpunkt stehen einige Grenzen entgegen. Ein Beispiel davon 

ist die offene Deutungsauslegung des Gesetzes, sodass unter Lebenswelten nicht die Verän-

derung der Räume an sich, sondern eine Verhaltensprävention im Raum verstanden wird (vgl. 

Gerlinger 2016, S. 3f.). 

Health in Policies Strategie: Nur ein Zusammenwirken mehrerer politischer Bereiche auf 

verschiedenen Ebenen sowie eine gezielte Absprache von Zuständigkeiten hilft bei einer Re-

duzierung gesundheitlicher Ungleichheit bei Heranwachsenden (vgl. Pott & Lehmann 2002, S. 

982). Zum Beispiel scheint es vielversprechend auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
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zu setzen, z.B. durch ausreichende Betreuungsplätze für Kinder und flexible Arbeitszeitmo-

delle (vgl. Lampert & Richter 2009, S. 224f.). Weitere, hier nicht näher ausgeführte, politische 

Ansatzpunkte umfassen die Verkehrs- und Siedlungspolitik (vgl. Hafen 2017, S. 82) sowie die 

Wirtschaftspolitik im Bereich der Konsum- und Lebensmittelindustrie (vgl. Schaeffer u.a. 2018, 

S. 34f.). 

 

5.4 Mögliche Rolle der gesundheitsbezogenen kritischen Sozialarbeit 

Im Folgenden werden beispielhaft Anknüpfungspunkte zwischen Gesundheitskompetenz und 

den Ansätzen der Sozialen Arbeit auf der Ebene von Individuum, Organisation/Kommune und 

Staat vorgestellt. Da die Ausprägung der Gesundheitskompetenz abhängig ist von sozialen 

Determinanten und ebenso von politischen und kontextuellen Faktoren, kann der Sozialen Ar-

beit eine Schlüsselfunktion zukommen. Ihre Interventionsansätze befinden sich auf den Ebe-

nen des Menschen, seiner Umgebung und den gesellschaftlichen Voraussetzungen (vgl. 

Schmidt 2014, S. 186). 

Individuum 

 Soziale Arbeit kann Hilfe zur Selbsthilfe leisten, indem sie Unterstützung im Umgang 

mit vorhandenen Angeboten des Sozial- und Gesundheitssystems bietet (vgl. Bröder 

u.a. 2016, S. 6). 

 Soziale Arbeit sollte das Kompetenzkonstrukt und die damit einhergehende Eigenver-

antwortung des Individuums hinterfragen. Dazu sollte sie eine Stellung gegen reine 

individuelle Verantwortungszuschreibung einnehmen. Soziale Arbeit sollte demnach 

die von außen kommenden, beeinflussenden Determinanten in den Fokus rücken (vgl. 

Kruse & Witek 2019, S. 43). 

Organisation/Kommune  

 Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der Erziehungs- und Bildungseinrichtungen und 

ähnlicher Institutionen sollen ihren Umgang mit Gesundheit und Kompetenz hinterfra-

gen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten im Sinne der "Politik der kleinen Schritte" Hand-

lungsspielräume der Organisationen ausloten (Kruse & Witek 2019, S. 44). 

 Soziale Arbeit kann in den diversen Settings gezielt ungleichheitsfördernde Strukturen 

identifizieren und zur Reduzierung dieser beitragen (vgl. Homfeldt 2014, S. 5). Dies 

schließt auch das konkrete Ausmachen von Gesundheitskompetenz-Bedarfen und -

Hindernissen ein (vgl. Bröder u.a. 2016, S. 6). 

Staat 

 Anwaltschaftliches Eintreten durch das Aufmerksammachen von Missständen im Be-

reich der Gesundheitskompetenz. Dies vor allem für die benachteiligten Gruppen, die 

über wenig eigene Ressourcen verfügen, um selbst aktiv zu werden (vgl. Birzele 2019, 
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S. 39). Denkbar wäre hier z.B. auch eine anwaltschaftliche Mitwirkung im Nationalen 

Aktionsplan Gesundheitskompetenz. 

 

6 Fazit/Ausblick 

Im Rahmen dieser Arbeit hat sich gezeigt, dass nicht vorwiegend Gesundheitskompetenz ei-

nen Einfluss auf die Gesundheit ausübt, sondern die soziale Lage im Zusammenhang mit po-

litischen, gesellschaftlichen und kulturellen Faktoren. Selbst die Höhe der Gesundheitskom-

petenz ist von diesen Determinanten abhängig. Somit kann eine Reduktion gesundheitlicher 

Ungleichheit mittels Gesundheitskompetenzförderung im Verständnis der individuumsbezoge-

nen Verhaltensprävention in Form von Gesundheitserziehung, Gesundheitsbildung und ähnli-

chen Maßnahmen nur begrenzte Effekte erzielen. Vielmehr kann es zu unerwünschten Aus-

wirkungen kommen, die die gesundheitliche Ungleichheit zwischen den Statusgruppen sogar 

vermehrt. Soziale Arbeit kann in diesem Zusammenhang eine bedeutsame Rolle einnehmen, 

denn sie „[...] hat die wissenschaftliche und praktische Expertise zur Behandlung des sozialen 

Aspekts von Gesundheit“ (Liel 2019, S. 8). Zukünftige Forschungsvorhaben sollten sich auf 

die theoretische Konzipierung von Gesundheitskompetenz bei Heranwachsenden, auf die 

Kausalitätspfade, auf die Einbindung jüngerer Altersgruppen sowie auf repräsentative Längs-

schnittstudien beziehen (vgl. Ormshaw, Paakkari & Kannas 2013, S. 451; Okan, Lopes u.a. 

2018, S. 12,14; Guo et al. 2018, S. 11). 
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Qualitätssicherung der sozialmedizinischen Nachsorge bei Frühge-

borenen 

Eva Weishaupt 

 

1 Einleitung  

In Deutschland werden jährlich 7-9% (8,6% in 2017) (Institut für Qualitätssicherung und Trans-

parenz im Gesundheitswesen 2018, S. 136) der Säuglinge <37. Schwangerschaftswoche ge-

boren und gelten somit per Definition als Frühgeburt (vgl. World Health Organisation 2012, 

S.1). Abhängig vom persönlichen biologischen Risiko zeigen Frühgeborene andere sozial-

emotionale Verhaltensweisen als termingerechte Neugeborene und sind auf spezifische elter-

liche Kompetenzen angewiesen, um sich optimal entwickeln zu können (vgl. Brecht et al. 2012, 

S. 651 f; Jäkel & Wolke 2011, S. 151ff). Durch die psychosozialen Belastungen, die mit einer 

zu frühen Geburt einhergehen, können intuitive elterliche Kompetenzen gehemmt und somit 

die Qualität der Eltern-Kind-Bindung und die weitere kindliche Entwicklung negativ beeinflusst 

werden (vgl. Neander & Engström 2009, S.16ff; Guillaume et al. 2013, S. 6; Schäfer, Karutz & 

Schenk 2017, S. 220; Von Lilienfeld et al. 2012, S. 173ff.; Jäkel & Wolke 2011, S. 151f.). Für 

Eltern mit einem Frühgeborenen ist die Entlassung aus dem Krankenhaus mit besonderen 

Herausforderungen verbunden, es werden insbesondere die Anpassungsschwierigkeiten und 

Regulationsstörungen des Frühgeborenen, Unsicherheiten seitens der Eltern gegenüber dem 

Frühgeborenen und das reduzierte elterliche Kompetenzerleben als belastend empfunden 

(vgl. Vandenberg & Hanson 2015, S. 54ff.; Gross-Letzelter & Baumgartner 2011, S. 162ff.; 

Jotzo 2014, S. 369). Das Team der Sozialmedizinischen Nachsorge unterstützt die Familien 

im häuslichen Kontext bei der Alltagsbewältigung, im Umgang mit dem Frühgeborenen, fördert 

die Elternkompetenz und stellt den Behandlungserfolg sicher, sodass stationäre Aufenthalte 

verkürzt und Wiederaufnahmen vermieden werden können (vgl. Podeswik et al. 2009, S. 

130f.). Grundlagen für die Anbindung der Frühgeborenen an die Sozialmedizinische Nach-

sorge sind die Qualitätssicherungsmaßnahmen der Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und 

Reifgeborene (QFR-RL) des Gemeinsamen Bundesauschusses. Nach der Richtlinie müssen 

alle Perinatalzentren der Versorgungsstufe I-II (Level I-II) die Betreuung Frühgeborener im 

häuslichen Umfeld sicherstellen und eine Überleitung in Sozialmedizinische Nachsorge-Ein-

richtungen gewährleisten (vgl. Gemeinsamer Bundesausschuss 2017, S. 7). Gegenstand die-

ses Forschungsprojektes ist die Evaluation der Auswirkungen des GBA-Beschlusses vom 

17.09.2015 auf die Leistungserbringer der Sozialmedizinischen Nachsorge. Dieser trat am 

01.01.2016 in Kraft und umfasst Änderungen in den Anlagen 2 (Anforderungen an die Struktur-

, Prozess- und Ergebnisqualität in den Versorgungsstufen) und 3 (Checklisten für das Nach-

weisverfahren zur Erfüllung von Qualitätsanforderungen an die perinatologischen Versor-

gungsstufen I bis III). Untersucht wurden u.a. die Fallzahlen, Kooperationsverträge zwischen 

Kliniken und Leistungserbringer sowie die Einbindung in das Entlassmanagement. 
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2 Gesetzliche Grundlagen  

2.1 Die sozialmedizinische Nachsorge 

Bei schwerer oder chronischer Krankheit eines Kindes können Sozialmedizinische Nachsor-

gemaßnahmen während oder direkt nach dem stationären Aufenthalt durch den Arzt nach 

§132c Abs. 2 SGB V verordnet werden. Die Maßnahmen sind spezifische Regelleistungen der 

gesetzlichen Krankenversicherungen. Ziel der Maßnahmen ist die Hilfe zur Selbsthilfe, die Si-

cherstellung der ambulanten Versorgung sowie Verkürzungen und Vermeidungen von Kran-

kenhausaufenthalten (vgl. Beta Institut 2007, S. 6; GKV-Spitzenverband 2017, S. 1f.). Das 

interdisziplinäre Team unterstützt die Familie bei der Alltagsbewältigung, beim Krisenmanage-

ment, der Krankheitsbewältigung und fördert die Selbstständigkeit (vgl. Podeswik et al. 2009, 

S. 132). Der Interventions- und Unterstützungsbedarf orientiert sich an der Art, dem Umfang 

und der Dauer bzw. Schwere der Erkrankung des Kindes, dabei werden Probleme wie auch 

vorhandene Ressourcen in der Familie berücksichtigt (vgl. GKV-Spitzenverband 2017, S. 2).  

 

2.2 Die Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und Reifgeborene/QFR-RL des Gemeinsa-

men Bundesausschusses  

Die QFR-RL zur Versorgung von Früh- und Reifgeborenen befasst sich mit allen relevanten 

Maßnahmen zur Qualitätssicherung in der perinatologischen Versorgung in den Perinatalzen-

tren der Versorgungsstufe I bis IV (vgl. Gemeinsamer Bundesausschuss 2018, S. 3). Relevant 

für den vorliegenden Beitrag sind ausschließlich die Änderungen vom 17.09.2015 in der An-

lage 2 (Anforderungen an die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität in den Versorgungsstu-

fen) bzw. Anlage 3 (Checklisten für das Nachweisverfahren zur Erfüllung von Qualitätsanfor-

derungen an die perinatologischen Versorgungsstufen I bis III) mit dem Punkt I.5 Qualitätssi-

cherungsverfahren für Perinatalzentren der Versorgungstufe I Level I und Punkt II.5 Qualitäts-

sicherungsverfahren für Perinatalzentren der Versorgungsstufe II Level II. Nach I.5.1 muss 

„Die weitere Betreuung der Kinder [mit einem Geburtsgewicht <1.500 Gramm] und ihrer Fami-

lien im häuslichen Umfeld (wird) durch gezielte Entlassungsvorbereitung sichergestellt [wer-

den]. Im Rahmen des Entlassmanagements nach §39 Absatz 1a SGB V stellt das Kranken-

haus noch während des stationären Aufenthalts einen Kontakt zur ambulanten, fachärztlichen 

Weiterbehandlung” her (Gemeinsamer Bundesausschuss 2018, Anlage 2 S. 7) und ist ver-

bindlich für die Perinatalzentren der Versorgungsstufe I-II Level I-II. Für die ambulante Betreu-

ung der Kinder kann das Krankenhaus unter Punkt I.5.3 (Versorgungsstufe I) bzw. II.5.3 (Ver-

sorgungsstufe II) „(…) die sozialmedizinische Nachsorge nach §43 Absatz 2 SGB V verord-

nen“ (Gemeinsamer Bundesausschuss 2018, Anlage 2 S. 7). Für einen interdisziplinären Aus-

tausch muss jeder Behandlungsfall eines Frühgeborenen mit einem Geburtsgewicht <1.500g 

nach Anlage 2 Punkt I.5.5 Abs. 1 (Versorgungsstufe I) und Punkt II.5.6 Abs. 1 (Versorgungs-

stufe II) mindestens einmal im Rahmen einer interdisziplinären Fallbesprechung vorgestellt 
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werden (vgl. Gemeinsamer Bundesausschuss 2018, Anlage 2 S. 7ff.). Die Änderungen vom 

17.09.2015 traten am 01.01.2016 in Kraft. 

 

2.4 Stand der empirischen Forschung 

Nach eingehender Literaturrecherche liegen m. E. keine Daten zu den Auswirkungen des Be-

schlusses des Gemeinsamen Bundesausschuss vom 17.09.2015 zur QFR-RL, zu der Anlage 

2 bzw. 3 Punkt I.5 und II.5 Qualitätssicherungsverfahren, auf die Leistungserbringer der Sozi-

almedizinischen Nachsorge vor. Es sind verschiedene Artikel veröffentlich worden, in denen 

Zweifel an der Umsetzung des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses hinsicht-

lich der Erfüllung der verpflichtenden Personalanforderungen an die Intensivpflege in den Pe-

rinatalzentren geäußert wurden (vgl. Koltermann & Follert 2017, S. 1ff.; Münninghoff 2017, S. 

1ff.; Grüning 2017, S. 934ff.; Brunner & Henschen 2018, S. 10ff.). 

 

3 Fragestellung 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit den Auswirkungen des Beschlusses des Gemeinsamen 

Bundesausschusses zur QFR-RL auf die Leistungserbringer der Sozialmedizinischen Nach-

sorge. Es scheinen Effekte in den Nachsorgeeinrichtungen wahrgenommen zu werden, die 

seit dem Geltungszeitpunkt des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses beste-

hen und möglicherweise auf diesen zurückzuführen sind. Bestätigt wird dies durch eine Nach-

sorgeeinrichtung in Nordrhein-Westfalen und dem Bundesverband Bunter Kreis e.V., der als 

Qualitätsverbund der Leistungserbringer fungiert. Gegenstand dieser Arbeit ist die empirische 

Erfassung der wahrgenommenen Effekte in den Nachsorgeeinrichtungen. 

Für das Forschungsvorhaben wurden im Einzelnen folgende Fragestellungen formuliert: 

Fragestellung 1: Werden Veränderungen in dem Arbeitsfeld der Sozialmedizinischen Nach-

sorge seit dem Geltungszeitpunkt des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses 

wahrgenommen? 

Fragestellung 2: Wie werden die Veränderungen konkret und in welchen Bereichen von den 

Nachsorgeeinrichtungen wahrgenommen? 

Fragestellung 3: Wie verhalten sich die Fallzahlen im Jahr 2017 bei den Fällen mit der Erstdi-

agnose Frühgeburt im Vergleich zum Vorjahr 2016? 

 

4 Methode 

4.1 Studiendesign, Population, Rekrutierung und Ethik 

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um ein prospektives, exploratives Forschungspro-

jekt im Querschnittdesign. Es wurde quantitativ mit Hilfe einer Online-Befragung untersucht, 

welche Auswirkungen der Gemeinsamer Bundesausschuss Beschluss vom 17.09.2015 zur 

QFR-RL auf die Leistungserbringer der Sozialmedizinischen Nachsorge hat. In die Befragung 

wurden alle Sozialmedizinischen Nachsorge-Einrichtungen in Deutschland eingeschlossen, 

die Leistungen nach §43 Abs. 2 SGB V anbieten. Kontaktdaten der Nachsorgeeinrichtungen 
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wurden zum Teil durch die Leitung einer Nachsorgeeinrichtung in Nordrhein-Westfalen und 

dem Bundesverband Bunter Kreis e.V. bereitgestellt oder nach eigener Internet-Recherche 

ermittelt. Es konnte eine Grundgesamtheit von 101 Sozialmedizinischen Nachsorge-Einrich-

tungen aus 14 Bundesländern in Deutschland eruiert und in die Befragung eingeschlossen 

werden. Der Bundesverband Bunter Kreis e.V. stellte den Erstkontakt zu den Nachsorgeein-

richtungen her und informierte diese über das geplante Forschungsprojekt. Anschließend wur-

den alle Nachsorgeeinrichtungen per Mail oder telefonisch zur Teilnahme an der Onlinebefra-

gung eingeladen. 

Die Teilnahme an dem Forschungsprojekt war freiwillig, bei einer Nicht-Teilnahme entstanden 

den Mitarbeitenden der Nachsorgeeinrichtungen keinerlei Nachteile. Die Daten wurden ano-

nym erhoben, dienten der Qualitätssicherung und enthielten keine sensiblen Patientendaten. 

Die Ethikkommissionen der Ärztekammer Westfalen-Lippe sowie Nordrhein äußerten keinerlei 

ethische Bedenken hinsichtlich der Online-Befragung für die Teilnehmenden. 

 

4.2 Datenerfassung, Datenschutz und Auswertungsverfahren 

Zur Datenerhebung wurde ein standardisierter Fragebogen entwickelt. Zur Modifizierung des 

Fragebogens und Reduktion von Misserfolgen bzw. Versagen der Erhebungsmethode wurde 

anschließend ein Pretest durchgeführt. Es wurde bei allen Variablen der Ist-Zustand abgefragt. 

Eine Ausnahme bildet die Variable Fallzahlen, um einen Vergleich der Fallzahlen zwischen 

den Jahren 2016 und 2017 zu ermöglichen. Der standardisierte Fragebogen umfasst 8 Vari-

ablen, denen jeweils ein bis zwei Items zugeordnet sind, so dass sich insgesamt 13 Items 

ergeben. Als Antwortmöglichkeit wurden offene und geschlossene Kategorien sowie eine 

Mischform vorgegeben. Die Variablen beinhalteten Fragen zu dem Standort der Nachsorge-

einrichtung, den Fallzahlen, den zuweisenden Kliniken, zum Entlassmanagement, dem Ein-

zugsgebiet sowie zu den Auswirkungen des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesaus-

schusses. 

Der verwendete Social Science Survey ist ein Befragungsserver in Deutschland, der Online-

befragungen u.a. für wissenschaftliche Projekte anbietet und ist Datenschutzkonform nach 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) (vgl. Social 

Science Survey 2018, www.soscisurvey.de). Die Daten wurden vom 17.09.2018 bis 

28.10.2018 anonym erhoben, enthielten keine sensiblen Patientendaten und wurden unter ei-

ner ID Nummer gespeichert. Es wurden deskriptive Analysen mit Hilfe des Statistikprogramms 

IBM SPSS (Statistical Package for the Social Science) Version 25.0 durchgeführt, die Häufig-

keitsanalysen, Berechnungen von Kennwerten und Mittelwertdifferenzanalysen d nach Cohen 

(vgl. Sedlmeier & Renkewitz 2008, S. 289f.) beinhalten.  
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5 Ergebnisse 

Von 101 Nachsorgeeinrichtungen haben N=60 (59,4%) Nachsorgeeinrichtungen aus 9 Bun-

desländern an der Online-Umfrage teilgenommen. Dies ergibt eine Unit-Nonresponse-Rate 

von 40,6%. Von den N=60 Fällen konnten auf Grund der Item-Nonresponser nur n= 53 gültige 

Fälle für die Analyse berücksichtigt werden (Rücklauflaufquote=52,4%). 

 

5.1 Der Umgang mit fehlenden oder falschen Werten 

Es wurden Fälle mit fehlenden Werten von >50% ausgeschlossen. 7 von 60 Nachsorgeein-

richtungen haben <50% der Items bearbeitet, so dass die Drop-Out-Rate der Item-Nonrespon-

ser bei knapp 11% liegt. Bei Fällen mit einzelnen fehlenden Werten <50% wurden diese mit 

einem Zahlencode gekennzeichnet und in die Datenmatrix aufgenommen, wie es bspw. 

Kuckartz et al. (vgl. 2013, S. 20f.) empfehlen. Es wurde eine Häufigkeitsanalyse von fehlenden 

Werten mit Hilfe des Statistikprogramms IBM SPSS durchgeführt. Nach einer Plausibilitäts-

kontrolle wurden ebenfalls Daten aus dem Datensatz identifiziert, die nicht plausibel in einen 

Zusammenhang gebracht werden konnten. Diese Angaben wurden von der Analyse ausge-

schlossen und als fehlende Werte markiert. 

 

5.2 Auswirkungen des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses auf die 

Leistungserbringer 

56,6% (n=30) der Nachsorgeeinrichtungen gaben an, dass die Umsetzungen der Qualitätssi-

cherungsmaßnahmen der QFR-RL einen Einfluss auf die tägliche Arbeit der Leistungserbrin-

ger hat. Bei 24,5% (n=13) sind seit dem Geltungszeitpunkt des Beschlusses des Gemeinsa-

men Bundesausschusses neue Nachsorgeeinrichtungen in der Umgebung entstanden, 18,9% 

(n=10) verzeichnen mehr Fallzahlen aus der Patientengruppe der Frühgeborenen, 17% (n=9) 

stellen mehr Personal ein und 3,8% (n=2) bekommen Patient_innen von anderen Kliniken als 

bisher zugewiesen. Zudem wurde bei 5,7% (n=3) der Fortbestand der Nachsorgeeinrichtung 

gesichert bzw. hat bei 3,8% (n=2) der Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses zur 

Gründung der Einrichtung geführt. Kürzungen bzw. Ablehnungen von Sozialmedizinischen 

Nachsorge-Verordnungen durch den Medizinischen Dienst gaben 3,8% (n=2) an. Jeweils 

1,9% (n=1) können weniger Patient_innen infolge der Personaluntergrenze versorgen, haben 

neue Kooperationsverträge mit Kliniken abgeschlossen, erhalten deutlich mehr Anträge für 

Sozialmedizinische Nachsorge oder mussten das Einzugsgebiet der Patient_innen verringern, 

da wegen der Unterfinanzierung nicht mehr Personal eingestellt werden konnte. 

 

5.3 Kooperationsverträge und Entlassmanagement 

66% (n=35) der Leistungserbringer haben mit mindestens einer Klinik (Range=1-11) einen 

schriftlichen Kooperationsvertrag für Sozialmedizinische Nachsorge abgeschlossen und 

56,6% (n=30) sind am stationären Entlassmanagement beteiligt. Davon haben 9,4% (n=5) je-

weils einen schriftlichen Vertrag zum stationären Entlassmanagement mit den Kliniken nach 

§39 Abs. 1a SGB V vereinbart. Bei 3,8% (n=2) spielt das stationäre Entlassmanagement in 
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der täglichen Arbeit keine Rolle und 39,6% (n=21) gaben an, nicht in das stationäre Entlass-

management involviert zu sein.  

 

5.4 Fallzahlen  

Die im Jahr 2017 neueröffneten Nachsorgeeinrichtungen wurden aus den Berechnungen der 

Fallzahlen ausgeschlossen, um einen exakteren Gruppenvergleich zwischen den Jahren 2016 

und 2017 vornehmen zu können. In 2016 wurden insgesamt 2.368 Fälle mit der Erstdiagnose 

Frühgeburt (M=50,38; SD=38,86) und in 2017 2.426 Fälle (M=50,54; SD=36,96) versorgt. Sta-

tistisch konnte auf Bundesebene (d=0,00) sowie auf Länderebene in Bayern (d=-0,15), Berlin 

(d=0,12), Nordrhein-Westfalen (d=-0,03) und Hamburg (d=-0,06) kein Unterschied zwischen 

den Fallzahlen von 2016 zu 2017 nachgewiesen werden. Auf Länderebene konnte in Rhein-

land-Pfalz (d=0,27) ein leichter und in Baden-Württemberg (d=0,52), Hessen (d=0,66) und 

Niedersachsen (d=0,71) ein moderater Effekt erzielt werden. 

 

6 Interpretation 

Wie wichtig die Betreuung der Familien mit einem Frühgeborenen durch das Team der Sozi-

almedizinischen Nachsorge ist, zeigen u.a. die Ergebnisse der Arbeiten um Podeswik et al. 

2009 und Hüning et al. 2016. Podeswik und sein Team konnten positive Effekte der Sozialme-

dizinischen Nachsorge auf die Mutter-Kind-Interaktion, auf die emotionale Regulation der 

Frühgeborenen und auf die familiäre Belastungssituation nachweisen (vgl. Podeswik et al. 

2009, S. 134). Nach einer Untersuchung um Hüning und Kolleg_innen nehmen 92% der Fa-

milien mit einem Frühgeborenen <32.SSW die Sozialmedizinische Nachsorge in Anspruch 

(vgl. Hüning et al. 2016, S. 197). Dies spricht für einen hohen Beratungs- und Betreuungsbe-

darf bei den Eltern. Bedeutend für die Anbindung der Frühgeborenen an die Sozialmedizini-

sche Nachsorge sind Kooperationsvereinbarungen zwischen den Perinatalzentren und den 

Nachsorgeeinrichtungen, wie es auch der Gemeinsame Bundesausschuss in der QFR-RL wie 

auch die GKV-Spitzenverbände in den Anforderungen an die Leistungserbringer Sozialmedi-

zinischer Nachsorgemaßnahmen nach §132c Abs. 2 SGB V fordern. In diesem Rahmen wer-

den die Mitarbeitenden der Nachsorgeeinrichtungen in das stationäre Entlassmanagemen, so-

wie im Optimalfall in die interdisziplinären Fallbesprechungen frühzeitig eingebunden. So kön-

nen alle notwendigen Maßnahmen, wie bspw. die Monitor-Überwachung in der häuslichen 

Umgebung, von dem Nachsorgeteam zeitnah in die Wege geleitet und eine reibungslose Ent-

lassung des Frühgeborenen aus dem stationären Setting geplant werden. Eine umfassende 

Betreuung des Frühgeborenen und seiner Familienangehörigen kann somit im häuslichen Um-

feld sichergestellt werden. In die interdisziplinäre Fallbesprechung, wie es der Gemeinsame 

Bundesausschuss in der QFR-RL unter Punkt I.5.1 Abs. 1 (Versorgungsstufe I) und Punkt 

II.5.6 Abs. 1 (Versorgungsstufe II) in der Anlage 2 seit dem 01.01.2016 fordert, können als 
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externe Leistungserbringer die Mitarbeitenden der Sozialmedizinischen Nachsorge-Einrich-

tung einbezogen werden. 

56,6% der Leistungserbringer gaben an, Effekte seit dem Geltungszeitpunkt des Beschlusses 

des Gemeinsamen Bundesausschusses in der täglichen Arbeit wahrzunehmen. Bei genauerer 

Betrachtung der Effekte zeigen die Ergebnisse, dass 24,5% der Teilnehmenden Entstehungen 

neuer Nachsorgeeinrichtungen in der Region bemerken, 18,9% mehr Frühgeborene versor-

gen, 17% mehr Personal eingestellt haben und 3,7% erhalten ihre Patient_innen von anderen 

Kliniken oder Institutionen als bisher zugewiesen. Die Ergebnisse zeigen, dass durch die Um-

setzung des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses die Bedarfe für Sozialme-

dizinische Nachsorge angestiegen sind, so dass mehr Nachsorgeeinrichtungen in den Regio-

nen aufgebaut werden konnten, um diese zu decken. Zudem erhalten die Nachsorgeeinrich-

tungen ihre Patient_innen von weiteren zuweisenden Kliniken, daraus lässt sich schließen, 

dass die Perinatalzentren die Forderungen des Gemeinsamen Bundesausschusses umset-

zen. Die Ergebnisse der Variablen zuweisende Kliniken und Entlassmanagement zeigen, dass 

ein schriftlicher Kooperationsvertrag bei 66% mit mindestens einer Klinik (Range=1-11) be-

steht. In das stationäre Entlassmanagement werden 56,6% integriert, davon haben 9,4% je-

weils einen Vertrag mit Kliniken nach §39 Abs. 1a SGB V abgeschlossen. Die Ergebnisse 

zeigen, dass erstens die Forderungen des Gemeinsamen Bundesausschusses an die Perina-

talzentren zur rechtzeitigen Einbindung externer Leistungserbringer in das stationäre Entlass-

management bei 56,6% der Nachsorgeeinrichtungen umgesetzt werden. Dabei ist die Integra-

tion in das stationäre Entlassmanagement nach §39 Abs. 1a SGB V bei nur 9,4% der Nach-

sorgeeinrichtungen schriftlich geregelt. Zweitens zeigen die Ergebnisse, dass die Empfehlun-

gen der Spitzenverbände der Krankenkassen zu den Anforderungen an die Leistungserbringer 

Sozialmedizinischer Nachsorgemaßnahmen nach §132c Abs. 2 SGB V unter Punkt 3 Koope-

rationsvereinbarung zur Zusammenarbeit (GKV-Spitzenband 2008, S. 4) von 66% hinsichtlich 

eines Kooperationsvertrages und von 56,6% zur Integration in das stationäre Entlassmanage-

ment umgesetzt werden. An diesem Punkt stellt sich die Frage, warum seitens beider Institu-

tionen die Forderungen nur knapp zur Hälfte bzw. zu zwei Drittel umgesetzt werden. Ein Grund 

könnte sein, dass die Umsetzung der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch die Perinatalzen-

tren zu dem Erhebungszeitpunkt in der Aufbauphase war, sodass die Leistungserbringer der 

Sozialmedizinischen Nachsorge noch nicht gänzlich in das Entlassmanagement eingebunden 

werden konnten. Für die Nachsorgeeinrichtungen können große Entfernungen zu Kliniken ein 

Grund für fehlende Kooperationsverträge, wie auch für die fehlende Beteiligung am stationären 

Entlassmanagement sein. Nicht jede Nachsorgeeinrichtung liegt im direkten Umkreis von Kli-

niken mit pädiatrischen Fachabteilungen, so dass sie ihre Patient_innen vermutlich eher durch 

ambulante Pädiater_innen zugewiesen bekommen.  

Im Jahresvergleich der Fallzahlen von 2016 zu 2017 zeigen die Ergebnisse auf Landesebene 

in Rheinland-Pfalz einen kleinen und in Baden-Württemberg, Hessen und Niedersachsen ei-

nen moderaten Anstieg der versorgten Fälle. In Bayern, Nordrhein-Westfalen, Berlin und Ham-

burg sowie auf Bundesebene konnte statistisch kein Unterschied nachgewiesen werden. Aus 

den Ergebnissen der Gesamtanalyse der Variable Fallzahlen lässt sich interpretieren, dass 

entweder die Versorgung der Frühgeborenen durch die Maßnahmen der Sozialmedizinischen 
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Nachsorge schon vor dem Geltungszeitpunkt des Beschlusses des Gemeinsamen Bundes-

ausschusses gänzlich sichergestellt wurde und aufgrund dessen keine Effekte im Jahresver-

gleich auf Bundesebene nachgewiesen werden konnten. Andererseits können die Ergebnisse 

auch darauf hinweisen, dass Leistungen durch den Medizinischen Dienst abgelehnt oder ge-

kürzt wurden, weniger Patient_innen infolge der Personaluntergrenze versorgt werden können 

oder eine flächendeckende Versorgung noch nicht vollständig gewährleistet und daher ein Zu-

wachs der Fallzahlen in 2017 nicht zu registrieren ist. Dafür spricht auch die Versorgungquote 

in 2017 der in dieser Studie ermittelten Fallzahlen von 24%, 2.426 mit Sozialmedizinischer 

Nachsorge versorgte Fälle vs. 9.986 Lebendgeborene mit einem Geburtsgewicht <1.500g in 

2017 (vgl. Institut für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen 2018, 

S.144ff.). Ebenso können die Ergebnisse für eine unzureichende Überleitung von Frühgebo-

renen in die Sozialmedizinischen Nachsorge-Einrichtungen durch die Perinatalzentren spre-

chen. Demgegenüber stehen die Ergebnisse des Instituts für Qualitätssicherung und Trans-

parenz im Gesundheitswesen zur Strukturabfrage gemäß der QFR-RL für das Erfassungsjahr 

2017. Demnach haben alle Perinatalzentren der Versorgungsstufe I Level I (n=165) und der 

Versorgungsstufe II Level II (n=46) die Anforderungen zur Entlassvorbereitung und Überlei-

tung in Sozialmedizinische Nachsorge zu 100% erfüllt (vgl. Institut für Qualitätssicherung und 

Transparenz im Gesundheitswesen 2018a, S. 80ff.).  

Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse der Umfrage, dass Veränderungen in den Nachsor-

geeinrichtungen sowohl in der Patientenversorgung als auch in der Versorgungsstruktur ins-

gesamt stattfinden. Auch wenn die Ergebnisse der Umfrage darauf hinweisen, dass die For-

derungen des Gemeinsamer Bundesausschuss noch nicht vollständig umgesetzt werden, 

sprechen sie für einen Fortschritt in der Versorgung für die Patient_innen und ihrer Familien. 

 

7 Implikation für die Praxis 

Effektive Kontrollmechanismen in den Perinatalzentren sowie eine auskömmliche Finanzie-

rung der Leistung durch die Krankenkassen sind notwendig, um die Versorgung der Familien 

umfassend sicherstellen zu können. Die Ergebnisse dieser Umfrage können als Argumentati-

onsgrundlage für weitere Verhandlungen in der Sozialpolitik oder den Kostenträgern genutzt 

werden und dazu dienen, höhere Vergütungen mit den gesetzlichen Krankenversicherungen 

zu vereinbaren, um u.a. die Personalkosten zu decken. Des Weiteren können Handlungsemp-

fehlungen mit Hilfe der Ergebnisse formuliert und vorgelegt werden, um Änderungen in der 

Gesetzgebung vorzunehmen und die bisher bestehenden und durch den Gemeinsamen Bun-

desausschuss geforderten Qualitätssicherungsmaßnahmen in den Perinatalzentren zu modi-

fizieren.  
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Umsetzung von Inklusion in multiprofessionellen Teams in der 

Grundschule 

Julika Laura Rundnagel 

 

1 Einleitung und Fragestellung  

Inklusion wird im deutschen Bildungsdiskurs zwar viel diskutiert und eingefordert, doch die 

Umsetzung ist durch strukturelle Hindernisse, fehlende Ressourcen und Leistungsdruck er-

schwert. Einerseits haben internationale Beschlüsse wie die World Declaration on Education 

for All (1990), die Salamanca-Deklaration (1994) und insbesondere die Ratifizierung der UN-

Behindertenkonvention (UN-BRK) im Jahr 2009 die inklusive Bildung in Deutschland vorange-

trieben (vgl. Sturm & Wagner-Willi 2018, S. 7). Andererseits gilt das differenzierte Sonder-

schulsystem der BRD im internationalen Kontext als einzigartig (vgl. Heimlich & Kiel 2020, S. 

135) und wird für den hohen Anteil an separierten Schüler*innen in Förderschulen kritisiert. 

Auch die Mehrgliedrigkeit des deutschen Schulsystems widerspricht dem Anspruch einer in-

klusiven Bildung für alle (vgl. Feuser 2018a, S. 20).  

Hinzu kommt das Thema Bildungsungleichheit, denn soziale Herkunft und Migrationsge-

schichte haben in Deutschland weiterhin großen Einfluss auf Bildungsabschlüsse. Dieses 

Thema ist durch die Corona-Pandemie nochmals verstärkt in den Fokus der Debatten gerückt, 

da Kinder ohne digitale Ausstattung und ohne stabiles Lernumfeld zu Hause noch weniger 

gefördert werden können und somit von Exklusion bedroht sind. Darüber hinaus wird durch 

zunehmende Output-Orientierung, Qualitätsmessungen an Schulen und national sowie inter-

national vergleichende Leistungstests ein enormer Druck im Bildungssystem erzeugt, der we-

nig Raum für Inklusion lässt oder diese zum „Sparmodell“ macht.  

Diese Herausforderungen für Inklusion bildeten den Ausgangspunkt für eine empirische For-

schungsstudie zum aktuellen Stand inklusiver Bildung in Deutschland. Es sollte ein Beitrag 

zum Theorie-Praxis-Transfer geleistet werden, indem die Perspektive der Praxis auf die Um-

setzung von Inklusion ermittelt und in einen theoretischen Rahmen eingeordnet wurde. Dafür 

wurden multiprofessionelle Schulteams an Grundschulen befragt, da diese als zentraler Akteur 

bei der Umsetzung von inklusiven Bildungsangeboten gelten (vgl. Werning 2012; Widmer-Wolf 

2018; Guthörlein, Laubenstein & Lindmeier 2019). Ziel war es, Inklusion zu definieren, Wider-

sprüche aufzudecken sowie aktuelle Herausforderungen und Lösungsansätze der Praxis zu 

erfassen. Dafür wurden folgende Forschungsfragen formuliert: 

Wie ist das Verständnis von Inklusion in multiprofessionellen Teams in der inklusiven Grund-

schule? 

Welche Herausforderungen und Widersprüche werden in der Praxis der Inklusion wahrgenom-

men? 

Wie sehen Lösungsansätze und Gelingensbedingungen aus? 

Inwiefern kann Inklusion unter den gegebenen Voraussetzungen aktuell umgesetzt werden? 
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Dazu wird auf der theoretischen Ebene die Entstehungsgeschichte der Inklusion abgebildet 

und der pädagogische und rechtliche Hintergrund erläutert. Zudem fließen neurobiologische 

Erkenntnisse und Ideen zur praktischen Umsetzung mit ein. Auch werden Widersprüche und 

Kritik im Zusammenhang mit schulischer Inklusion dargelegt und multiprofessionelle Teams in 

der Grundschule theoretisch betrachtet. Ein zweiter, empirischer Teil konzentriert sich auf die 

qualitative Forschungsstudie, wobei sechs Expert*inneninterviews an zwei Wuppertaler 

Grundschulen ausgewertet werden.  

 

2 Inklusion in der Bildung 

Der Grundgedanke der Inklusion ist, dass benachteiligte oder exkludierte Individuen und Grup-

pen als Teil der Gesellschaft betrachtet werden und sich nicht an die Gesellschaft anpassen 

– sich integrieren – müssen, sondern dass die Gesellschaft die Voraussetzungen für die Teil-

habe der Betroffenen schaffen muss. Aus einer kritischen Perspektive betrachtet kann Teil-

habe aber auch bedeuten „sich den gesellschaftlich herrschenden Regeln und Mechanismen, 

allen voran der kapitalistischen Konkurrenzlogik, zu unterwerfen“ (Boban & Hinz 2020, S. 10). 

Demnach bewegt sich Inklusion immer in einem Spannungsfeld zwischen dem Wunsch, Teil-

habe zu ermöglichen, und den gesellschaftlichen Strukturen und Rahmenbedingungen. 

Inklusion gibt es nicht erst seit der UN-BRK, denn bereits 1970 gab es die ersten integrativen 

Modellversuche (vgl. Prengel 2018, S. 19). Damals noch unter dem Namen Integration wurden 

heterogene Lerngruppen, insbesondere behinderte und nicht behinderte Kinder, zum ersten 

Mal in integrativen Klassen gemeinsam unterrichtet (vgl. Deppe-Wolfinger 2018, S. 215). Doch 

trotz internationaler Beschlüsse wie der Salamanca-Deklaration im Jahr 1994 war die Durch-

setzung des gemeinsamen Unterrichts in Deutschland schwierig. Die bildungspolitische Aner-

kennung der Integration musste hart erkämpft, die Wirksamkeit von integrativem Unterricht gegen-

über Sonder- und Regelschulunterricht wissenschaftlich nachgewiesen werden und die personel-

len und finanziellen Ressourcen waren und sind immer noch an die Feststellung des sonderpäda-

gogischen Förderbedarfs gebunden (vgl. Heimlich & Kiel 2020, S. 136).  

Hier werden zwei wichtige Konfliktpunkte des Fachdiskurses deutlich. Es gibt im Deutschen die 

Unterscheidung zwischen Integration und Inklusion: Integration bedeutet die gemeinsame Beschu-

lung von Lernenden mit und ohne Förderbedarf in Regelschulen unter Beibehaltung einer „Zwei-

Gruppen-Theorie“, die zwischen behinderten und nicht behinderten Kindern unterscheidet. Inklu-

sion bedeutet die volle rechtliche Anerkennung für Menschen mit Behinderung, so dass alle Kinder 

gemeinsam beschult werden und die Kategorisierung zugunsten der Betrachtung aller Heteroge-

nitätsdimensionen aufgehoben wird (vgl. Grosche 2015, S. 23f). In der Praxis des deutschen Bil-

dungssystems wird die Kategorisierung beibehalten, da Leistungen und Finanzierung von einem 

diagnostizierten Förderbedarf abhängig sind. Dieses Problem wird als „Ressourcen-Etikettierungs-

Dilemma“ bezeichnet und wirft die Frage auf, ob Kategorisierung notwendig ist oder gar nicht statt-

finden sollte, da diese auf der einen Seite Etikettierung und Diskriminierung zur Folge haben kann 

und auf der anderen Seite erst den Zugang zu Ressourcen eröffnet (vgl. Hensen & Beck 2015, S. 

14f). Dies ist ein systemimmanentes Problem, das nicht ohne Weiteres aufgelöst werden kann.Im 
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pädagogischen Diskurs wird von einem engen und weiten Inklusionsverständnis gesprochen, das 

eine ähnliche Unterscheidung wie die zwischen Inklusion und Integration in dem Modell von Wo-

cken beinhaltet. Das enge Inklusionsverständnis ist gleichzusetzen mit der Integration förderbe-

dürftiger Kinder in Regelschulen und hält an der dichotomen Zwei-Gruppen-Theorie fest, während 

das weite Inklusionsverständnis die Verschiedenheit von Lernprozessen als Normalität und als Be-

reicherung sieht und diese individuell begleitet, wobei zugleich ein nichtsegregierendes Bildungs-

system gefordert wird (vgl. Müller & Gingelmaier 2018, S. 10). 

Ein prägender Begriff für die pädagogische und menschenrechtsbasierte Inklusionsdebatte ist die 

Pädagogik der Vielfalt nach Annedore Prengel, die oft als Vorreiterin der inklusiven Pädagogik 

gesehen wird. Diese ist laut Prengel eine „Pädagogik der intersubjektiven Anerkennung zwischen 

gleichberechtigten Verschiedenen“ (Prengel 1995, S. 62). Mit dem Konzept der Anerkennung in 

der pädagogischen Beziehung lassen sich laut Prengel Diskriminierungserfahrungen ein Stück 

weit ausgleichen. Auch Georg Feuser hat von Anfang an für Inklusion gekämpft und tritt dafür 

ein, dass alle Kinder, egal ob schwerbehindert oder hochbegabt, im Sinne einer „Allgemeine[n] 

Pädagogik“ und „entwicklungslogischen Didaktik“ (Feuser 2018b, S. 150) miteinander und 

voneinander lernen können. Hierbei sollte es eine Tendenz zu Freiarbeit, Projektunterricht und 

einen Fokus auf Lernkooperationen geben, in seinen Worten „die Schaffung von Lernräumen, 

in denen Lerngemeinschaften in kommunikationsbasierten Kooperationen in Projekten an ei-

nem Gemeinsamen Gegenstand forschend und damit erkenntnisbezogen Wissen generierend 

lernen und arbeiten“ (ebd., S. 107). Demnach braucht es keine integrative oder inklusive Pä-

dagogik, sondern eine Allgemeine Pädagogik, bei der niemand exkludiert wird (vgl. Feuser 

2018c, S. 57). 

Der Neurobiologe Gerald Hüther geht ebenfalls davon aus, dass alle Kinder die Fähigkeiten 

haben, die sie brauchen, um zu lernen und sich in ihrer Welt zurechtzufinden. Dabei sollte den 

Kindern ein reichhaltiges „Spektrum der Wahrnehmungen, Eindrücke, Denk- und Handlungs-

muster“ (Hüther 2016, S. 24) geboten werden. Lernen funktioniert am besten, wenn der Stoff 

„emotional aufgeladen“ (ebd., S. 62) ist. „Was einem Kind am stärksten unter die Haut geht, 

sind Erfahrungen, die es in der Beziehung zu anderen Menschen macht“ (S. 114f). Daher sollte 

bei der Umsetzung von Inklusion in Beziehungsfähigkeit investiert werden, denn „[d]as ist das 

Geheimnis einer Schulkultur, bei der niemand als Verlierer zurückgelassen wird“ (S. 120). 

Die rechtliche Grundlage für inklusive Bildung findet sich in Artikel 24 der UN-BRK. Dieser 

konkretisiert das Recht auf Bildung für Menschen mit Behinderung, u.a. soll ein „integratives 

Bildungssystem auf allen Ebenen“ (Welke 2012, S. 40) gewährleistet werden. Seit der Ratifi-

zierung im Jahr 2009 ist Inklusion also ein Menschenrecht. Demnach müsste Deutschland ein 

inklusives Bildungssystem ohne Förderschulen entwickeln, weil „Staaten, die neben dem re-

gulären System ein Sonderschulsystem aufrecht erhalten, ihre Verpflichtung nicht erfüllen“ 

(Aichele et al. 2019, S. 31). Das Fehlen einer Gesamtstrategie mit verbindlichen Zeitplänen, 

Zielen und Qualitätsstandards erschwert jedoch die Umsetzung von inklusiver Bildung (vgl. 

Deutscher Behindertenrat et al. 2018, S. 8f).  
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3 Widersprüche und Inklusionskritik 

Schulische Inklusion ist angesichts der ohnehin ungleichen gesellschaftlichen Verhältnisse, 

die sich immer weiter zu verschärfen scheinen, nicht ohne Weiteres umzusetzen. Bildungser-

folg wird nach wie vor stark vom sozioökonomischen Hintergrund beeinflusst: „Sozioökono-

misch benachteiligte Schüler haben gemäß der OECD eine viermal höhere Wahrscheinlich-

keit, absolut bildungsarm zu sein“ (Schaller 2020, S. 81). Trotz Chancengleichheit und merito-

kratischem Modell1 hängen Bildungschancen noch stark mit den Ressourcen und dem Bil-

dungsgrad der Herkunftsfamilie zusammen (vgl. vertiefend Bourdieu & Passeron 1971). För-

derschulfamilien weisen oft einen niedrigen Bildungsgrad, geringes Einkommen und hohe Ar-

beitslosigkeit auf (vgl. Wocken 2018, S. 46). Förderschulen sind daher umstritten: Sie gelten 

als „Schonraum“ und sind zugleich mit Gewalterfahrungen und Stigmatisierung verbunden 

(vgl. Schumann 2007, S. 159). Laut nationaler und internationaler Forschung gibt es ein „Patt 

der Beschulungsarten“ (Wocken 2018, S. 113), d.h. die Schulleistungen von Förderkindern 

sind in inklusiven Settings und Förderschulen gleich gut, so dass die Förderschule ihr Argu-

ment der besseren Förderung nicht halten kann. Dennoch ist die Exklusionsquote innerhalb 

der zehn Jahre nach Ratifizierung der BRK kaum gesunken (von 4,8 auf 4,2 %), während die 

Förderquote (von 5,9 auf 7,4 %) und die Inklusionsquote (von 1,1 auf 3,2 %) gestiegen sind 

(vgl. Hollenbach-Biele & Klemm 2020, S. 10). 

Befunde zu den Sichtweisen der Beteiligten auf Inklusion lassen sich mit „Zustimmung zur 

Inklusion bei Kritik an unzureichenden Rahmenbedingungen“ (ebd., S. 20) zusammenfassen. 

Es wird offenbar versucht, durch Inklusion Kosten einzusparen und diese als Sparmodell zu 

nutzen. Dabei erscheint es als besonders kritisch, wenn qualitativ hochwertige integrative An-

gebote im Namen der Inklusion gekürzt oder eingespart werden. Zudem gibt es Streitpunkte 

um die Zuständigkeiten und den Rechtsanspruch für bestimmte Leistungen im Rahmen der 

Inklusion, z.B. die Finanzierung von Integrationshelfer*innen. Insbesondere müsste aber die 

personelle und räumliche Ausstattung an Schulen verbessert werden, denn ohne die entspre-

chende Unterstützung für das Regelsystem kann weder qualitativ hochwertige Inklusion noch 

die Eingliederung des Förderschulsystems stattfinden (vgl. Jantzen 2017, S. 65).  

Ein weiterer Widerspruch entsteht zwischen Leistungsorientierung und Inklusion. Bei der Leis-

tungsbewertung von Schülern ist es ein offensichtliches Dilemma, im Sinne der Inklusion kein 

Kind auszuschließen oder abzuwerten, denn schlechte Noten und soziale Vergleiche mit „bes-

seren“ Schüler*innen führen häufig zu Frustration und Selbstabwertung (vgl. Kuhlmann et al. 

2018, S. 92f). Problematisch sind dabei auch Schulleistungsuntersuchungen wie PISA: „Die 

zunehmend geforderte Output-Orientierung in Kitas, Schulen und im Hochschulbereich steht 

in Spannung zu einer konsequenten Prozessbegleitungsperspektive“ (Dannenbeck & Hinz 

2017, S. 66). Demnach ist die Vereinbarkeit von standardisierten Leistungstests und inklusiver 

                                                

 

1 Das meritokratische Bildungsmodell besagt, dass sich jede*r durch entsprechende Leistung einen Platz in der 
Bildungs- und Berufshierarchie erarbeiten kann, so dass dieser nicht von der Herkunft abhängig ist. 
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Beschulung infrage zu stellen und es sollte zudem über eine grundlegend inklusive Leistungs-

bewertung nachgedacht werden (weiterführende Literatur dazu: Textor et al. 2017 sowie Dan-

nenbeck & Hinz 2017).  

Die Selektionsfunktion des Systems und die Unterfinanzierung sind große Hürden für die Pra-

xis, aber es ergeben sich auch Widersprüche aus der Praxis selbst. Selbst wenn ein integrati-

ves System entwickelt wurde, bleiben bestimmte Dilemmata bestehen: 

(1) Individuum vs. Klassengemeinschaft 

(2) Sonderpädagogik vs. Allgemeinpädagogik 

(3) Vielfalt vs. Standardisierung im Curriculum 

(4) fachliches vs. soziales Lernen 

 

Die Lehrkraft steht vor der Aufgabe, die Bedürfnisse des Individuums zu berücksichtigen und 

zugleich die Klassengemeinschaft zu fördern. Zudem sollten die Zuständigkeiten der Sonder-

pädagog*innen und der Regelschullehrkräfte geklärt werden. Ein inklusives Curriculum be-

wegt sich zwischen dem Prinzip der Lerndifferenzierung und der Standardisierung im Zuge 

nationaler Leistungstests. Weiterhin sollte im Unterricht sowohl Raum für soziale Beziehungen 

sein als auch genügend Zeit für fachliches Lernen (vgl. Tetler 2009, S. 191ff). Die Möglichkeit 

zur Reflexion und Bearbeitung von Widersprüchen sollte sowohl in der Lehrerausbildung als 

auch in der späteren Praxis gegeben sein.  

 

4 Multiprofessionelle Teams (MPT) in der Grundschule  

Eine zentrale Gelingensbedingung für Inklusion stellt die Zusammenarbeit und Kooperation im 

multiprofessionellen Team dar, denn sie gilt als gerade im Kontext inklusiver Schulen als Qua-

litätsmerkmal und als Chance für Professionalisierung. Guthöhrlein et al. sehen folgende Merk-

male für eine kooperative Team- bzw. Schulkultur als zentral an: Gegenseitige Wertschätzung 

und Anerkennung, Kompetenztransfer des Personals durch Kooperationsprozesse, regelmä-

ßiger Austausch, arbeitsteilige Zuständigkeit für Lernprozesse, teilweise Formen von Co-

Teaching sowie gemeinsame Verantwortung für die Lernprozesse aller Schüler*innen (vgl. 

2019, S. 22f). 

Die Kompetenzen der verschiedenen Professionen im MPT können sich gut ergänzen, wenn 

eine kollegiale Zusammenarbeit verbunden mit einer funktionalen Aufgabenteilung gelingt: So 

können Regel- und Förderschullehrkräfte sich vorrangig um allgemeine und spezifische Lern-

angebote kümmern, während Sozialpädagog*innen und Schulpsycholog*innen eher die psy-

chosoziale Versorgung und die Bearbeitung von Krisen der Kinder im Blick haben. Insgesamt 

trägt eine ressourcenorientierte Arbeit zur Stärkung des Selbstkonzeptes der Kinder bei (vgl. 

Maykus & Beck 2016, S. 149). Im inklusiven Setting ist das gesamte Personal gefordert, eine 

wertschätzende Haltung gegenüber Schüler*innen sowie Kolleg*innen zu kultivieren, die eine 

Basis für Professionalität bildet. Zudem sollte die psychische Widerstandsfähigkeit von Päda-

gog*innen unterstützt werden, damit sie ihre Handlungsfähigkeit bewahren können und nicht 

auf alte Muster zurückgreifen müssen. Daher ist die fortwährende Weiterbildung des pädago-

gischen Personals mit einem Schwerpunkt auf Selbst- und Reflexionskompetenz wichtig für 

die Entwicklung von Professionalität und inklusiver Haltung. 
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5 Qualitative Forschungsstudie und Forschungsdesign 

Zur Ermittlung der aktuellen Situation in der Praxis und zur vertiefenden Erörterung der For-

schungsfragen wurde die Methodik der qualitativen Sozialforschung herangezogen. Diese 

zeichnet sich durch eine „Offenheit für Erfahrungswelten“ (Flick; von Kardoff & Steinke 2019, 

S. 17) aus und lässt Raum für subjektive Interpretation und Exploration. Ziel war es, Heraus-

forderungen und Lösungsansätze im Kontext von inklusiver Bildung herauszustellen und 

dadurch Rückschlüsse auf die Bedingungen für gelingende Inklusion abzuleiten. Hierfür wurde 

das Basisdesign einer Vergleichsstudie gewählt, so dass das spezifische Expertenwissen der 

gleichen Professionen aus unterschiedlichen Schulen gegenübergestellt wird.  

Bei der Auswahl der Forschungsmethode erschien das Expert*inneninterview als eine spezi-

fische Form des Leitfadeninterviews passend für die Analyse des Praxisfelds inklusive Grund-

schule. Es wird besonders häufig in der Organisations- und Bildungsforschung eingesetzt, in 

deren Rahmen sich auch die vorliegende Arbeit bewegt (vgl. Meuser & Nagel 2016, S. 343). 

Dabei wurden an zwei Wuppertaler Grundschulen mit inklusivem Konzept Expert*inneninter-

views mit den Schulleitungen, den Sonderpädagog*innen und den Sozialpädagog*innen in der 

Schuleingangsphase geführt, wobei letztere von den Schulen selbst als Expert*innen für In-

klusion ausgewählt wurden. Die Schulen werden zur Unterscheidung Schule A und Schule B 

genannt. Ungeplant haben sich an Schule B zwei Sonderpädagogen für ein gemeinsames 

Interview bereiterklärt, die in einer sich gegenseitig ergänzenden Weise auf die Fragen im 

Interview geantwortet haben, so dass das Interview wie ein Einzelgespräch in die Auswertung 

einfließt. 

Alle Expert*innengespräche wurden basierend auf einem im Vorfeld erstellten Gesprächsleit-

faden durchgeführt, um die Vergleichbarkeit der Interviewtexte zu gewährleisten (vgl. Meuser 

& Nagel 2016, S. 249). Dabei konnten die Fragen vier Themenblöcken zugeordnet werden:  

1) Beruflicher Kontext und Verständnis von Inklusion 

2) Strukturen und Konzeption von Inklusion  

3) Methoden der Inklusion und  

4) Inklusion während der Corona-Pandemie  

Im Anschluss an die Durchführung der Interviews wurden diese mittels des Transkriptionspro-

gramms f4transkript verschriftlicht, um die Daten der Analyse und Auswertung zugänglich zu 

machen (vgl. Dresing & Pehl 2015, S. 17). Die Auswertung erfolgte gemäß der qualitativen 

Inhaltsanalyse von Meuser & Nagel (vgl. Meuser & Nagel 1991). 

 

6 Auswertung der Untersuchung 

Die zwei beforschten Grundschulen wiesen Ähnlichkeit in der Größe und Struktur auf mit 16 

bis 17 Lehrkräften, je zwei Sonderpädagog*innen, zwei Sozialpädagog*innen und einer 
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Schulsozialarbeiterin sowie einer Offenen Ganztagsbetreuung. Die Berufserfahrung der ein-

zelnen Fachkräfte war dagegen sehr unterschiedlich und reichte von einem Jahr bis hin zu 13 

Jahren Tätigkeit im Schuldienst.  

Im Rahmen der Auswertung des Interviewmaterials konnten sieben Kategorien gebildet wer-

den. 

 

6.1 Inklusionsverständnis 

Laut dem Inklusionsverständnis der beiden Schulen sollen alle Kinder mit und ohne Förderbe-

darf einbezogen und mitgenommen werden. In allen Interviews kamen die acht verschiedenen 

Förderbedarfe sowie die verschiedenen Differenzdimensionen (z.B. Flüchtlingskinder) als Ziel-

gruppe vor. Im Inklusionskonzept sollten sowohl die Kinder als auch die Mitarbeitenden be-

rücksichtigt werden. Weiterhin wird die Prozesshaftigkeit von Inklusion hervorgehoben. Ähn-

lich wie Prengel es formuliert, beinhaltet das Inklusionsverständnis von Schule A eine wert-

schätzende Haltung und selbstverständliche Akzeptanz von Vielfalt und ist ein Bestandteil der 

Schulentwicklung. 

Für Schule B sind inklusive Werte wie Wertschätzung und Respekt wichtig sowie Vielfalt als 

Normalität anzusehen. Darüber hinaus sprechen sich die Expert*innen gegen Separation aus 

und befürworten die Idee vom Lernen am Gemeinsamen Gegenstand. Inklusion wird ebenfalls 

als Menschenrecht gesehen, welches Diskriminierung und Benachteiligung abbauen soll. 

 

6.2 Strukturelle Herausforderungen 

Beide Schulen bemängeln die Ausstattung der Schule. Besonders häufig wird der Personal-

mangel genannt sowie die Unterfinanzierung vonseiten der Politik kritisiert. Ein weiteres Krite-

rium ist die Klassengröße, die zwischen 26 und 31 Kinder liegt. Es wird einstimmig eine hohe 

Aufgabenvielfalt wahrgenommen, die an Schule A bspw. Digitalisierung, ein Schutzkonzept zu 

sexueller Gewalt, Rechtschreibung, Kinderrechte und Demokratisierung beinhaltet. An Schule 

B werden die Strukturen als sehr unflexibel erlebt, weil das System aufrechterhalten werden 

muss. Offenbar kommt Inklusion dort mit dem System Schule in Konflikt. 

 

6.3 Individuelle Herausforderungen 

In beiden Schulen kann emotional-sozialer Förderbedarf als eine der größten Herausforderun-

gen herausgestellt werden. Die Bandbreite an Förderbereichen und unterschiedlichen Voraus-

setzungen der Kinder wird ebenfalls als herausfordernd erlebt, da die Differenzierung des Ma-

terials sehr aufwändig ist und mehr Personal für so viele verschiedene Bedürfnisse benötigt 

wird. Weiterhin sind Widerstände im Kollegium aufgetreten, die sich auf Inklusion beziehen 

aber auch auf Kompromisse bei gemeinsamen Beschlüssen. Demnach brauchen multiprofes-

sionelle Teams Raum für Aushandlungsprozesse, um auf Bedenken im Kollegium einzugehen, 

Kompromisse auszuhandeln oder Beschlüsse erneut zu hinterfragen. Auch die Elternarbeit 

wird als anstrengend, teils belastend empfunden. Manche Eltern stellen sich sogar gegen die 

gemeinsame Beschulung mit Inklusionskindern oder lehnen die Überweisung ihres Kindes an 

die Förderschule ab. Darüber hinaus gibt es auch Kinder, die ein Störungsbewusstsein haben 
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und darunter leiden, wenn sie schlechter sind als andere Kinder oder andere Materialien be-

arbeiten sollen. Demnach muss sensibel mit dem Thema der sozialen Vergleiche umgegangen 

werden. 

 

6.4 Widersprüche 

In beiden Schulen konnten Widersprüche zwischen politischen Erwartungen und den realen 

Bedingungen festgestellt werden. Beispielsweise beschreibt Schule A bestimmte Leistungs-

tests, sogenannte VERA-Aufgaben, als unverhältnismäßig, da sie nicht die Fähigkeiten eines 

Kindes messen würden, sondern seine Stressresistenz. Laut Schule B ist die Politik verant-

wortlich für den Personalmangel, weil zuerst kein Geld zur Verfügung gestellt wurde und zu-

dem die Ausbildung bzw. Studiengeschichte der Lehrkräfte vernachlässigt wurde. Es besteht 

ein Widerspruch zwischen der Inklusionsidee und der Realität, u.a., weil fehlende finanzielle 

Ressourcen die Umsetzung behindern. Auch die Erwartungshaltung an Pädagog*innen, alles 

zu managen, ist konträr zu den Bedingungen ihrer Arbeit und der fehlenden Anerkennung, die 

sie dafür erhalten.   

 

6.5 Gelingensbedingungen 

Das multiprofessionelle Team und die Teamstrukturen wurden als wesentliche Gelingensbe-

dingung bestätigt. Dabei wird viel Austausch und Zusammenhalt im Team benötigt, die Vertei-

lung von Zuständigkeiten und die gemeinsame Verantwortung aller Pädagog*innen für alle 

Schüler*innen. Laut Schule A müssen Einigungsprozesse im Team stattfinden und das Kon-

zept muss immer weiterentwickelt werden. An Schule B waren zudem Elternarbeit und außer-

schulische Netzwerke entscheidend. Auch wurde von einer akzeptierenden Haltung der 

Grundschulkinder gegenüber Vielfalt gesprochen: „[…] das ist das wirklich gute an der Sache, 

dass Kinder sich gegenseitig helfen. Da ist wenig in der Grundschule bemerkbar ähm von 

Vorurteilen und Ressentiments […]“ [vgl. SN (B), Z. 420ff]. Diese Haltung sollte das Kollegium 

ebenfalls vorleben, damit die Kinder darin bestärkt werden. 

6.6 Lösungsansätze für eine kooperative Teamzusammenarbeit 

Die Lösungsansätze sind offenbar sehr von der individuellen Gestaltung der Schule abhängig. 

Es kann als Gemeinsamkeit herausgestellt werden, dass beide Schulen eine Mischung aus 

Separierung und kooperativen Lehrmethoden anwenden, um den verschiedenen Bedürfnis-

sen der Kinder gerecht zu werden. Ein Beispiel für offene Lernmethoden war an Schule A die 

„Zahl des Tages“, wo jedes Kind etwas beitragen kann. Weiterhin war an beiden Schulen die 

Ressourcenorientierung ein Grundsatz für die Arbeit. Schule A hat indes auch Möglichkeiten 

gefunden, das System an die Bedürfnisse der Kinder anzupassen, so dass bspw. ein Kind, 

dem es bei anderen Lehrkräften schwerfällt, beim Klassenlehrer verbleiben kann [vgl. SL (A), 

Z. 229ff]. Bei diesem Prozess wurde die Schulentwicklungsberatung als hilfreich empfunden.  

An Schule B gab es den Wunsch, bestimmte Verfahren wie das AO-SF-Verfahren zu ändern, 

um Kindern früher und gezielter Hilfe zu verschaffen. Dabei wird das Ressourcen-Etikettie-

rungs-Dilemma deutlich. Es wurden auch partizipative Verfahren wie das Schülerparlament 

umgesetzt, so dass hier der UN-BRK entsprochen wird. Zusätzlich wurden vielfältige, kleine 
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Beiträge wertgeschätzt wie Plätzchen backen, gemeinsame Zeit auf dem Spielplatz oder eine 

Stunde Leseförderung am Tag. 

Beide Schulen sahen die Notwendigkeit, die Grenzen der Schule und der Pädagogik zu er-

kennen und zu akzeptieren, dass manche Kinder anderweitig Hilfe brauchen, wie kleinere Sys-

teme oder Therapie. Ein Lösungsansatz wären dabei psychologische Professionen in den 

Schulen, insbesondere mehr Schulpsycholog*innen direkt an den Schulen, aber auch mehr 

schulpsychologische Beratungsstellen und eine bessere Zusammenarbeit mit Kinder- und Ju-

gendlichenpsychotherapeut*innen, so dass vor allem emotional-sozialen Probleme bei Schul-

kindern besser aufgefangen werden können. 

 

6.7 Aktuelle Entwicklungen 

Die Corona-Pandemie hat problematische sowie auch positive Entwicklungen bewirkt. An bei-

den Schulen haben sich Benachteiligungen und Lernrückstände bei Kindern mit wenig Unter-

stützung im Elternhaus verstärkt. Auch haben Kinder mit emotional-sozialen Problemen Schul-

ängste entwickelt oder Schwierigkeiten, sich wieder auf die Regeln einzustellen. Die Elternar-

beit ist teils anstrengender geworden, da manche kaum erreichbar sind, bei anderen hat sich 

die Beziehung zu den Eltern aber auch intensiviert. Die Situation der Digitalisierung ist proble-

matisch, da zu wenig Ausstattung vorhanden und Distanzunterricht deshalb an beiden Grund-

schulen nicht möglich ist. Stattdessen wurden im Lockdown vielfältige Kontaktmöglichkeiten 

genutzt (z.B. Briefe, Telefongespräche, Arbeitsmappen für zu Hause). Positive Effekte wurden 

an Schule B durch die zeitweilige Aufteilung der Klassen gesehen, da die Kinder viel besser 

begleitet werden konnten. Auch an Schule A wurde die gesamte Situation als ruhiger erlebt. 

Auch konnte dort die Organisation verbessert und die Achtsamkeit für Gesundheit erhöht wer-

den. Insgesamt trat an beiden Schulen das Thema Inklusion hinter die Anforderungen der 

Corona-Pandemie zurück. 

 

7 Schlussfolgerungen 

Ein zentraler Befund der Arbeit ist, dass multiprofessionelle Teams und eine angemessene 

Ausstattung an professionellem Personal ein konstitutives Schlüsselmoment für das Gelingen 

von inklusiver Bildung darstellen. Jedoch hat der theoretische Diskurs gezeigt, dass ein ein-

heitliches Verständnis von Inklusion fehlt und dringend ausgearbeitet werden müsste. Ferner 

können die Durchsetzung und Umsetzung von Inklusion sowohl durch Top-down-Vorgaben 

als auch durch Bottom-Up-Strategien vorangetrieben werden. Damit wird die Verantwortung 

der Bildungspolitik verdeutlicht und zugleich die Möglichkeit der Praxis herausgestellt, auch 

innerhalb schwieriger Rahmenbedingungen handlungsfähig zu sein. Dementsprechend kann 

sich als Ergebnis der vorliegenden Arbeit an ein Inklusionsverständnis auf zwei Ebenen ange-

nähert werden: 

Inklusive Bildung auf der Mesoebene bedeutet, alle Kinder mit jeglichen unterschiedlichen Fä-

higkeiten und Bedürfnissen gemeinsam innerhalb eines inklusiven Schulsystems zu beschu-

len und die Voraussetzungen für gelingendes Lernen sowie ein soziales Miteinander zu schaf-

fen. Dabei muss Inklusion als Menschenrecht für jedes Kind gelten, in dessen Rahmen Parti-

zipation und Teilhabe an Bildung gesichert sowie Diskriminierung und Benachteiligung aufge-

deckt und abgebaut werden sollen.  

Inklusive Bildung auf der Mikroebene bedeutet, sich mit allen Beteiligten im Umfeld einer 

Schule in einen Entwicklungsprozess zu begeben, der inklusive Kulturen, Praktiken und Struk-
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turen an der Einzelschule sichtbar macht und auf der Grundlage inklusiver Werte weiter aus-

baut. Zugleich braucht Inklusion eine kritische und politische Praxis, die gesellschaftliche 

Machtverhältnisse hinterfragt. 

Daraus folgt, dass Inklusion sowohl eine pädagogisch als auch eine politische und organisati-

onale Aufgabe ist. Es konnte ein zentraler Widerspruch im deutschen Bildungssystem festge-

stellt werden, da ein aufgegliedertes System Separation und Bildungsbenachteiligung zur 

Folge hat und den Grundsätzen der Inklusion konträr gegenübersteht. Deshalb müsste im Dis-

kurs um inklusive Bildung in Deutschland das Parallelsystem Regelschule/Förderschule und 

die Mehrgliedrigkeit des Regelschulsystems wieder in den Fokus gerückt und hinterfragt wer-

den. 

  

8 Implikationen für die Praxis der schulischen Inklusion 

Die Perspektive der Praxis hat den Blick auf zwei zentrale Herausforderungen im Rahmen der 

Inklusion eröffnet: Zum einen die schlechte personelle, finanzielle und räumliche Ausstattung 

für Inklusion an Grundschulen und zum anderen die enormen Schwierigkeiten, die emotional-

soziale Probleme bei Kindern mit sich bringen. Daher wird an dieser Stelle nachdrücklich dafür 

plädiert, die Praxis mit den nötigen Ressourcen auszustatten und Qualitätsstandards für Inklu-

sion zu entwickeln. Diese Forderungen müssen an die Bildungspolitik herangetragen werden. 

Insbesondere müssen multiprofessionelle Teams an – bestenfalls – allen Schulen zum Stan-

dard gemacht und durch andere Professionen neben Lehrkräften, Sonderpädagog*innen und 

Sozialpädagog*innen ergänzt werden. Insbesondere im Hinblick auf den offenbar großen so-

zial-emotionalen Förderbedarf müssen Schulpsychologen als Profession fest in den Teams 

verankert werden. 

Zentrale Lösungsansätze können auch auf Schulentwicklungsebene gestaltet werden. Die 

Perspektive der Praxis hat in diesem Zusammenhang vor allem Teamstrukturen und außer-

schulische Netzwerke hervorgehoben, die es zu entwickeln und auszubauen gilt. Austausch 

und Zusammenhalt ebenso wie Einigungsprozesse im Team sind konstitutive Faktoren, die 

inklusive Prozesse ermöglichen und inklusive Schulkulturen fördern. Ein wichtiger Hinweis für 

Schulen ist die Möglichkeit, Schulentwicklungsberatung in Anspruch nehmen zu können, weil 

dadurch Inklusion im Sinne der Anpassung des Systems an die Bedürfnisse benachteiligter 

Kinder umgesetzt werden kann. Auch ist es wichtig, partizipative Praktiken und kooperative 

Lernmethoden umzusetzen, damit Inklusion als Menschenrecht verwirklicht werden kann. Im 

Zuge dessen werden Vorurteile abgebaut und die Kinder lernen von klein auf einen ganz 

selbstverständlichen Umgang mit Vielfalt, so dass Inklusion auch in die Gesellschaft getragen 

wird. Mit Blick auf die Entwicklungen im Rahmen der Corona-Pandemie müsste besonders die 

Anerkennung pädagogischer und inklusiver Arbeit in der Öffentlichkeit gestärkt werden. 

 

9 Weiterführende Fragen 

Die vorliegende qualitative Studie hat durch ihren explorativen Charakter zu wichtigen Erkennt-

nissen geführt, auch wenn diese aufgrund der kleinen Stichprobe nicht verallgemeinert werden 

können. Dennoch können die Ergebnisse für vertiefende Forschung genutzt werden oder auch 

eine Argumentationslinie für politische Forderungen liefern. Weiterführende Forschung kann 
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bei einem so komplexen Diskurs wie dem über inklusive Bildung an vielen Stellen erfolgen. 

Gewinnbringend für die Praxis können v.a. weitere Studien zu Teamstrukturen und zur profes-

sionellen Haltung sein. Es könnte noch genauer herausgearbeitet werden, welche Qualitäts-

kriterien für Inklusion gelten sollten. Weiterhin wäre es spannend, die Ansichten von Lehrkräf-

ten an Förderschulen sowie Inklusionsschulen zum inklusiven Bildungssystem zu erfragen: 

Wie könnte aus ihrer Sicht ein solches System aussehen? Wie könnte es entwickelt werden? 

Welche Vor- und Nachteile hat das aktuelle System für die betroffenen Kinder?  

Auch könnte die Masterthesis als Grundlage genommen werden, um das Thema inklusive 

Bildung auf der politischen Ebene zu vertiefen. Beispielsweise könnten die Schulämter zur 

Entwicklung eines gemeinsamen Inklusionsverständnisses befragt werden. 
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Schule wie sie Kinder sehen – Wirklichkeitskonstruktionen von 

Schüler_Innen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf im 

Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung – Eine qua-

litative Studie 

Paulina Kornas 

 

1 Einleitung und Fragestellung  

Die Schule bildet einen der größten Sozialräume der kindlichen Alltagswelt. Obgleich jede_r 

Heranwachsende in Deutschland verpflichtet ist, die Schule zu besuchen, unterscheiden sich 

die Schulen in ihren Schwerpunkten und Qualifizierungsmöglichkeiten. Eine besondere Form 

bilden Förderschulen, in denen Schüler_innen mit Förderbedarf separiert von Schüler_Innen 

ohne Förderbedarf unterrichtet werden. Von den verschiedenen Schwerpunkten gilt der För-

derschwerpunkt „emotionale und soziale Entwicklung“ als größte Herausforderung für ein in-

klusives Schulsystem (vgl. Bausch 2018, S.15; Stein & Müller 2018, S. 13). Kindern kann ein 

emotional sozialer Förderbedarf zugeschrieben werden, wenn ihr Verhalten durch unkontrol-

lierte oder fehlangepasste emotionale Ausdrücke, provozierendes, vermeidendes oder eska-

lierendes Handeln auffällt. Das Verhalten kann eine Herausforderung für die zwischenmensch-

lichen Verstehensprozesse und andersherum das Soziale eine Herausforderung für die Deu-

tungsprozesse der Kinder darstellen. Insbesondere in der Schule, die in ihren eigenen sozialen 

Strukturen institutionalisiert ist, kann von den Erwartungen abweichendes Verhalten der Kin-

der (störend) auffallen. Die Handlungsroutinen in der Schule können dadurch unterbrochen 

werden (vgl. Stein & Müller 2018, S. 40 ff.). 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach der schulischen Wirklichkeit von Schüler_in-

nen mit emotional sozialen Förderbedarf. Um dies herauszuarbeiten stehen folgende Fragen 

im Zentrum der Master-Thesis:  

 Was bedeutet der Wechsel auf eine Förderschule im Schwerpunkt emotionale und 

soziale Entwicklung für die Schüler_Innen?  

 Welchem subjektiven Sinn folgt das Verhalten der Schüler_Innen und welche Bedeu-

tung hat es im sozialen Miteinander in der Schule?  

 Wie deuten die Schüler_Innen Schule und sich selbst in Schule? 

 

In diesem Sinne sind die Bedeutungshorizonte der Schüler_Innen, die Verortung ihrer selbst 

im Kontext der Förderschule, ihre Positionierung zu dem vermuteten Denken Anderer über sie 

und die daraus entstehenden sozialen Formen Gegenstand der Auseinandersetzung.  

In der Master-Thesis wird dieser Frage empirisch nachgegangen, indem die Schüler_Innen 

als Expert_Innen ihrer Alltagswelt befragt werden. Die Ausarbeitung orientiert sich damit an 

den Prinzipien der „neuen Soziologie der Kindheit“, die auf die Perspektive der Kinder, in den 

sie betreffenden Angelegenheiten verweist (vgl. Bühler-Niederberger 2011, S.8). 
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Kern der Arbeit ist eine rekonstruktive Analyse der durchgeführten Interviews. Das methodi-

sche Vorgehen kann in diesem Beitrag aber nur exemplarisch anhand eines Interviewaus-

schnitts veranschaulicht werden.  

 

2 Theoretischer Bezugsrahmen 

Die Master-Thesis orientiert sich an der Theorie und Methodologie der Wissenssoziologie. Sie 

beruht auf der Grundannahme, „dass sich Wirklichkeit in Bewusstseinstätigkeiten konstituiert 

und dass historische Welten gesellschaftlich konstruiert werden.“ (Luckmann 1999, in: Hitzler 

et. al. 1999, S.10) Das Erkenntnisinteresse der Wissenssoziologie liegt darin, die verschiede-

nen unbewussten Zusammenhänge zu „entzaubern“, die zu einer etablierten gesellschaftli-

chen Wirklichkeit führen. 

Im Mittelpunkt dieser Grundannahme steht der intersubjektive Prozess der Sinngebung und 

Sinndeutung, der einer wahrgenommenen Ordnung entspringt und in einem sinnhaften Aufbau 

von Wirklichkeit1 mündet. Grundlage dieses Prozesses ist der Wissensschatz der Subjekte, 

der aus Erfahrungen und Erfahrungsschemata besteht. Die Art, wie sich ein Subjekt mit sei-

nem eigenen Wissensvorrat zu den Dingen der Welt verhält, beinhaltet seine subjektive Sinn-

gebung. So kann gesagt werden, dass die soziale Welt im Innersten durch Sinnsetzungs- und 

Verstehensprozesse ausgemacht und zusammengehalten wird (vgl. Kurt 2004, S.221).  

Das bedeutet vor allem: Wirklichkeit entsteht im wechselseitigen Aufeinander-bezogen-sein 

und in durch Zeichen vermittelten Deutungsprozessen.  

In diesem konzeptionellen Rahmen kommt dem „Gefühl“ und den „Emotionen“ eine bedeu-

tende Rolle zu. Emotionen gehören wie Gedanken zum inneren Erleben des Menschen. Sie 

sind Phänomene, die im Innen an individuelle Erfahrungen und spezifische Körper gebunden 

sind; in ihrem Erleben mannigfaltig und von feinen Zusammenhängen einer eigenen Lebens-

geschichte geprägt (vgl. Straßheim 2012, S.49 f.). 

Während die Diskussion der Wissenssoziologie zur Konstruktion von Wirklichkeit in der Ver-

gangenheit vor allem auf kognitiven Bewusstseinsprozessen beruhte, wird in der Master-The-

sis, dem emotional turn folgend, auch dem affektiven Erleben des Menschen eine Bedeutung 

in der Konstruktion von Wirklichkeit zugeschrieben. Dies geschieht auf zwei Ebenen: Zum ei-

nen werden Emotionen in der Verbindung mit Interaktion als subjektiv sinnvolle Zeichen ver-

standen und zum anderen existentielle Gefühle als Grundlage des Erfassens von Lebenswelt 

beschrieben. Dabei können die Emotionen des Subjektes nicht deckungsgleich mit der Fülle 

seiner Empfindungen sein. Es bedarf einer Differenzierung, bei der ein affektives Erlebnis aus 

der Fülle der Empfindungen hervorgehoben wird. Dies kann verglichen werden mit dem von 

Schütz beschriebenen Strom des Bewusstseins, auf den das Subjekt sich beziehend Sinn 

produziert (vgl. Kurt 2004, S.216). So stellt die Emotion selbst eine Sinneinheit dar.  

                                                

 

1 Der Begriff Wirklichkeit beschreibt alle Phänomene, die vom Menschen in ihren unterschiedlichen Qualitäten 
wahrgenommen werden und die ihnen im Alltag als gewiss erscheinen. (Berger / Luckmann 2018, S.1) 
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Das „Verstehen“ der zum Ausdruck kommenden Emotionen vollzieht sich im Alltag meist völlig 

unbemerkt.2 Es ergibt sich eine natürliche Haltung, die es dem Subjekt ermöglicht, „(…) seine 

Situation denkend, handelnd emotional zu definieren, sich in ihr zu orientieren und mit ihr fertig 

zu werden.“ (Straßheim 2012, S.63) Dabei orientieren sich die Ideen zum emotionalen Aus-

druck des Anderen unbewusst an den Emotionstypen der eigenen Vorerfahrung. Durch den 

Prozess der Sinngebung und Sinndeutung sind sie wesentlicher Bestandteil intersubjektiver 

Verstehbarkeit und Konstitution der geteilten Lebenswelt. Emotionen werden in dieser Weise 

nicht als voraussetzungsloses Geschehen oder als Ergebnis einer Reiz-Reaktions-Abfolge 

verstanden, sondern als Phänomene, welche im Rahmen gesellschaftlich vorstrukturierter 

Muster eingebunden sind. In der Logik von Schütz sind Emotionen demnach mit dem Wis-

sensschatz der Alltagswelt verbunden und wirken als sinnbildende Anteile an der spezifischen 

Ordnung der Situationen (vgl. Straßheim 2012, S.57). Emotionen werden in der Masterthesis 

deshalb, genauso wenig wie Gedanken, als bloßes Abbild des Außen aufgefasst, sondern als 

sinnhafte Bewegung von Deutungsmustern der Alltagswelt, die sich vor dem Hintergrund indi-

vidueller Selektionsbewegungen gestalten und die es zu verstehen gilt.  

Auf welche Sinngebilde von den Handlungen zurückgeschlossen werden kann, ist das Inte-

resse der hermeneutischen Wissenssoziologie. Die als förderbedürftig diagnostizierten Emo-

tionsausdrücke der Schüler_Innen werden vor diesem Hintergrund als sinnhafte und damit 

dem Verstehensversuch entspringenden und anbietenden Ausdrucksformen verstanden, die 

im institutionalisierten Rahmen der (Förder)Schule in sozialer Interkation ausgehandelt wer-

den müssen und in dieser Weise Wirklichkeit (re)produzieren.  

Eine weitere Perspektive auf die Gefühlsebene beschreibt Jan Slaby mit dem Konzept der 

existentiellen Gefühle (Slaby 2012). Nach Slaby ermöglichen erst diese Gefühle eine existen-

tielle Orientierung in der Welt. Sie werden als grundlegende Strukturen zur Welterfassung be-

schrieben, die noch vor der gerichteten Bezugnahme, also dem sinnstiftenden Akt, das Ver-

hältnis zur Welt prägen. „Existentielle Gefühle, so die Annahme sind die verschiedenen Arten 

und Weisen, wie sich Personen bereits im Vorfeld ihres Erkennens und Handelns affektiv in 

der Welt verorten.“ (Slaby 2020, S.326) Die existentiellen Gefühle sind damit der Sinngebung 

vorgeordnet und betreffen das Verhältnis des Subjekts zur Welt insgesamt (vgl. Slaby 2012, 

S. 75 ff.). Als Beispiele für existentielle Gefühle können ein allumfassendes Gefühl nicht will-

kommen zu sein, oder ein umfassendes Gefühl von Stärke und Widerstandskraft, sowie das 

Gefühl wertgeschätzt und geliebt zu sein, genannt werden. Existentielle Gefühle bilden nach 

Slaby eine Hintergrundstruktur von Erfahrungen, die die Art und Weise prägt wie Emotionen, 

aber auch Wahrnehmungen und Handlungen affektiv verarbeitet werden (vgl. ebd.). 

Hier stellt sich die Frage, welche Rolle existentielle Gefühle für die soziale Interaktion und das 

wechselseitige Verstehen spielen, wenn beispielsweise die kindlichen Erfahrungen von unsi-

cherer Bindung und traumatischen Erfahrungen geprägt sind.  

                                                

 

2 In der Trennung von Ich und Du verbirgt sich die Unterstellung und Anerkennung, dass dem Anderen ein Be-

wusstsein zugrunde liegt, dass dem eigenen ähnelt, und dass der Andere eine Emotionalität empfindet, die der 
eigenen ähnlich ist. 
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3 Forschungsdesign, Stichprobe, Befragung und Auswertung 

In der vorliegenden Master-Thesis wird der „emotional soziale Förderbedarf“ nicht aus einer 

defizitorientierten Perspektive auf das „noch-nicht-entwickelte“ Verhalten betrachtet, stattdes-

sen liegt eine interaktionistischen Perspektive zugrunde, in der davon ausgegangen wird: 

„Nicht die Person als solche ist auffällig oder schwierig oder störend, sondern das gezeigte 

Verhalten stellt sich als solches dar und benötigt einen professionellen Deutungsrahmen 

ebenso wie Akzeptanz individueller Sinnhorizonte“ (Stein / Müller 2018, S.39).  

Im Anschluss an die theoretische Grundlage stellt sich die Frage nach dem Verstehen des 

emotionalen Ausdrucks und die Bedeutung für die Ordnung der Wirklichkeit.  

Der Wirklichkeitsraum Schule wird dabei nicht nur als Ort des Unterrichtsgeschehens, sondern 

als Erfahrungsraum komplexen sozialen Handelns verstanden. Der Fokus dieser Ausarbei-

tung liegt damit nicht auf der formalen Wissensvermittlung, sondern auf der Schule als Ort der 

Konstitution und dem Erfahren von Lebenszusammenhängen. „Mit einem solchen Fokus auf 

soziale Herstellungsprozesse und die ihnen unterliegenden Dispositionen des Denkens, Han-

delns und Wahrnehmens gerät Schule als Ort in den Blick, an dem über Interaktionsprozesse 

gemeinsam Wirklichkeit konstituiert und erfahren wird.“ (Brake / Bremer 2010, S.7). Wenn 

Schule als Alltagswelt in den Blick gerät, kommen zwei Dimensionen zusammen. Zum einen 

bedeutet das, dass sich Schüler_Innen in vorgedeuteten Rollen und einem vorgedeuteten Be-

zugsrahmen, dessen zentrales Ordnungselement der Unterricht ist, zu den verschiedenen Ak-

teur_Innen und Regeln verhalten müssen sowie sich die verschiedenen Akteur_Innen zu ihnen 

verhalten. Zum anderen sind die Schüler_Innen individuelle Personen mit eigenen Erfahrun-

gen, Bedürfnissen und Gefühlen. 

Um der Frage nachzugehen, wie Schüler_innen Schule und sich selbst in Schule deuten, wer-

den die Schüler_Innen in Experteninterviews befragt. Die vier Schüler, deren Interviews die 

Basis der Interpretation sind3, waren zwischen 10 und 14 Jahre alt. Alle vier Kinder besuchten 

eine Förderschule und wurden im Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung un-

terstützt. Drei der Schüler (Rayan, Robert, Max)4 wurden in ihrer Schule (eine Schule Förder-

schule im Schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung), ein Schüler (Robert) in seinem 

Kinderzimmer in einem Kinderheim interviewt.5 

Herausfordernd an der Forschung mit Kindern ist, dass der Methodenkanon der empirischen 

Sozialforschung mit Erwachsenen nicht ohne Weiteres übertragen werden kann (vgl. Vogl, 

2015, 11f.). 

Je jünger die Interviewpartner_innen sind, desto mehr müssen die Methoden empirischer So-

zialforschung den kognitiven, verbalen und sozialen Fähigkeiten angepasst werden. Aufgrund 

                                                

 

3 Insgesamt wurden sieben Interviews geführt. 

4 Alle Namen geändert. 

5 Die Feldzugänge erfolgten unterschiedlich: zum einen über Kooperationspartner der EvH, zum andern über pri-
vate Kontakte durch eine ehrenamtliche Tätigkeit 
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des Alters der Schüler wurden insbesondere ethische Aspekte und die Frage nach dem Zu-

gang zur kindlichen Sichtweise besonders beachtet. 

Da in diesem Forschungsdesign vier Jahre Altersabstand zwischen den Schüler_innen liegen, 

können die ältesten von ihnen formal schon der frühen Jugendphase zugeordnet werden und 

die jüngsten der Phase der Kindheit. Entwicklung verläuft jedoch nicht linear und kann sich 

hinsichtlich der formalen Alterszuschreibungen unterscheiden. Zudem wurden einigen der Kin-

der neben dem Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung der Förderschwer-

punkt Lernern und der Förderschwerpunkt geistige Entwicklung zugeschrieben. 

Für die Konstruktion der Datenerhebung bedeutete das ein sowohl vergleichbares, als auch 

flexibles Verfahren zu wählen, das einen Einblick in die schulische Wirklichkeit aus der Per-

spektive der Schüler ermöglicht. Ebenso führten ethische Aspekte sowie Fragen der sozialen 

Erwünschtheit und das Kind-Erwachsenen-Machtgefälle zu dem Schluss, dass die Erhebung 

auf die Individualität des Kindes, die Bedingungen der jeweils spezifischen Situation und des 

Wohlbefindens der Schüler abzustimmen sind.  

Als Methode der Datenerhebung wurde das leitfadengestützte Interview ausgewählt. Diese 

Methode erlaubt eine sowohl flexible als auch strukturierte Gesprächsführung und gibt Raum 

für narrative Erzählungen.  

Drei Interwies wurden als „Pretest“ durchgeführt. Der Aufbau bestand aus einem allgemeinen 

Teil mit Fragen zum schulischen Alltag, einem zweiten Teil, in dem Gefühle anhand von Wet-

terlagen (Sonne, Wolken, Regen, Gewitter) mit Schule in Verbindung gebracht werden sollten 

und einem dritten Teil, der sich an einem Fragebogen der KIGGS-Studie zum kindlichen Wohl-

befinden orientierte und in dem nach dem emotionalen Erleben in der letzten Schulwoche ge-

fragt wurde.  

Im Pretest ergaben sich Schwierigkeiten, narrative Erzählungen zu generieren, was Traut-

mann als Problem in Interviews mit Kindern beschreibt. Die Antworten fielen sehr kurz aus und 

wurden teilweise nur mit Ja oder Nein beantwortet (vgl. Trautmann 2010, S.98). Auf die Bilder 

mit den Wetterlagen reagierten die Kinder mit deutlich mehr Erzählungen.  

Die ersten drei Interviews waren von der Findung des richtigen Zugangs zur kindlichen Per-

spektive (u.a. wurde auch das Zeichnen einer Schulsituation ausprobiert) geprägt. Besonders 

auffällig war, wie unterschiedlich die Kinder auf die Fragestellungen reagierten. Es erwies sich 

als hilfreich, verschiedene Fragetypen zu entwerfen, um flexibel auf die jeweils spezifische 

Situation reagieren zu können. Der Leitfaden wurde mehrfach überarbeitet und die Fragestel-

lungen präzisiert. Das Bild mit den Wetterlagen wurde durch Karten mit vielfältigeren Wetter-

bildern, Natur- und Tiermotiven ergänzt. Auch eine „Spielsituation“, die über die kindliche Im-

provisation im Spiel Einblicke in die schulische Wirklichkeit geben sollte, wurde in den finalen 

Leitfaden aufgenommen.  

Bei der Improvisation im Spiel, bei der die Kinder gebeten wurden, mit Figuren und Bausteinen 

eine Schulsituation zu spielen, liegt die Annahme zu Grunde, dass das Spielen immer Spielen 

mit Sinn ist (vgl. Klager 2016, S.318) und dass es immer in einem Verhältnis zu etwas Be-

kanntem steht. Ganz nach dem Motto: Man kann nicht auf etwas zurückgreifen, dass man 

nicht kennt. Die gewählten Zeichen und Symbole, die im Spiel verwendet werden, sind 

dadurch nicht zusammenhangslos. Im Gegenteil: Das Spiel wird zum Symbol der Wirklichkeit, 
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zu der es im Verhältnis steht. Es handelt sich dabei nicht um das Abbild einer realen Situation, 

sondern zeigt einen sinnstiftenden Akt, in dem der/die Spielende einen Bezug zu ausgewähl-

ten Fragmenten herstellt. Dadurch „ist das Spielen methodisch einsetzbar, indem es als Modus 

der Wirklichkeitsinterpretation verstanden wird“ (ebd.).  

Die Spielsituation wird durch eine einzige Frage eingeleitet: „Kannst du mir zeigen, wie das 

normalerweise bei euch in der Schule ist?“ In der Spielsituation können durch die Übernahme 

verschiedener Rollen unterschiedliche Perspektiven betrachtet werden. Nimmt das Kind bspw. 

die Schüler_Innenrolle ein, kann die Situation aus der Perspektive des Kindes auf sich selbst 

beobachtet werden. Übernimmt das Kind die Rolle der/des Lehrenden, kann beobachtet wer-

den, was das Kind denkt, wie es vom Lehrenden gesehen wird und wie es selbst den_die 

Lehrende_n sieht. „Das Spielen als Transzendenz des Menschen bietet einen Zugang zum 

Selbst, indem es Perspektiven auf andere, auf die Welt und auf das Eigene ermöglicht.“ (vgl. 

ebd.) Die Spielsituation wurde mit einem Diktiergerät aufgezeichnet. 

Die Auswertung der Daten, die als Transkripte vorliegen, wurde mit der Methode der herme-

neutischen Sequenzanalyse durchgeführt. Im Sinne der theoretischen Ausrichtung der Ausar-

beitung baut die Sequenzanalyse auf dem Verständnis auf, dass sich in zum Ausdruck kom-

menden Zeichen, z.B. in Erzählungen oder Handlungen, ein intentionaler Entwurf verbirgt, der 

durch sequentielles Analysieren nachvollzogen werden kann. Dabei wird davon ausgegangen, 

dass jedes Zeichen einen Sinn hat und in sozialen Zusammenhängen steht. So führt der Weg 

zur sozialen Wirklichkeit über das Individuum (vgl. Kurt & Herbrik 2014, S. 477). 

In der Sequenzanalyse nehmen die Interpretierenden eine Haltung des „Nicht-Wissens“ ein. 

Der gesamte Kontext wird ausgeblendet, um das selbstverständliche Alltagsverstehen zu un-

terbrechen. Gemeinsam (die Sequenzanalyse wird in einer Gruppe6 durchgeführt) wird durch 

das Bilden von Lesarten und Hypothesen Mehrdeutigkeit produziert und auf diese Weise Sinn-

horizonte geöffnet, die am Material überprüft werden. Sequenz für Sequenz werden die Details 

der Zeichen analysiert, sodass der subjektive Sinnzusammenhang bzw. das Nacheinander 

eines Handlungsablaufs schrittweise nachvollzogen werden kann. „Die sinnrekonstruierende 

Zeicheninterpretation zielt dabei nicht auf das vollständige Verstehen von Individuen, sondern 

auf ein typenbildendes Verstehen sozialer Sinnzusammenhänge.“ (ebd.) Der Ablauf der Se-

quenzanalyse gestaltet sich wie folgt: 

 

1. Bestimmung und Isolierung einer Sequenz 

2. Hypothesenentwicklung: In welchen Zusammenhängen macht die Sequenz Sinn? 

3. Hypothesenüberprüfung: Anhand der Folgesequenz oder des Handlungskontextes 

4. Verallgemeinerung: Typisierung des Einzelfalls  

 

                                                

 

6 Die Interpretationen wurden in unterschiedlichen Gruppenkonstellationen, überwiegend aber mit Studierenden 
der EvH in einem Begleitseminar zu Abschlussarbeiten durchgeführt. 
 



Perspektiven für die Teilhabe in der Schule 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 94 

Die Interpretationen der Sequenzanalyse bilden den Kernteil der Datenauswertung. Es findet 

ein methodisch kontrollierter Rückbezug auf die Wirklichkeit des Alltags statt, die sich in den 

subjektiven Sinnzusammenhängen der Schüler zeigt. Die an die Interpretation anschließende 

Typisierung dient der Beschreibung der speziellen Ausformungen eines bestimmten sozialen 

Phänomens (vgl. Haas & Scheibelhofer 1998, S. 1). 

 

4 Interpretation  

Im Rahmen dieses Textes wird die Interpretation und die darauffolgende Typenbildung exemp-

larisch an einer Interviewsequenz, aus dem Interview mit Robert, vorgestellt. Es handelt sich 

um eine Sequenz aus der Spielsituation. Der Interpretationsverlauf kann hier nur verkürzt dar-

gestellt werden. 

 

I: (lacht) aber ich dachte, was haben wir denn gerade für einen Unterricht Robert?  
B: „Hej HEJ. Oh jetzt krieg ich ärger jetzt krieg ich erstmal.“ 
I: ja. Warum kriegst du jetzt ärger? 
B: hä? 
I: Was soll ich jetzt sagen? Also warum kriegst du ärger? 
B: weil ich das (.) ein Kind geschlagen habe.I „Du hast ein Kind geschlagen? Warum hast du 
das denn jetzt schon wieder gemacht?“  
B: (Guckt I mit großen Augen an) 
I: Ich spiel nur (flüstert) 
B: „(.) weil ich das leider gemacht habe tut mir echt leid, ja?“ 
I: „Was hat n das Kind gemacht Robert? Warum /hast du das?/“ 
B: „Mich BELEIDIGT boar.“ 
I: „Und wie hat es dich beleidigt?“ 
B: „N Arschloch haben die mich genannt.“  
I: „Was hat n der Alex dazu gesagt?“ (1) Was macht n der dann in so einer Situation? 
B: dann sagt der: „nein jetzt gehst du rein“ sofort an der Hals dran ziehen „t s c h ü ü ü ü ü s“ 

 

Robert antwortet aus der Spielsituation heraus auf die Frage der Interviewerin. Er begibt sich 

dadurch direkt in die Improvisation. „Hej HEJ. Oh jetzt krieg ich ärger jetzt krieg ich erstmal.“ 

In der Analyse wurde der Interpretation gefolgt, dass die Ausrufe „Hej, HEJ.“ in der Spielsitu-

ation aus der Rolle des Lehrers gesprochen worden sein könnte und der zweite Teil des Sat-

zes „Oh jetzt krieg ich Ärger jetzt krieg ich erstmal“ Roberts Reaktion aus der Schülerrolle 

darstellt. Damit beantwortet Robert die Frage nach der Art des Unterrichtes nicht mit einer 

Aussage über den fachlichen Inhalt, sondern wechselt auf die Beziehungsebene. Er spielt das 

Ausgeliefertsein gegenüber der Autorität des Erwachsenen. Es wird die Hypothese aufgestellt, 

dass Robert die Unterrichtssituation auch im Fortlauf des Interviews anhand der sozialen In-

teraktion interpretieren wird und nicht anhand formeller Lerninhalte.  

Die Interviewerin spricht Robert (erneut) von der Metaebene aus an. Mit ihrer Frage, warum 

Robert Ärger bekommt, fordert sie ihn zu einer Reflexion auf. Robert reagiert irritiert („Hä?“). 

Dies könnte daran liegen, dass er durch die Nachfrage von I aus der Spielsituation geholt 

wurde, in der für ihn alles plausibel erschien. Die Interviewerin stellt die Frage erneut und bittet 

Robert dadurch um eine „Regieanweisung“. Nun gibt Robert einen Grund für den Ärger an. 

„weil ich das (.) ein Kind geschlagen habe.“ An dieser Antwort fallen mehrere Sachen auf. 

Robert stellt die Person, die geschlagen wurde, sehr abstrakt als „Kind“ dar. Er umgeht es, 
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einen konkreten Namen zu nennen oder die Person in ihrer Rolle als Schüler_innen zu be-

schreiben. Dadurch stellt Robert „die Tat“ in den Mittelpunkt. Er schildert sein Verhalten, lässt 

die Interviewerin aber über den Kontext im Ungewissen. Robert bringt an dieser Stelle eine 

weitere soziale Dimension ein; die der Kind-Kind-Interaktion. Auch diese Beziehung ist, sowie 

die Lehrer-Schüler-Interaktion, konfliktbehaftet und von der Durchsetzung eigener Interessen 

geprägt. In Bezug auf den schulischen Kontext handelt es sich erneut um keine formelle Lern-

situation. Der Fokus in Roberts Darstellung liegt auf der Form, wie sich Menschen zueinander 

verhalten.  

Nun steigt die Interviewerin in die Spielsituation ein und antwortet Robert aus der Rolle 

der_des Lehrenden. Sie fordert Robert erneut auf, Stellung zu seinem Handeln zu beziehen.7 

Robert hatte an dieser Stelle die Möglichkeit, die eingebrachte Vorstellung der Interviewerin, 

er würde nicht das erste Mal ein Kind schlagen, zu negieren oder zu verändern. Robert steigt 

daraufhin wieder aus der Perspektive des gespielten Ichs in das Spiel ein. An dieser Stelle ist 

die Frage nach der Begründung für sein „Schlagen“ immer noch offen. In seiner Aussage „weil 

ich das leider gemacht habe tut mir echt leid, ja?“ bleibt der Grund aus. 

Stattdessen stellt Robert ein vermeintlich zu erwartendes Verhalten dar. Er „gesteht“ die Tat 

und entschuldigt sich. Daraus kann interpretiert werden, dass Robert weiß, welches Verhalten 

in diesem Fall von ihm erwartet wird und verhält sich den Vorstellungen entsprechend. Seine 

Überzeugung davon bleibt jedoch dahingestellt, sodass hier (wieder) ein Autonomieanspruch 

deutlich wird. Ihm gegenüber steht eine Autorität und Robert kennt die Erwartung an sein Ver-

halten, dass die Autorität voraussichtlich besänftigt wird. Mit dem „ja?“ am Ende des Satzes 

könnte er genau dies abfragen. So spielgelt sich hier auf der eine Seite eine Suche nach Be-

ziehung und auf der anderen Seite die Ablehnung des Beziehungsrahmens. Andere Optionen 

hätten sein können, dass Robert sein Verhalten begründet, oder verteidigt, oder sich tatsäch-

lich einsichtig zeigt und aktiv nach einer Versöhnung mit dem_der Mitschüler_in sucht. Das 

Robert keine Gründe für sein „Schlagen“ angibt, führte in der Interpretation zu der These, dass 

er in diesem Falle nicht bewusst „gehandelt“, sondern sich bloß „verhalten“ hat. 

Die Interviewerin versucht nun den „Tathergang“ zu erfragen. Robert antwortet erneut aus der 

Spielsituation heraus und offenbart nun den Grund für sein Verhalten: „Mich beleidigt BOAR“. 

Dieses „BOAR“ am Ende des Satzes kann so gedeutet werden, dass sich für ihn der Zusam-

menhang zwischen Beleidigung und Zuschlagen als kausal ergibt und verdeutlicht, dass Ro-

bert zu keiner Stellungnahme auf das „Warum“ der Interviewerin geneigt ist. So kann der In-

terpretation gefolgt werden, dass solange keine Gründe für ein Handeln angegeben werden 

können, eine Vielfalt von alternativen Handlungsoptionen ausgeschlossen sind. 

Es ist anzumerken, dass die Spielsituation inhaltlich nicht mehr korrekt zusammenhängend 

dargestellt wird. Zuvor hatte Robert eine Eins-zu-eins-Situation mit einem anderen Kind be-

schrieben und wechselt in der darauffolgenden Sequenz in eine dritte Interaktionsebene, in 

der er einer Schülergruppe gegenüber steht „N Arschloch haben die mich genannt.“ All diese 

                                                

 

7 Hier fällt eine starke Zuschreibung auf, die Robert als „Wiederholungstäter“ interpretiert. Dadurch, dass die Inter-
viewerin hier eine Zuschreibung einbringt, wird der Verlauf des Spiels durch ihre Vorstellungen beeinflusst. 
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Interaktionskonstellationen (Kind- Lehrer / Kind – Kind / Kind- Gruppe) sind konfliktbehaftet.  

Die Interviewerin fügt eine weitere Ebene hinzu, in dem sie Robert nach einer realen Person 

aus seinem Leben, seinem Integrationshelfer „Alex“ fragt. Robert muss nun die Spielsituation 

mit der Reaktion einer realen Person verbinden. Er antwortet, ohne zu zögern: „dann sagt der: 

„nein jetzt gehst du rein“ sofort an der Hals dran ziehen „t s c h ü ü ü ü ü s“.  

Durch die wörtliche Rede des Integrationshelfers erhält die Interviewerin einen unmittelbaren 

Einblick in Roberts Interpretation der Situation.  

Die Reaktion von Alex kann formal in drei Punkte eingeteilt werden:  

„Apell, Strafe, physische Gewalt“. Robert geht als der „Schuldige“ aus der Situation hervor. 

Damit wird neben dem Lehrer oder der Lehrerin auch der Integrationshelfer als Autorität in-

szeniert. Er verfügt über eine richtende und ausführende Gewalt, die er in dem Maße durch-

setzt, dass Robert von der Situation exkludiert wird. Die Situation wird nicht aufgeklärt, sondern 

durch das physische Verweisen Roberts beendet. Ähnlich, wie Robert reagiert auch der Integ-

rationshelfer, aus Roberts Sicht, physisch auf den Konflikt, in dem er Robert an den Hals greift. 

Auch hier fehlen die Begründungen für das Verhalten, sowohl auf der Ebene der Kinder, als 

auch der Ebene der Erwachsenen. Es scheint wenige Optionen für selbstbestimmtes und be-

wusst entschiedenes Handeln oder Argumentieren zu geben. Das „T s c h ü ü ü ü ü s“ am 

Ende der wörtlichen Rede von Alex markiert, ähnlich wie die in Zeile 271 angebrachte Ent-

schuldigung von Robert und das „BOAR“, selbstverständliche Endpunkte von Situationen, die 

eigentlich Begründungen bedürfen könnten.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Robert die Schulsituation nicht anhand 

formaler Inhalte und Abläufe, sondern durchweg in sozialen Interaktionen interpretiert. Alle 

Interaktionen (Kind-Lehrer_in, Kind-Kind, Kind-Gruppe, Kind-Integrationshelfer) sind dabei 

durch Konflikte geprägt. Lehrer_innen und Integrationshelfer setzen einen Verhaltenskodex 

durch, der Roberts Beschreibung nach Verhalten von: Stillsein, Sitzen, Aufgabe lösen bein-

haltet. Die Grundsituation scheint dieser Ordnung zu wiedersprechen. 

Um die Sicht der Kinder auf Schule zu beschreiben, werden ihre jeweiligen Orientierungssche-

mata und die von ihnen beschriebenen sozialen Formen herausgearbeitet und in Typen ver-

dichtet (vgl. Haas & Scheibelhofer 1998, S. 3). Bei der Typenbildung der Ausarbeitung stand 

die Beschreibung der schulischen Wirklichkeit der Kinder im Vordergrund. Aus den Interpreta-

tionen von Roberts Interview wurde der Typus „Schule als Ort konfliktbehafteter Beziehungen“ 

gebildet: Schule wird auf der Beziehungsebene beschrieben. Formelle Lernstrukturen kom-

men nicht zustande. Das schulische Geschehen wird von dem Typus stets auf einer Bezie-

hungsebene beantwortet, deren Orientierungspunkt das eigene Autonomiebedürfnis zu sein 

scheint. Durch die Ablehnung der formalen Lerninhalte und der Durchsetzung der eigenen 

Autonomieansprüche befindet sich der Typus stets in konfliktbehafteten Beziehungen (zu 

Peers, Lehrenden und dem Integrationshelfer). Die Orientierung an dem zwischenmenschli-

chen Kontakt wird auf diese Weise aufrecht gehalten, bleibt aber in einem wechselseitigen 

„Nein“ verortet, sodass Schule als Ort konfliktbehafteter Beziehungen interpretiert wird, die 

von ständiger Kündigung bedroht sind. Das Erleben der Schulsituationen bleibt dabei auf der 

emotionalen Ebene in Wut verhaftet (Auswahl Gewitterbild), ohne dass eine Klärung der Situ-

ation in Aussicht erscheint.  

 



 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 

 97 

Die Typen aus den anderen Interpretationen wurden wie folgt benannt: 

 

Interview  Typus 

Rayan Schule als Welt unveränderlicher Ungerechtig-
keiten  

Max Schule als Zugang zu Erlebnissen und Freunden 

Rafael Schule als Ort der Bildung 

Robert Schule als Ort konfliktbehafteter Beziehungen 

 

5 Implikationen für die Praxis der Inklusion 

Die Interviews der Schüler zeigen eine Diversität schulischer Wirklichkeit. Schule umfasst für 

die Kinder mehr als nur einen Ort des formellen Lernens. Er ist sowohl Grundlage für die Zu-

kunft als auch Ort von Diskriminierung und Chancenberaubung (Rayan). Schule ist ein Ort des 

sozialen Miteinanders und Tor zu Abenteuern und Ausflügen (Max). Sie gestaltet sich als Welt 

mit geringen Optionen, in der die persönlichen Grenzen nicht überwunden werden können 

(Robert) oder gegenteilig als Ort, der die eigenen Schwächen auffängt, um sich dem Lernen 

öffnen zu können (Rafael).  

Schule, organisiert als standardisierte Institution des Lernens, greift zu kurz, um inklusive An-

sprüche zu erfüllen. „Die Schüler sind darauf angewiesen, dass Schule sich mit Ihrer Wirklich-

keitsbeschreibung in Beziehung setzt.“ Schulische Wirklichkeit ist und kann für die Kinder 

nichts Anderes sein, als ein Ort des Lebens. Dies wird deutlich, indem der Fokus der Schüler 

nicht auf den formellen Lerninhalten liegt, sondern der Bezugs- und Orientierungspunkt durch 

Beziehungen und gemeinsames Erleben gebildet wird, das sie denkend, handelnd und fühlend 

mitgestalten. In diesem Sinne kann das Verhalten der Kinder als eine „geteilte Verletzlichkeit, 

ein geteiltes Trauma (…), die Menschen miteinander verbinden oder zumindest in ihre Bezie-

hungen zueinander setzen (…)“ verstanden werden (Stein &Müller 2018, S. 229.). 

Ich komme zu dem Schluss, dass ein Aspekt in der Frage nach der Inklusion, im Themenfeld 

emotionaler und sozialer Förderbedarf, mit einer inklusiven Pädagogik beantwortet werden 

kann, die auf die Besonderheiten des Individuums und die jeweilige Praxis der sozialen Kon-

struktion von Wirklichkeit Rücksicht nimmt. Der Blick auf die Beziehungsebene richtet sich 

dann, nicht auf das Kind als Problem, sondern sieht die Schüler_Innen „in ihrem je eigenen 

projektiven In-der-Welt-sein“ (ebd., S. 230), sodass jedes Zeichen, wie auch immer es gezeigt 

wird, als in einem Sinnzusammenhang stehend verstanden werden kann. 

Das Beziehungsgeschehen bezieht sich dabei auf alle Akteure, denn obgleich sich Sinn im 

individuellen Bewusstsein konstituiert, bilden sich Sinnsysteme im intersubjektiven Aufeinan-

der-bezogen-sein (vgl. Honer 2011, S. 145). Oder in anderen Worten: Möglicherweise kann 
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sich über eine inklusive Pädagogik, als Praxis des Sozialen, einer inklusiven Wirklichkeit an-

genähert werden, in dem Inklusion im Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung 

zu allererst als ein intersubjektives Geschehen der (konflikthaften8) Aushandlung verstanden 

wird. 
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Wohnungslosigkeit und Vaterschaft  

Julia Ackermann 

 

1 Einleitung 

Wohnungslose Väter gibt es viele. Gesellschaftlich, politisch und wissenschaftlich wird dieses 

Phänomen aber kaum diskutiert. Die Schwierigkeiten, die aus der Vereinbarkeit der beiden 

Lebenssituationen Vaterschaft und Wohnungslosigkeit resultieren, werden in unserer Gesell-

schaft bisher wenig anerkannt. Zu ambivalent erscheint die Vorstellung, dass jene Mitmen-

schen, die kein eigenes Zuhause haben und in der Bewältigung ihres Alltags auf Hilfe ange-

wiesen sind, Familienväter sein könnten. Die bisherige Unsichtbarkeit von Vaterschaft bei 

wohnungslosen Mitmenschen und die daraus resultierende Dethematisierung dieses Phäno-

mens zeigt sich oftmals in der geringen Einflussmacht, die wohnungslose Väter in der Vater-

rolle haben.  

Mit der Thematisierung von wohnungslosen Vätern legt die Arbeit den Fokus bewusst auf das 

männliche Geschlecht. Eine solche Herangehensweise ist immer auch kritisch zu betrachten, 

weil Geschlechterdifferenz immer dann unterstrichen wird, sobald man sie zum Forschungs-

gegenstand macht. Die bewusste Thematisierung des männlichen Geschlechts wird in der 

Arbeit unternommen, weil einerseits geprüft werden soll, inwiefern das Geschlecht einen Ein-

fluss auf den Untersuchungsgegenstand hat und weil andererseits die Erforschung der männ-

lichen Perspektive durch eine partizipativ beteiligte Person angeregt wurde.  

In den Mittelpunkt der Forschung rücken demnach wohnungslose Väter und ihre Erfahrungen 

in der Vaterrolle vor dem Hintergrund ihrer Wohnungslosigkeit. Denn auch, wenn die individu-

ellen Lebenssituationen von wohnungslosen Vätern nicht generalisierbar sind, ist es möglich, 

dass die Ausübung der Vaterrolle durch Wohnungslosigkeit einer Beeinflussung unterliegt. Der 

Beitrag geht daher mittels qualitativer Forschung folgender Forschungsfrage nach:  

Wie beeinflusst Wohnungslosigkeit die Erfahrungen, die wohnungslose Väter in der Vaterrolle 

machen? 

Die Forschungsarbeit bezieht sich hier begrifflich auf die offizielle Typologie der „European 

Federation of National Associations Working with the Homeless“ (FEANTSA), welche in die-

sem Zusammenhang zwischen vier verschiedenen Begrifflichkeiten unterscheidet:  

● Obdachlos: Als obdachlos gelten einerseits Menschen, die im öffentlichen Raum, in Ver-

schlägen oder beispielsweise unter Brücken leben.  Sie haben ihren Lebensmittelpunkt außer-

halb jeglicher Unterkunftsarten und wohnen und schlafen draußen, in Notschlafstellen oder 

niederschwelligen Einrichtungen. 

● Wohnungslos: Wohnungslos sind Menschen, die für eine begrenzte Zeit in Einrichtungen 

wie Übergangswohnheimen, Asylen, Herbergen oder Übergangswohnungen wohnen.  
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● Ungesichertes Wohnen: Wer ungesichert wohnt, lebt entweder in ungesicherten Wohnver-

hältnissen (vorübergehend bei Freunden, Bekannten oder Verwandten) oder verfügt über eine 

Wohnung ohne mietrechtliche Absicherung.   

● Unzureichendes Wohnen: Unzureichend wohnt, wer in Provisorien lebt, die für konventio-

nelles Wohnen nicht gedacht sind (vgl. FEANTSA 2005). 

Im Verlauf der Arbeit wird außerdem auch der Begriff Wohnungsnot verwendet, welcher als 

Überbegriff für die zuvor aufgeführten Definitionen fungiert. Ist die Rede von obdachlos, woh-

nungslos, ungesichert wohnen oder unzureichend wohnen wird diese Bezeichnung konkret 

benannt. 

 

2 Theoretischer Hintergrund 

Bei intensiver Auseinandersetzung mit dem Thema ‚Wohnungslose Väter‘ fällt zunächst auf, 

dass es bislang wenig empirische Erkenntnisse gibt. Aber auch die nachgewiesene Dethema-

tisierung von Wohnungslosigkeit und Vaterschaft enthält eine gewisse Aussagekraft. So un-

beachtet das Thema in der Empirie auch ist, so fundamental und folgenschwer ist es für den 

Alltag der betroffenen Väter. 

Männliche Wohnungslosigkeit (unabhängig von Vaterschaft) weicht in vielen Punkten von 

weiblicher Wohnungslosigkeit1 ab, was deutlich macht, dass es einer spezifischen Betrachtung 

von Wohnungslosigkeit aus männlicher und weiblicher Perspektive bedarf. So ist männliche 

Wohnungslosigkeit vor allem gekennzeichnet durch den Widerspruch zum klassischen Bild 

von Männlichkeit. Lutz stellt beispielsweise fest, dass wohnungslose Männer in den Augen der 

Gesellschaft der männlichen Rolle nur schwierig gerecht werden können (vgl. Enders-Dragäs-

ser, Fichtner & Sellach 2004, S. 45f.) Werden wohnungslose Männer diesen Anforderungen 

nicht gerecht, so ist laut Lutz eine „Entmannung“ die Folge: „[…] Er ist nicht der Ernährer einer 

Familie, er hat nicht typisch männliche Positionen inne, er hat keine Frau etc.“ (Lutz 1987, S. 

86; zit. n. Enders-Dragässer, Fichtner & Sellach 2004, S. 45). Auch nach Friebel kollidiert 

Wohnungslosigkeit mit dem klassischen Männerbild: „Er (der Wohnungslose, d. V.) hat die 

Normalitätserwartungen nicht erfüllt, er hat es nicht geschafft, Mann zu sein, Mann zu werden: 

Mittellos, arbeitslos, obdachlos wird er zum chancenlosen Objekt der Armutsberichterstattung, 

der Armutspflege, der behördlichen Verwaltung und der polizeilichen Kontrolle“ (Friebel 1995, 

S. 26; zit. n. Enders-Dragässer, Fichtner & Sellach 2004, S. 47). 

                                                

 

1 1. Es gibt deutlich mehr wohnungslose Männer als Frauen. 2. Wohnungslose Männer sind im Durchschnitt älter 
als wohnungslose Frauen. 3. Wohnungslose Männer sind häufiger ledig / alleinstehend und seltener verheiratet 
oder verwitwet. 4. Wohnungslose Männer verfügen über ein geringeres formales Bildungsniveau. Sie haben aber 
häufiger eine Berufsausbildung abgeschlossen oder wurden angelernt beschäftigt. 5. Wohnungslose Männer sind 
eher offen wohnungslos (Frauen eher verdeckt). 6. Wohnungslose Männer geraten eher ohne Übergang vom ei-
genen Haushalt in die Wohnungslosigkeit als Frauen. 7. Wohnungslose Männer sind häufiger seit mehreren Jahren 
ohne Wohnung und verfügen über geringere soziale Netze als Frauen. 8. Die Wunschperspektive von wohnungs-
losen Männern ist häufiger auf eine Wohnung für sich allein oder eine stationäre Einrichtung ausgerichtet. 9. Woh-
nungslose Männer werden seltener in Wohnraum vermittelt als Frauen (vgl. Enders-Dragässer, Fichtner & Sellach 
2004, S. 40).  
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Enders-Dragässer, Fichtner und Sellach arbeiten allerdings heraus, dass wohnungslose 

Männlichkeit nicht in allen Punkten ein Abweichen von dem gesellschaftlichen Männerbild be-

deutet. Deshalb ist es wichtig, marginalisierte Männer nicht außerhalb der bestehenden Ge-

schlechterordnung zu verorten. Auch wenn wohnungslose Männer in ihren Ressourcen einge-

schränkt sind und ihre Lebenslage oftmals von Armut, Ausschluss aus dem Erwerbsleben, 

dem Bruch von sozialen Kontakten und seelischer und körperlicher Krankheit geprägt ist (vgl. 

ebd., S. 69), ist davon auszugehen, „[…] dass sie weiterhin kompetente Geschlechtskonstruk-

teure bleiben, die nach Maßgabe ihrer Lebenslage versuchen, aktiv Männlichkeit zu konstru-

ieren“ (ebd.). 

Zum Thema Vaterschaft (unabhängig von Wohnungslosigkeit) konnte die Literaturrecherche 

aufzeigen, dass Väter mit hohen Anforderungen an die Vaterrolle konfrontiert werden. So 

konnte herausgearbeitet werden, dass Väter (trotz eingesetzten Umdenkens in unserer Ge-

sellschaft) als Hauptverdiener beziehungsweise Haupternährer der Familie gesehen werden. 

Auch die Statistiken zeigen, dass Väter deutlich öfter in Vollzeitbeschäftigung arbeiten als Müt-

ter (vgl. Statistisches Bundesamt 2019, S. 64). Erwerbstätigkeit nimmt im Zusammenhang mit 

Männlichkeit und Vaterschaft eine zentrale Rolle ein. Gleichzeitig wird von Vätern ein liebevol-

ler und emotionaler Umgang mit den Kindern erwartet, was zu Überforderung führen kann. 

Erschwerend kommt hinzu, dass Mütter scheinbar eine natürliche vorrangige Zuständigkeit in 

Bezug auf die Kindererziehung haben (vgl. Baumgarten 2012, S. 184).  

Aus der Lebenslage Wohnungsnot, die von Abhängigkeit, Fremdbestimmung, Machtlosigkeit 

und Armut geprägt ist, resultieren erschwerte Bedingungen, Vaterschaft auszuüben, vor allem 

vor dem Hintergrund, dass Väter mit einem normalbiographischen Lebensverlauf bereits mit 

ambivalenten Rollenanforderungen konfrontiert sind. Wohnungslose Väter leiden demnach 

unter: 

 Unsichtbarkeit und Dethematisierung von Vaterschaft 

 mangelnder Unterstützung in der Ausübung von Vaterschaft 

 Dem nicht-gerecht werden des vorherrschenden Männerbildes (Haupternährer, unab-
hängig, stark etc.) 

 dem Verlust väterlicher Autonomie bezüglich der Erziehungspraxis (Abhängigkeit von 
sorgeberechtigter Person oder Auflagen des Jugendamtes) 

 juristischen Entscheidungen 

 der zugeschriebenen Vorrangstellung der Mutter 

 mangelnden materiellen Ressourcen, um Vaterschaft ausüben zu können 

 defizitärer Infrastruktur (z.B. für das Laden von Handy-Akkus oder Internetzugang) 

 Stigmatisierung 

 Versagensgefühlen 

 Schamgefühl (vor allem gegenüber den Kindern) 

 

3 Das Forschungsdesign 

Der Grundstein der Forschungsarbeit wurde durch eine Äußerung eines ehemals wohnungs-

losen Vaters gelegt, welcher daraufhin in die Forschungsprozesse partizipativ mit eingebun-

den wurde.  Mit der partizipativen Forschung ist der Anspruch verbunden, dass Menschen, die 
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von dem Forschungsthema unmittelbar betroffen sind oder waren, konkret miteinbezogen wer-

den und somit die Forschung maßgeblich beeinflussen können. Besonders Forschungsthe-

men, die wie dieses kaum wissenschaftlich untersucht worden sind und somit einen stark ex-

plorativen Charakter haben, profitieren von einer partizipativen Vorgehensweise (vgl. Hartung, 

Wihofszky & Writght 2020, S. 2). 

Um die Forschungsfrage zu beantworten, wurde auf qualitativer Ebene geforscht. Die Stich-

probe der Forschung ergibt sich einerseits aus ehemals oder auch aktuell wohnungslosen 

Vätern und andererseits aus Befragten, die sich beruflich mit der Thematik beschäftigen. Hier-

bei handelt es sich um einen wissenschaftlichen Referenten des Deutschen Vereins, zwei Mit-

arbeiterinnen eines sozialpädagogischen Vereins und um den Vorsitzenden des Väter-Exper-

ten-Netzes e.V., welcher gleichzeitig auch Mitbegründer und Vorsitzender der Landesarbeits-

gemeinschaft Väterarbeit in NRW ist. Daraus ergeben sich verschiedene Sichtweisen auf das 

Thema Wohnungslosigkeit und Vaterschaft, weshalb auch zwei Leitfäden entwickelt worden 

sind. Insgesamt wurden elf Interviews geführt. Acht davon wurden mit (ehemals oder aktuell) 

wohnungslosen Vätern geführt, deren demographische Merkmale in der folgenden Tabelle 

abgebildet werden:  

 

 

Bei allen geführten Interviews handelt es sich um Expert_inneninterviews. Im Verlauf der For-

schung wurde deutlich, dass eine strikte Trennung der Befragten nach Expert_innen-tatus 

nicht möglich ist. Die Interviews der (ehemals) wohnungslosen Väter haben gezeigt, dass 

diese ebenso als Experten anzusehen sind, wie Befragte, die sich beruflich mit dem Thema 

auseinandersetzen. Viele Väter sind somit nicht nur als Experten aus Erfahrung anzusehen, 

weil sie über ein bestimmtes Rollenwissen über wohnungslose Vaterschaft verfügen, sondern 

auch fachlich als Experten einzustufen, weil sie sich auch auf fachlicher Ebene intensiv mit der 

Thematik auseinandersetzen. Die Definition der Expert_innenrolle erfolgt hier nach Przyborski 
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und Wohlrab-Sahr: „Expert_innen sind Personen, die über ein spezifisches Rollenwissen ver-

fügen, solches zugeschrieben bekommen und eine darauf basierende Kompetenz für sich 

selbst in Anspruch nehmen“ (Przyborski & Wohlrab-Sahr 2010, S. 133). Als Auswertungsme-

thode wurde die Qualitative Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring herangezogen (vgl. Mayring 

2016, S. 114). 

 

4 Forschungsergebnisse 

Die Auswertung der Interviews hat gezeigt, dass Wohnungslosigkeit in jedem Fall einen Ein-

fluss auf die Vaterschaft hat. Die folgende Grafik macht nicht nur deutlich, welche induktiven 

und deduktiven Kategorien gebildet werden konnten, sondern zeigt auch auf, inwiefern die 

Erfahrungen in der Vaterrolle beeinflusst werden und welche Aspekte eine Rolle bei der Aus-

übung von Vaterschaft spielen: 

Abb. 2: Ergebnisse - Einflüsse auf die Erfahrungen wohnungsloser Väter (eigene Abbildung) 

 

Von den befragten Vätern hatten sechs von sieben Vätern regelmäßigen Kontakt zu ihren 

Kindern. Davon hatten drei intensiven Kontakt, indem regelmäßige Treffen und tägliche Tele-

fonate stattgefunden haben. Drei weitere Väter hatten zum Zeitpunkt der Befragung zwar re-

gelmäßig Kontakt zu ihren Kindern, dieser fand jedoch seltener statt. Nur eine Person hatte 
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keinen Kontakt zu seinen Kindern. Inwiefern die Beziehung durch Wohnungslosigkeit beein-

flusst wird, kommt dabei unter anderem auf die Fähigkeiten und Ressourcen der Väter an. Aus 

den Expert_innen-nterviews wurde außerdem deutlich, dass auch die sozialen Schwierigkei-

ten der Väter, weshalb diese wohnungslos geworden sind, eine große Rolle bei der Vater-

Kind-Beziehung spielen. Während der Einfluss der Wohnungslosigkeit auf die Vater-Kind-Be-

ziehung teilweise gravierend war, gab es auch Fälle, in denen die Wohnungslosigkeit lediglich 

die Art und Weise der Treffen mit dem Kind oder den Kindern beeinflusste. In diesen Fällen 

waren die Väter entweder mit Ressourcen ausgestattet, die ihnen die Ausübung der Vater-

schaft erleichterten (z.B. Unterbringungsmöglichkeiten) oder sie profitierten in ihrer Vater-

schaft von verschiedenen Unterstützungsinstanzen. Es ist außerdem anzunehmen, dass es 

auch eine Rolle spielt, wie intensiv die Vater-Kind-Beziehung vor Eintritt der Wohnungslosig-

keit ausgelebt werden konnte. In vier Fällen lebten die Väter vor Eintritt der Wohnungslosigkeit 

gemeinsam mit ihren Kindern über viele Jahre in einem Haushalt und führten eine stabile Va-

ter-Kind-Beziehung. In drei der vier Fällen ist das Verhältnis auch während der Wohnungslo-

sigkeit stabil geblieben, was die Vermutung erlaubt, dass es einen Zusammenhang zwischen 

der Stabilität der Beziehung vor der Wohnungslosigkeit und der Stabilität der Beziehung wäh-

rend oder nach der Wohnungslosigkeit gibt. Herr T. merkt in diesem Zusammenhang an: „[…] 

Also wir hatten ja eine gute Beziehung als die Wohnungslosigkeit eintrat und so eine gute 

Beziehung hält sowas auch aus“ (Anhang M, Z. 25). Lediglich bei einem der vier Befragten, 

der viele Jahre mit seinen Kindern zusammenlebte, ist der Kontakt während der Wohnungslo-

sigkeit abgebrochen. Auch die Befragung der Expert_innen lässt vermuten, dass die Vater-

Kind-Beziehung vor der Wohnungslosigkeit entscheidend dafür ist, wie sich die Vater-Kind-

Beziehung während der Wohnungslosigkeit gestaltet. Eine Rolle spielt scheinbar auch die Tat-

sache, inwiefern die Väter auch juristisch als Väter anerkannt sind. Von den drei Vätern, die 

heute eine stabile Vater-Kind-Beziehung führen, sind zwei mit der Mutter der Kinder verheiratet 

gewesen und demnach auch vor dem Gesetz anerkannte Väter der Kinder. Zusätzlich ist fest-

zustellen, dass zwei der drei Väter, die engen Kontakt zu ihren Kindern haben, in der gleichen 

Stadt leben wie ihre Kinder. In den Fällen, wo die Beziehung weniger eng erscheint, leben die 

Väter häufiger weiter entfernt von ihren Kindern, was somit auch ein möglicher Einflussfaktor 

auf die Vater-Kind-Beziehung sein kann. Herr I. gibt an, dass Besuche bei den Kindern auch 

von den finanziellen Einschränkungen überschattet werden:  

„Du kannst zwar die Fahrkarte kaufen, aber wenn die Kinder dann da sind, was willst du dann 
in den zwei Wochen dann machen? Du kannst ja nicht jeden Tag Spaghetti kochen. Dann 
musst du dir irgendwo Fahrräder besorgen, dass du mit denen wenigstens eine Radtour ma-
chen kannst. Vielleicht auch irgendwo ein Zelt besorgen, dass du im Sommer vielleicht Aus-
flüge machst. Dass du auch Erinnerungen schaffst für die Kinder. Dann brauchst du vielleicht 
noch einen Fernseher. Dass man die Kinder vielleicht ein bisschen bespaßt und sich die Kin-
der auch wohlfühlen. […] Und das ist mit dem Budget so nicht möglich“ (Anhang M, Z. 166).   

Im Gegenzug dazu spielen Einflussfaktoren wie psychische Erkrankungen oder Suchtproble-

matiken nur kurzfristig eine Rolle und wirken sich meist nicht langfristig auf die Vater-Kind-

Beziehung aus. Diese Erkenntnisse erlauben die Schlussfolgerung, dass es durchaus möglich 

ist, eine stabile Vater-Kind-Beziehung in Wohnungslosigkeit zu führen. Dabei gibt es jedoch 

gewisse Faktoren, die die Ausübung der Vaterschaft erschweren können. Im Falle von man-

gelnden Ressourcen oder einer instabilen Vater-Kind-Beziehung vor der Wohnungslosigkeit 

kann die Ausübung der Vaterschaft erschwert werden. Aus dieser Tatsache ist demnach auch 

abzuleiten, dass Wohnungslosigkeit in jedem Fall einen Einfluss auf die Vater-Kind-Beziehung 
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hat, was besonders dann gravierende Auswirkungen haben kann, wenn die Väter auf Grund 

ihrer mangelnden Ressourcen und ihrer sozialen Schwierigkeiten die Vaterrolle nicht so aus-

führen können, wie sie es sich für sich und ihre Kinder wünschen würden. So auch im Fall von 

Herrn S.: 

„Also ich bin Vater geworden, weil ich mir eine Familie aufbauen wollte. Eine ganz normale 
Familie: Mutter, Vater, Kind, Arbeit, vielleicht einen Hund. […] Weil ich sehe sie nur alle 14 
Tage und kriege ein paar Informationen von der Mutter... Wir telefonieren mal eine halbe 
Stunde und dann kriege ich Informationen. Aber das ist was ganz Anderes, als wenn man mit 
den Kindern zusammenlebt. Ich kann halt nicht in manchen Situationen für meine Kinder da 
sein. Das ist diese Hilfslosigkeit. Wenn mein Sohn von der Schule kommt und ein Problem 
hat, dann kann ich das am Telefon mit ihm besprechen. Aber ich kann ihn nicht in den Arm 
nehmen und ihn trösten oder sagen: „Es wird alles gut, Papa ist da" (Anhang M, Z. 137). 

Hier eröffnen sich jedoch auch mögliche Ansatzpunkte der Verbesserung. So sollten woh-

nungslose Väter mehr dabei unterstützt werden, ihre Vaterschaft in Wohnungslosigkeit so zu 

gestalten, wie sie es sich für sich und ihre Kinder wünschen. Dabei geht es vor allem darum, 

den Vätern die passenden Ressourcen zur Verfügung zu stellen, die dort ansetzen, wo die 

Ausübung der Vaterschaft oftmals scheitert. Dabei spielt auch die Prävention eine große Rolle, 

um einerseits Vater-Kind-Beziehungen zu stabilisieren und um andererseits auch Wohnungs-

losigkeit präventiv zu verhindern. 

Einflussreich auf die Erfahrungen der wohnungslosen Väter sind außerdem auch die Gefühle 

der Väter, die eng mit der Vater-Kind-Beziehung zusammenhängen. Die Befragung machte 

deutlich, dass alle sieben Väter ihre Vaterrolle mit einem großen Verantwortungsbewusstsein 

betrachten. Dabei wurde immer deutlich, dass das eigene Kind oder die eigenen Kinder einen 

hohen Stellenwert im Leben der Befragten haben und deren Wohlergehen für die Väter eine 

Priorität hat. Das Verbundenheitsgefühl war bei allen Befragten sehr stark, was in vielen Fällen 

auf Grund der Wohnungslosigkeit auch zu leidvollen Erfahrungen in der Vaterschaft geführt 

hat. Wie auch Herr G. beschreiben viele Väter ein Gefühl der Trauer, weil sie ihre Kinder ver-

missen und ihnen nicht der Vater sein können, der sie gerne wären:  

„Ich fühle mich selber als Vater, der die Bindung an seine Töchter sehr stark gefühlt hat. Und 
das hat mir sehr doll gefehlt. Und gleichzeitig konnte ich kein verlässlicher Vater sein. Kein 
stabiler Punkt, den Kinder immer brauchen, erst recht in dem Alter. Weil ich mit mir selber über 
alle Maße beschäftigt war. Also ich war da in einer Situation, wo ich so geschwächt war durch 
die gesundheitlichen Probleme. Aber innerlich und im Herzen bin ich brennend und Feuer und 
Flamme für meine beiden Töchter“ (Anhang M, Z. 84). 

Außerdem wurde in der Befragung oftmals das Gefühl der Ohnmacht, Hilflosigkeit oder Macht-

losigkeit geschildert, welches aus der Tatsache resultiert, dass die Väter in der Ausübung der 

Vaterrolle durch die Wohnungslosigkeit eingeschränkt werden. Herr I. gibt an: „Und da ich jetzt 

den Job und die Wohnung verloren habe... Den Job wegen Pleite und die Wohnung wegen 

Eigenbedarf... Ist das einfach so eine Hilflosigkeit“ (Anhang M, Z. 146). Dabei spielen immer 

noch gewisse Rollenbilder von Vaterschaft und Männlichkeit eine Rolle, indem die Väter teil-

weise versuchen, diesen gerecht zu werden und dabei auf Grund der Wohnungslosigkeit 
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scheitern. Folglich schämen sie sich für ihre Lage und für das Nicht-Gerecht-Werden der Va-

terrolle oder fühlen sich auf ihre Kinder bezogen schuldig, was auch das beschriebene Ver-

antwortungsgefühl bestätigt. Dieses Gefühl beschreibt auch Herr T.: 

„Was mir wirklich als Erstes in den Sinn kommt und was mich immer sehr beschäftigt hat, war 
halt irgendwie den Anschein für Normalität aufrechterhalten. Also in erster Linie natürlich für 
das Kind. […] Man hat sich da dann irgendwann auch relativ schuldig gefühlt“ (Anhang M, Z. 
17). 

Ähnliches konnte auch in der Befragung festgestellt werden, wenn es um den geringen Hand-

lungsspielraum geht, den die Väter teilweise auf Grund ihrer Wohnungslosigkeit hatten oder 

haben. Fast alle der sieben Befragten gaben an, dass sich der Handlungsspielraum in der 

Erziehung durch die Wohnungslosigkeit verkleinert hat. Dies hing in vielen Fällen auch mit der 

Mutter zusammen, die oftmals aus verschiedenen Gründen den Vater-Kind-Kontakt verhin-

derte oder negativ beeinflusste. Bei einigen Befragten führten die Entscheidungen oder die 

Beeinflussungen durch die Mutter dazu, dass der Kontakt zeitweise unterbunden wurde. Auch 

das Hilfesystem beeinflusste die Erfahrungen der Väter in der Vaterrolle. Dabei konnte einer-

seits festgestellt werden, dass es Unterstützungsmöglichkeiten gibt, welche die Ausübung der 

Vaterrolle in Wohnungslosigkeit erleichtert. Die Befragten nutzen oder nutzten teilweise Bera-

tungsangebote, kostenlose Rechtsberatungen, Kostenübernahmen für Fahrkarten oder 

Räumlichkeiten, in denen Treffen mit den Kindern stattfinden konnten. Andererseits kritisierten 

sie in vielerlei Hinsicht die mangelnde Unterstützung von Vaterschaft in Wohnungslosigkeit. 

Dabei scheint besonders die allgemeine Marginalität von Vaterschaft eine große Rolle zu spie-

len. So konnte vielfach beobachtet werden, dass Vaterschaft nicht die soziale, gesellschaftli-

che und politische Anerkennung bekommt wie Mutterschaft, was letztlich dazu führt, dass sich 

wohnungslose Väter ungesehen oder diskriminiert fühlen. Auch Herr T. hat diese Erfahrung 

gemacht:  

„Also jede Behörde, sei es das Jobcenter oder sei es auch die Beratungseinrichtungen, die 
sich dann um Wohnungsnotfälle kümmern, betrachten einen Mann zunächst immer erst als 
alleinstehend. Also das verstärkt sich so gegenseitig. Und ja und das sehe ich zunehmend 
einfach in verschiedenen Strukturen naja so Exklusionsmechanismen. Das wird einfach nicht 
wahrgenommen“ (Anhang M, Z. 2). / „Oder auch Bekannte, die da eine Norm haben und dann 
sagen: ‚Wenn du keine Wohnung hast, dann musst du das Kind halt bei der Mutter lassen‘. 
Also so eine selbstverständliche Nebenstrafe der Wohnungslosigkeit. Das würde man von ei-
ner Frau so nie erwarten, dass sie dann das Kind aufgibt […]" (Anhang M, Z. 27). 

Das Phänomen der minderwertigen Vaterrolle konnte auch von den Expert_innen bestätigt 

werden, die ebenfalls eine Marginalität der Vaterschaft in ihrem Berufsfeld beobachten kön-

nen:  

„Also in ganz viele Einrichtungen sind das da einfach keine Themen. Also Männlichkeit und 
Vaterschaft. […] 90% der Leute, die wir haben, sind Männer und wahrscheinlich viele Väter, 
aber das wissen wir gar nicht, wer davon Vater ist. Das ist kein Thema. Das ist in der Ausbil-
dung von Sozialarbeiter_innen und Sozialpädagog_innen und Erzieher_innen... Also da ist 
das kein Thema. Und das ist eine Katastrophe“ (Anhang O, Z. 24).  

So gäbe es nicht nur zu wenig institutionelle Unterstützung von wohnungslosen Vätern, son-

dern generell würde Vaterschaft darunter leiden, dass ihr die Wertigkeit und Wichtigkeit oft-

mals aberkannt würde, woraus eine Chancenungleichheit für Väter resultiert. Das Phänomen 

der Vorrangigkeit der Mutter beeinflusst Vaterschaft in allen Schichten, wobei besonders woh-
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nungslose Väter unter der Entscheidungsmacht durch die Mutter leiden. Letztendlich kann da-

raus geschlussfolgert werden, dass die marginale Rolle von Vaterschaft für wohnungslose 

Väter eine zusätzliche Belastung darstellen kann. Die Befragten berichten beispielsweise von 

Erlebnissen, in denen ihnen nahegelegt wurde, den Kontakt zu den Kindern solange zu unter-

binden, bis sie wieder eine Wohnung haben. So auch bei Herrn T.: „Und dann haben sie ge-

sagt: ‚Ja dann lassen Sie das Kind halt bei der Mutter‘. Und damit war mein Gesprächsbedürf-

nis und Gesprächsvertrauen auch gedeckt (Anhang M, Z. 28). Dabei wird ihnen nicht nur die 

Wichtigkeit der Vaterrolle aberkannt und die Ausübung der Vaterschaft aktiv verhindert, son-

dern die Chancenungleichheit von Vätern wird zusätzlich legitimiert und verstärkt. Hieraus 

ergibt sich ein enormer Handlungsbedarf, der sich nicht nur auf das Feld der Wohnungsnot-

fallhilfe2 bezieht, sondern auch auf die gesamtgesellschaftliche Handhabung mit dem Thema 

Vaterschaft. Auch auf der rechtlichen Ebene müsste die Wichtigkeit von Vaterschaft anerkannt 

werden, damit Väter gar nicht erst in eine untergeordnete Position gezwungen werden, welche 

die beschriebene Ohnmacht und Machtlosigkeit seitens der Väter begünstigt. Damit auch die 

Wohnungsnotfallhilfe den Ansprüchen der Väter gerecht werden kann, wäre es hier erforder-

lich, dass zunächst eine grundlegende Anerkennung von Vaterschaft erfolgt. Während die 

Wohnungsnotfallhilfe sehr männlich gedacht wird, weil die Wohnungslosenforschung auf 

Grund der statistischen Überlegenheit wohnungsloser Männer eher durch männliche Sichtwei-

sen geprägt wird, sollte darüber hinaus auch einkalkuliert werden, dass viele wohnungslose 

Männer auch Väter sein könnten und ihr Hilfsangebot dahingehend erweitern. Dazu gehört 

auch, dass zukünftig das Thema Trennung und Scheidung in der Wohnungsnotfallhilfe thema-

tisiert werden müsste, nachdem seit vielen Jahren bekannt ist, dass hier mögliche Ursachen 

für Wohnungslosigkeit liegen. So sollte entsprechend des Artikel 25 der allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte3 auch verstärkt familienorientierte Hilfe angeboten werden. Hieran an-

knüpfend wurde in der Befragung auch das Thema Familie angesprochen, welches auf Grund 

der statischen Begrifflichkeit ebenfalls Auswirkungen auf die Ausübung der Vaterrolle haben 

kann, indem Väter mit Kind(ern) meist nicht als Familie gesehen werden und sich diese Vul-

nerabilität auch in der mangelnden Unterstützung widerspiegelt. In diesem Zusammenhang ist 

auch die zukünftige Wohnungslosenberichterstattung kritisch zu hinterfragen, weil die Erhe-

bung bis jetzt nicht berücksichtigt, ob wohnungslose Personen minderjährige Kinder haben 

(vgl. Deutscher Bundestag 2020, S. 23). Das Armutsnetzwerk e.V. befürchtet, dass Eltern „[...] 

die bei Eintritt der Wohnungslosigkeit getrennterziehend sind oder die Kinder paritätisch be-

treuen“ (ebd.), lediglich als alleinerziehend oder alleinstehend etikettiert werden können (vgl. 

ebd.). Das Armutsnetzwerk e.V. sieht hier einerseits das Recht der Kinder auf Achtung der 

                                                

 

2 Die Wohnungsnotfallhilfe umfasst vier Handlungsfelder, welche auf kommunaler Ebene Wohnungslosigkeit be-
wältigen und beenden soll: 1. Prävention (z.B. Wohnungssicherung nach SGB XII und SGB II), 2. Hilfen für aktuell 
Wohnungslose (z.B. Ordnungsrechtliche Unterbringung, Wohnungslosenhilfe), 3. Dauerhafte Wohnungsversor-
gung (z.B. Re-Integration in Wohnraum, Absicherung der Wohnung), 4. Wohnbegleitende Hilfen (z.B. zur Präven-
tion und als „Nachsorge“ nach Re-Integration) (vgl. Busch-Geertsema u.a. 2019, S. 35). 

3  „Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der ihm und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, 
einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das 
Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei ander-
weitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände“ (United for Human Rights 2021). 



Geschlechtsspezifische Diskriminierung in der Wohnungslosenhilfe 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 110 

Familienbeziehungen in Gefahr und befürchtet andererseits: „Es würde diese Familienformen 

und -beziehungen von vornherein unsichtbar machen und demzufolge könnten sie bei der 

angestrebten Verbesserung der Informationsgrundlage für politisches Handeln in keiner Weise 

berücksichtigt werden“ (ebd.). Obwohl die Wohnungslosenberichterstattung ein möglicher An-

satz wäre, der Vulnerabilität und Marginalität von Vaterschaft in Wohnungslosigkeit entgegen-

zutreten, kann eine langfristige Verbesserung der Lebenssituation von wohnungslosen Eltern 

nur erzielt werden, wenn diese vorher sichtbar gemacht wird. Letztendlich soll auch diskutiert 

werden, inwiefern die Corona-Situation die Erfahrungen der wohnungslosen Väter beeinflusst. 

In diesem Zusammenhang konnte festgestellt werden, dass die Auswirkungen der Corona-

Pandemie auf die Vaterschaft bei den Befragten sehr individuell sind. Während sich bei einem 

Befragten nur die Art und Weise der Treffen geändert hat, führte die Corona-Pandemie in ei-

nem anderen Fall dazu, dass aktuell kein Kontakt mehr zu den Kindern besteht, weil der Urlaub 

coronabedingt ausfallen musste und die Enttäuschung seitens der Kinder zu Vorwürfen und 

anschließendem Kontaktabbruch führte. Auch die Expert_innen können feststellen, dass sich 

die Corona-Pandemie negativ auf die Vaterschaft auswirken könnte, beispielsweise, wenn 

Kontakte aus Angst vor Ansteckung unterbunden werden oder Anlaufstellen für die Väter 

schließen müssen. Besonders in dieser Situation brauchen Väter Unterstützung in der Aus-

übung der Vaterrolle, damit es nicht dazu kommt, dass sich Väter und Kinder aus den Augen 

verlieren. 

 

5 Fazit 

Die Ergebnisse der Forschungsarbeit offenbaren Handlungsbedarfe: So sollte das Hilfesystem 

die Vaterschaft zunächst überhaupt sehen und sie in ihrem Hilfsangebot mehr berücksichtigen 

und somit einer gegenwärtigen Diskriminierung von wohnungslosen Vätern entgegentreten. 

Dazu ist es jedoch auch notwendig, dass ein gesellschaftspolitisches Umdenken stattfindet, 

sodass die Vaterrolle in gleichem Maße Anerkennung findet wie die Mutterrolle. Zusätzlich 

sollte es außerdem mehr präventive Hilfen geben, die beispielsweise Wohnungslosigkeit aus 

Trennungsgründen verhindern können und ansonsten Möglichkeiten der Unterstützung von 

wohnungslos gewordenen Vätern anbieten. Wichtig wäre hier auch die Einbeziehung der Mut-

ter der Kinder, die in Anbetracht der Ergebnisse einen großen Einfluss auf die Vater-Erfahrun-

gen hat. Darüber hinaus könnten konkrete Projekte wie Housing-First zu einem Empowerment 

von wohnungslosen Vätern beitragen. 

In den Interviews wurde deutlich , welche Aspekte einen Einfluss auf das Thema Wohnungs-

losigkeit und Vaterschaft haben und welche Erfahrungen wohnungslose Väter machen kön-

nen. Aus der Sichtbarmachung der Erfahrungen entsteht nun die Möglichkeit dort anzuknüpfen 

und die Erfahrungen mittels Handlungsmaßnahmen zu lenken, um zu einer Verbesserung der 

Lebenslage wohnungsloser Väter beizutragen. Hier wird nicht nur der sozialen Arbeit eine 

wichtige Rolle zugeschrieben, welche lebensweltorientiert die Vaterschaft in ihre Arbeit mitein-

beziehen muss, sondern auch gesellschaftlich und politisch können Handlungsbedarfe abge-

leitet werden, die Väter in der Vaterrolle empowern können.  
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Abb. 2 Wünsche der Väter (eigene Darstellung) 

 

Abschließend soll die folgende Abbildung festhalten, was sich die Befragten für das Thema 

„Wohnungslosigkeit und Vaterschaft“ für die Zukunft wünschen. Die Wünsche stellen Möglich-

keiten dar, die Situation von wohnungslosen Vätern und demnach auch die Erfahrungen, die 

sie in der Vaterrolle machen, nachhaltig zu verbessern.  

 

6 Weitergehende Fragen 

Aus der Forschungsarbeit ergeben sich weitere Forschungsdesiderate, deren Bearbeitung zu-

künftig auch für die vorliegende Forschungsthematik von Relevanz sein können. Während zu-

künftig die Wünsche der Väter aus Abbildung 2 im Hilfesystem und auch in der Forschung 

mehr Beachtung finden müssen, wäre es hinsichtlich zukünftiger wissenschaftlicher Auseinan-

dersetzungen außerdem interessant, auch die Perspektive der Kinder sowie der Mütter wis-

senschaftlich zu erforschen und der Frage nachzugehen, welchen Einfluss Wohnungslosigkeit 

bei Eltern auf die Erfahrungen der Kinder haben könnte. Darüber hinaus könnte man sich 

wissenschaftlich auch intensiver mit der Frage auseinandersetzen, inwiefern die Gesetzeslage 

zu einer Benachteiligung von alleinstehenden Vätern führt und welche Rolle der klassische 
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Familienbegriff dabei spielt. Dabei könnte man auch das Wohnungslosenberichterstattungs-

gesetz und dessen Handhabung mit Haushalts-Kategorisierungen kritisieren. Wissenschaft-

lich interessant wäre außerdem die intensive Thematisierung der Geschlechterrollen in Woh-

nungslosigkeit und die Überprüfung, inwiefern Wohnungslosigkeit bei Männern ein Bruch mit 

den Rollenbildern von Männlichkeit sein kann, was in dieser Arbeit nur am Rande behandelt 

wurde. Abschließend könnte man auch dem Vorwurf der institutionellen Diskriminierung von 

wohnungslosen Menschen und vor allem wohnungslosen Männern nachgehen und überprü-

fen, inwiefern wohnungslose Männer in der Wohnungsnotfallhilfe auf Grund ihres Geschlechts 

strukturell und institutionell benachteiligt werden und welche Möglichkeiten des Empower-

ments anzubieten sind. 
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Erfahrungen wohnungsloser Frauen in politischer Selbstvertretung 

Felicitas Dittrich 

 

Der vorliegende Beitrag beschreibt und analysiert Erfahrungen von wohnungslosen und ehe-

mals wohnungslosen Frauen, die sich in der Selbstvertretung wohnungsloser Menschen 

(SWM) engagieren, mit dem Ziel, Handlungsempfehlungen zu benennen, um geschlechtsspe-

zifischen Ungleichheiten in der SWM und darüber hinaus entgegenwirken zu können.1 

 

1 Frauen in Wohnungsnot 

Wohnungsnot meint alle prekären Wohn- und Lebensformen, in denen Menschen nicht im 

eigenen Wohnraum, sondern bspw. in Einrichtungen (Wohnungslosigkeit), bei Bekannten oder 

Fremden (verdeckte Wohnungslosigkeit) oder auf der Straße (Obdachlosigkeit) leben. Obwohl 

Frauen gesamtgesellschaftlich stärker von Armut betroffen sind als Männer (Wilke 2019, S. 

213f.), leben in Deutschland laut Schätzungen der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslo-

senhilfe (BAG W) mehr Männer als Frauen ohne Wohnung (BAG W 2021). Aufgrund des ge-

sellschaftlich oft noch immer manifestierten Bildes der dem Mann untergeordneten Frau, leben 

Frauen vermehrt in verdeckter Wohnungslosigkeit (Enders-Dragässer et al. 1999, S. 98ff.), die 

statistisch wesentlich schlechter erfasst werden kann (BAG W 2021). Unter anderem zeigt dies, 

wie sich gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse auch im Bereich der Wohnungsnot wider-

spiegeln. 2 

 

2 Die Selbstvertretung wohnungsloser Menschen 

Die Selbstvertretung wohnungsloser Menschen (SWM)3 ist ein Netzwerk, das sich seit 2017 für 

die Verbesserung konkreter Lebenssituationen für Menschen in Wohnungsnot sowie für die 

Durchsetzung ihrer Interessen auf politischer Ebene einsetzt. Die SWM ist seit 2020 ein einge-

tragener Verein und offen für wohnungslose, ehemals wohnungslose und von Wohnungsnot 

bedrohte Menschen. Menschen ohne Erfahrungen von Wohnungsnot können sich als Förder-

mitglieder engagieren. Ziel der SWM ist es, (ehemals) wohnungslose Menschen zu befähigen 

und zu unterstützen, in selbstentwickelten Strukturen Teilhabe und Selbsthilfe zu erfahren 

(Schneider 2017, S. 255). Dabei fördert der Verein die selbstbestimmte Vertretung und Vermitt-

lung ihrer Interessen, Sichtweisen und Erfahrungen (SWM o.J.). Die SWM erfährt in ihren Struk-

turen vielfältige (v.a. wohlfahrtsstaatliche) Unterstützung durch Bereitstellung von Finanzen, 

                                                

 

1 Der Beitrag ist eine gekürzte Version meiner bereits veröffentlichten Masterarbeit Politische Selbstvertretung woh-
nungsloser Frauen bei Frau Prof. Dr. Theresia Degener (Erstprüferin) und Herrn Prof. Dr. Benjamin Benz (Zweit-
prüfer) (Dittrich 2020a). 

2 Tiefergehende Ausführungen in Dittrich 2020a, S. 37-44. 

3 Die SWM präsentiert sich auf folgenden Seiten: https://www.wohnungslosentreffen.de/ & https://selbstvertretung-
wohnungsloser-menschen.org/ (24.09.2022). 

https://www.wohnungslosentreffen.de/
https://selbstvertretung-wohnungsloser-menschen.org/
https://selbstvertretung-wohnungsloser-menschen.org/
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haupt- und ehrenamtliche Unterstützung aus Wissenschaft und Praxis sowie fachliche Kompe-

tenzen, weswegen sie als keine reine Selbstorganisation verstanden werden kann. Aufgrund 

geringerer materieller und immaterieller Ressourcen wie Geld und Räumlichkeiten sowie fachli-

chem Wissen und (psychischen) Sicherheitsstützen durch Stabilität und Kontinuität, haben Men-

schen in Wohnungsnot weniger Möglichkeiten, sich zu organisieren und Selbstvertretungen zu 

bilden. Diese fehlenden Ressourcen können durch die vielschichtigen Beteiligungen und Unter-

stützungen bedingt ausgeglichen werden (von Winter 2019).4 

 

3 Frauen in der SWM 

Im Umfeld der SWM wurde 2019 eine Befragung im Rahmen eines Lehrforschungsprojektes der 

Evangelischen Hochschule RWL zum Thema „Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der 

SWM“ unternommen, an der sich 31 Männer und 4 Frauen beteiligt haben (Bauer, Dittrich & 

Kellmer 2019, S. 44).5 Die Studie ergab, dass sich in der SWM vor allem ehemals wohnungslose 

Menschen engagieren, die sich in einigermaßen stabilen Lebensphasen befinden und bereits 

einen großen Teil ihrer Problemlagen, die mit der Wohnungsnot verknüpft sind, überwunden 

haben (ebd., 41). Vor Corona lag der Frauenanteil bei den Treffen der SWM bei ca. 30% (Dittrich 

2020a, S. 50).6 Die SWM spiegelt daher ungefähr das Geschlechterverhältnis der Menschen in 

Wohnungsnot wider. Im Gegensatz zur Mitgliederstruktur ist der Vereinsvorstand jedoch nahezu 

geschlechtsparitätisch besetzt. Versuche, eine Frauengruppe innerhalb der SWM zu etablieren, 

sind noch nicht von langanhaltendem Erfolg. Das Ziel dieses Beitrages ist es daher, die Erfah-

rungen der Frauen (in Abgrenzung zu männlichen Erfahrungen) darzustellen und aufzuzeigen, 

wie geschlechtlichen Ungleichheiten innerhalb der SWM entgegengewirkt werden kann (ebd.). 

 

3.1 Politische Selbstvertretung wohnungsloser Frauen 

Im Folgenden werden nun die Ergebnisse vorgestellt, die mittels einer Zukunftswerkstatt und 

einer Gruppendiskussion erhoben und mithilfe der Intersektionalen Mehrebenenanalyse (IMA) 

nach Gabriele Winker und Nina Degele (Winker & Degele 2009) sowie einer Inhaltsanalyse 

ausgewertet wurden.7  

                                                

 

4 Tiefergehende Ausführungen in Dittrich 2020a, S. 45-49. 

5 Die SWM organisiert jährliche Wohnungslosentreffen, auf dem 2019 die Umfrage durchgeführt wurde. 35 Frage-
bögen wurden vollständig ausgefüllt. Über 100 (ehemals) wohnungslose Menschen haben an dem Treffen teilge-
nommen.  

6 Aktuelle Zahlen liegen nicht vor. 

7 Die Zukunftswerkstatt und die Gruppendiskussion fanden im Rahmen einer eigens dafür organisierten Tagung 
statt, die ich dank Fördergelder der Thea-Messing-Stiftung für obdachlose Mädchen und Frauen und des Sozial-
wissenschaftsladen der Ev. Hochschule R-W-L sowie mit Unterstützung der SWM realisieren konnte. 
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Fünf Frauen aus dem Umfeld der SWM, die sich als ehemals wohnungslos (60%) und woh-

nungslos (40%) bezeichnen, haben an dem Forschungsvorhaben teilgenommen.8 

 

3.2 Erfahrungen wohnungsloser Frauen 

Die befragten Frauen erlebten eine hierarchische Ungleichbehandlung der Geschlechter, in-

dem sie mit sexistischem Verhalten und geschlechtsspezifischen Marginalisierungen sowie 

Zurückweisungen ihrer Anliegen konfrontiert wurden. Auf institutioneller Ebene (in Einrichtun-

gen und teilweise abgeschwächt auf der Ebene der Selbstvertretung) erlebten sie Machthie-

rarchien und Mindermacht9. Dabei werden vor allem die Verschränkungen der Ungleich-

heitskategorien Geschlecht und Klasse, die sich hier durch Wohnungsnot konstituieren, deut-

lich.  

Nachstehend werden die prägnantesten Erfahrungen beschrieben und eingeordnet. 

 

Interpersonales unsoziales Verhalten 

Während der Gruppendiskussion und der Zukunftswerkstatt wurde wiederholt auf unsoziales 

und rücksichtsloses Verhalten (wie „Mobbing“, „lästern“ und „Egoismus“ (Dittrich 2020a, S. 

71)) und das Erleben moralischer Resignation verwiesen. Die Frauen erleben beides bei sich 

selbst und bei anderen. 

„Also da sind keine Begegnungen als Menschen möglich. Und sich über irgendwelche Inte-

ressen oder Nachrichten auszutauschen, sondern es wird sehr schnell sehr primitiv“ (Grup-

pendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, S. 86). 

Dieses von den Frauen beschriebene unsoziale Verhalten kann auf eine Vielzahl von Ursa-

chen zurückgeführt werden. Zum einen ist es bedingt durch die moralische Resignation, die 

wiederum auf gesellschaftliche und institutionelle Stigmatisierung zurückgeführt werden kann. 

Außerdem ist es innerhalb der SWM begünstigt durch eine fehlende gemeinschaftliche The-

matisierung und Aufarbeitung sowie allgemein durch die knappe Verfügbarkeit von Ressour-

cen (Dittrich 2020a, S. 71f., S. 81f. & S. 98). 

 

Erleben von Sexismus 

Die Frauen erleben vielfältiges (alltägliches und in allen Lebensbereichen aufzufindendes) se-

xistisches Verhalten ihnen gegenüber. Sowohl frauenspezifische wie auch ihre eigenen Be-

dürfnisse und Anliegen werden zurückgewiesen. Die Frauen werden dabei nicht nur mit sexis-

                                                

 

8 Die Zahlen stammen aus einer nicht ausgewerteten Fragebogenerhebung im Rahmen der o.g. Tagung (Dittrich 
2020b, S. 253); Die methodischen Grundlagen sind nachzulesen in der ungekürzten Version meiner Masterarbeit 
(Dittrich 2020a, S. 55-62).  

9 Mindermacht bedeutet im Sinne von Beate Blank (2018) das Vorhandensein von weniger Macht. Im Gegensatz 
zu Machtlosigkeit oder Ohnmacht räumt es aber den Menschen eine gewisse, wenn auch geringere, Macht ein 
(Blank 2018, S. 334f.). 
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tischen Erfahrungen konfrontiert, sie reproduzieren diese ebenfalls. Dieser Sexismus ist ge-

sellschaftlich strukturell und symbolisch verankert10 (u.a. Maihofer 1994, S. 182f.), indem bei-

spielsweise die Rechtsprechung häufig zulasten von Betroffenen sexualisierter Gewalt, die 

größtenteils weiblich sind,11 erfolgt (Lembke 2016; Frauen gegen Gewalt o.J.). Die Angst vor 

sexualisierter Gewalt ist dabei geprägt durch gesellschaftlich als selbstverständlich vermittelte, 

überlegene Männlichkeitskonstruktionen. Das Nichtwissen über strukturelle und symbolische 

Zusammenhänge und die omnipräsente Angst vor sexualisierter Gewalt führen zu einem indi-

viduellen Vermeidungsverhalten, um sexistischem Verhalten nicht begegnen zu müssen. 

Diese Phänomene werden auch in der einschlägigen Fachliteratur beschrieben (u.a. Wessel-

mann 2009, S. 11; Enders-Dragässer et al. 1999, S. 95).12 

Geschlechtliche Stereotype sind auch im Kontext von Wohnungsnot wirkmächtig. So führt die 

Verschränkung zwischen weiblichen Rollenerwartungen (wie z.B. Frauen als fürsorgende 

Hausfrauen) und der Vorstellung des Lebensmittelpunktes ‚Straße‘ als aggressiver, kalter Ort 

aufgrund der (vermeintlichen) Unvereinbarkeit von Weiblichkeit und Wohnungsnot zu einem 

Rollenkonflikt (Dittrich 2020a, S. 93f.; Böhnisch & Funk 2002, S. 291). 

Weiblichkeitskonstruktionen entlang der erwarteten stereotypen Eigenschaften ‚hübsch, zu-

rückhaltend und (zu) emotional‘, führen dazu, dass Frauen weniger aktiv in Debatten ihren 

Standpunkt formulieren und durchsetzen als Männer (u.a. Maihofer 1995, S. 100-103). 

Dabei wird die intersektionale Verschränkung der Diskriminierungserfahrungen deutlich: Es 

findet eine doppelte Herabstufung der wohnungslosen Frauen statt, die sich politisch engagie-

ren: Zum einen, weil sie als wohnungslose Frauen als weniger durchsetzungsstark wahrge-

nommen werden und zum anderen weil sie als politisch agierende Frauen weniger ernstge-

nommen werden. 

Staatliche Bestrebungen, wie die Bevorzugung konservativer Familienmodelle beispielsweise 

durch Steuererleichterungen und Vorstellungen über die (zwei) Geschlechter, sind fest veran-

kert im gesellschaftlichen Bewusstsein (Dittrich 2020a, S. 98f.; Heinrich, Jochem & Siegel 

2016, S. 8; Maihofer 1994, S. 181f.). Gesellschaftliches Leben und Erfahrungen sind daher 

vor dem Hintergrund dieser heteronormativen Vorstellungen zu verstehen: außerhalb dieser 

Wertvorstellungen und Ideologien sind Erfahrungen kaum möglich. Die Akzeptanz von sexis-

tischem Verhalten und das gesellschaftliche Klima führen zur Normalisierung und Verinnerli-

chung dieser (Dittrich 2020a, S. 97; Winker & Degele 2009, S. 40). 

„Also ich erlebe hier in der Selbstvertretung ein bisschen, aber abgeschwächt - weil da alle 

glaube ich zivilisierter sind als sonst unter Wohnungslosen -, als auch [in der Einrichtung a)] 

so eine ganz starke Ping-Pong-Dynamik. Da kommt eine Frau her und viele sind ja einsam. 

Das sind halt auch einfach nur Menschen, die vielleicht seit Jahren keine Partnerin, keinen 

                                                

 

10 Mithilfe der IMA lassen sich drei Materialisierungsebenen von Ungleichheiten und ihren Wechselwirkungen auf-
zeigen: Neben der Identitätsebene können diese auf der Ebene symbolischer Repräsentationen und auf der Struk-
turebene ausgemacht werden (Winker & Degele 2009, u.a. S. 29). 

11 Die gesellschaftliche Wahrnehmungslücke hinsichtlich männlicher Betroffener sexualisierter Gewalt stellt eben-
falls ein Forschungsdesiderat dar. 

12 Ausführlich dazu: Dittrich 2020a, S. 37-44. 
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Sex mehr hatten und da kommt jemand, der vielleicht sympathisch rüberkommt, wie auch im-

mer. Und dann versucht man erstmal, anzudocken. Und wenn dann aus verschiedenen Grün-

den, in dem Fall ich, (abwehrend?) bin. Weil mir der Stil nicht passt oder wie auch immer. Dann 

schlägt es sehr schnell um in Hass. Oder Hass ist vielleicht ein zu krasses Wort. (…) Abwer-

tung.“ (Gruppendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, S. 91).  

So beschreibt eine Teilnehmerin der Gruppendiskussion den Preis, den Frauen häufig zahlen 

müssen, um persönliche Grenzen gegenüber Mitstreitern durchzusetzen sowie die Schutzme-

chanismen, die zu Einsamkeit und sozialer Distanz führen. 

 

Institutionelle Machthierarchien 

Die Frauen wiesen in ihren Äußerungen immer wieder auf ein unzureichendes Hilfesystem 

und für sie nicht nachvollziehbare, institutionelle Entscheidungswege hin. Als unzureichend 

wurde nicht nur die Unterstützung für Menschen in Wohnungsnot allgemein beschrieben, son-

dern auch speziell für Frauen oder Jugendliche (wie fehlende niederschwellige Angebote und 

zu große Zugangsbeschränkungen zu höherschwelligen) (Dittrich 2020a, S. 97). Die Teilneh-

merinnen in der Gruppendiskussion fühlten sich von Personen aus dem Organisationsteam13 

der SWM im Stich gelassen, da die anfänglich zugesagte Unterstützung beim Aufbau einer 

Frauengruppe innerhalb der SWM nicht erbracht wurde:  

„Und das ist dann nachher zum Schluss abgeschmettert worden. Es ist nicht zur Gründung 

einer Frauengruppe gekommen, weil es hieß, wir brauchen keine. Ihr seid viel zu/ sowieso viel 

zu wenig Frauen und es ist keine Notwendigkeit da. Ihr habt die gleichen Notwendigkeiten, 

wie Männer und das müssen wir jetzt nicht machen“ (Gruppendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, 

S 39). 

Eine andere Teilnehmerin ergänzt: „Also wir haben uns da schon nicht ernstgenommen ge-

fühlt“ (ebd., S. 41).14  

Während der Zukunftswerkstatt wurden von den Frauen u.a. sogenannte ‚Utopiewünsche‘15 

erarbeitet. Alarmierend ist, dass eine Vielzahl dieser Utopiewünsche auf die Befriedigung all-

gemeiner menschlicher Bedürfnisse abzielt. Alle Menschen haben ein Bedürfnis nach physi-

schen und psychischen „Sicherheitsräumen“, „Stützpunkten“ (Dittrich 2020a, S. 74), Gemein-

schaft, Begegnungen unter Menschen (und nicht nur zwischen Mitarbeitenden und Hilfebe-

dürftigen) und nach friedvollen Interaktionen. Dass die Frauen auf so vielfältige Weise die Er-

füllung dieser menschlichen Bedürfnisse als ‚Utopie‘-Wünsche beschreiben, weist auf den oft 

unmenschlichen Umgang mit ‚hilfebedürftigen‘ Menschen in Institutionen und innerhalb der 

Gesellschaft hin: 

                                                

 

13 Ein weiteres Organ der SWM ist neben dem Verein das Organisationsteam, das die Idee der Wohnungslosen-
treffen und der SWM entwickelt hat und aus dem Koordinator, zwei leitenden Mitarbeiter*innen von Bethel im Nor-
den, wo die SWM projektbezogen beheimatet ist, sowie einem wohnungslosen Mann besteht. 

14 Obwohl nach beharrlichem Engagement die Existenz von geschlechtsspezifischen Bedürfnissen und die Berech-
tigung frauenspezifischer Räume anerkannten wurden, zeigt dieses Beispiel, dass die Sichtbarmachung und Um-
setzung eben dieser mit viel Kraft verbunden sein kann. 

15 Weitergehende Ausführungen in Dittrich 2020a, S. 73-76. 
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„Da verstehe ich dann, dass sie sagen, 'Du, ich bleibe lieber auf der Straße. Bevor ich mir das 

antue'“ (Gruppendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, S. 112). 

Die IMA-Recherche konnte bestätigen, dass viele Betroffene durch eine lückenhafte Ange-

botsstruktur, willkürlich(e) (erscheinende) Entscheidungsprozesse und den als unmenschlich 

empfundenen Umgang vom Hilfesystem nicht erreicht werden (Dittrich 2020a, S.74f. & S. 87f.; 

BAG W 2015; BAG 2019; u.a.). 

 

Mindermachtserfahrungen 

Die Frauen erleben im institutionellen Hilfesystem, ebenso wie auch abgeschwächt in der SWM, 

Machthierarchien und Mindermacht. Diese sind verknüpft mit staatlichen und institutionellen Zu-

gangsbeschränkungen zu Unterstützung und erstrebenswerten Ressourcen wie Wohnraum o-

der dem Arbeitsmarkt sowie mit gesellschaftlichen und institutionellen Stigmatisierungen. Diese 

Zugangsbeschränkungen sind klassistisch, heteronormativ, bodyistisch und rassistisch orga-

nisiert: Menschen, die bspw. von Armut bedroht sind, die nicht den gängigen Geschlechterrol-

len(-erwartungen) entsprechen, die nicht als gesund gelten und die Rassismus erfahren, wer-

den dabei benachteiligt (Dittrich 2020a, S. 88 & S. 97; MAGS 2019; BAG W 2017; u.a.). 

Das Erleben von Mindermacht und Stigmatisierung in Gesellschaft und Institutionen wird durch 

strukturelle und symbolische Zusammenhänge bedingt sowie durch eine fehlende Vernetzung 

und durch geringe Empowerment-Ressourcen verstärkt. Strukturelle Zusammenhänge sind in-

stitutionelle Praktiken zu Lasten von Betroffenen (z.B. Abweisung trotz Rechtsanspruch oder 

fehlende Partizipationsmöglichkeiten) sowie ein meritokratisches Leistungsprinzip, das sich 

durch Gesetzgebungen und symbolische Repräsentationen äußert. Stigmatisierende Ge-

schlechterrollenerwartungen führen ebenfalls zum Erleben von Mindermacht. 

Aus dieser Perspektive heraus kann Wohnungsnot in Verbindung gebracht werden mit instituti-

onellen und staatlichen Handlungen, die an den Bedürfnissen der Menschen vorbeizielen, mit 

der fehlenden Befriedigung menschlicher Bedürfnisse (wie die Gewinnfokussierung statt einer 

Orientierung am psychischen und physischen Wohlbefinden) sowie mit fehlendem Wohnraum 

und diskriminierenden, durch Vorurteile besetzten Zugangsbeschränkungen zu diesem (Dittrich 

2020a, S. 88 & S. 98). 

„Durch ihre prekäre (unsichere und fragile) Lebenslage haben [die] Frauen und [alle] Menschen 

in Wohnungsnot […] wenige Möglichkeiten, gesellschaftlichen oder institutionellen Druck für eine 

Verbesserung der Umstände auszuüben (durch eine geringe Lobby und eine geringe Wirkkraft 

ihrer Kritik) (ebd., S. 99f.). 

 

Meritokratisches Leistungsdogma 

Die Erfahrungen der Frauen sind gekennzeichnet durch Verinnerlichung von, aber auch durch 

ein Widersetzen gegenüber meritokratischen Leistungsprinzipien und Ansprüchen an Selbstop-

timierung. 
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Durch die IMA konnten aufgezeigt werden, dass Wohnungsnot und Armut, hier insbesondere 

von Frauen, nicht (nur) individuellen Schicksalsschlägen zuzuschreiben sind, sondern gesell-

schaftlichen Systematiken folgen. Es sind zum einen gesellschaftlich verankerte, geschlecht-

liche Ungleichbehandlungen beruhend auf geschlechtsspezifischen Rollenzuschreibungen. 

Zum anderen führen knappe Ressourcen (Wohnraum, Unterstützungsangebote, finanzielle 

Mittel) zum gesellschaftlichen Konkurrenzdruck. Der vorherrschende Neoliberalismus16 sowie 

das Subsidiaritätsprinzip und die meritokratische Logik des deutschen Sozialstaates führen 

zum Leistungsdruck und zu den Dogmen, jede Person sei für sich selbst verantwortlich und 

Wohnungsnot sei individuell verursacht (ebd., S. 95f. & S. 98f.). So sind bspw. durch die Hartz-

Reform staatliche Leistung nur noch mit der Verpflichtung zu einer Gegenleistung verbunden 

(Deutscher Bundestag 2013). Die gesellschaftliche Verankerung und Akzeptanz dieser merito-

kratischen Prinzipien führt zu ihrer Wirkmächtigkeit und zur Verinnerlichung und Normalisierung 

dieser (Winker & Degele 2009, S. 40). 

 

3.3 Geschlechtsspezifische Ungleichheiten im Kontext der SWM 

Zusammenfassend werden im Folgenden die durch die Analyse der Ergebnisse herausgearbei-

teten, geschlechtlichen Unterschiede im Feld dargestellt. 

 

Ungleiche Geschlechterverhältnisse 

In der SWM engagieren sich weniger Frauen als Männer. Dies entspricht zwar in etwa den Ge-

schlechterverhältnissen laut den Schätzungen der BAG W, dennoch führen sie zu einem (wei-

teren) Unterlegenheitsgefühl der Frauen, da sie sich in der Minderheit befinden und weniger 

Gehör für ihre Anliegen finden (Dittrich 2020a, S. 100). 

 

Ungleiche Ansprache und Erfahrungen 

Frauen in der SWM erleben sowohl von Externen wie auch intern andere Ansprachen und Be-

handlungen als ihre männlichen Kollegen: Im Gegensatz zu den männlichen Mitgliedern müssen 

die Frauen ihr Engagement eher rechtfertigen. Die geschlechtsspezifischen Rollenerwartungen 

sind mit einem politischen Engagement schwer vereinbar. Durch die wirkmächtigen, gesell-

schaftlichen Weiblichkeitskonstruktionen erfahren die Frauen sexualisierte Ansprachen und Re-

duzierungen auf ihre Weiblichkeit und Sexualität (ebd.). 

 

 

 

                                                

 

16 Neoliberalismus wird in Anlehnung an Winker und Degele (2009) verstanden als eine Bestrebung nach (Selbst-
)Optimierung, die durch den Kapitalismus geprägten ist, die einem Maximierungspostulat folgt und die in nahezu 
allen Lebensbereichen hineinwirkt. Folge: subtile Verinnerlichungen von Normen und der Unterteilung in ‚brauch-
bar‘ und ‚unbrauchbar‘. 
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Männlich besetzte Koordinierungsstelle 

Die Koordinierungsstelle17 und das Organisationsteam der SWM sind neben dem Verein weitere 

Organe der SWM, in denen viele organisatorische, planerische und inhaltliche Kompetenzen 

verankert sind. Die Koordinierungsstelle ist dabei mit einem männlichen Koordinator sowie mit 

einem weiteren männlichen Mitglied der SWM besetzt. Das Organisationsteam besteht aus drei 

Männern und einer Frau. Auf dieser koordinativen Ebene, die in inhaltlichen und organisatori-

schen Fragen viel Macht innehat, ist somit nur eine weibliche Perspektive vertreten (ebd.). 

 

Handlungsempfehlungen 

Aufbauend auf den angewendeten Analysen (IMA und Inhaltsanalyse) zielen die von mir for-

mulierten Handlungsempfehlungen18 darauf ab, geschlechtliche Ungleichheiten, insbesondere 

im Feld der Selbstvertretung wohnungsloser Frauen, aber auch darüber hinaus, abzubauen. 

Einerseits sind sie adressiert an die SWM: innerhalb der Organisation ist es wichtig auf zwei 

Ebenen zu agieren. Zum einen sollte das Ziel verfolgt werden, Frauen stärker zu fördern (in-

dividuelles Empowerment) und zum anderen ein stärkeres Bewusstsein innerhalb der Organi-

sation für gesellschaftliche, vor allem für geschlechtliche, aber auch für klassistische und ras-

sistische Ungleichheiten zu schaffen (Peer-Empowerment). Die Unterstützung wohnungsloser 

Frauen innerhalb der SWM ist dabei ein wichtiges Instrument.  

 

Handlungsempfehlungen adressiert an die SWM: 

- „Unterstützung und ideelle Förderung der Frauengruppe 

- Kultur eines respektvollen Miteinander[s] pflegen 

- Weiterentwicklung von Aufgabenkreisen 

- Besetzung der Koordinierungsstelle mit weiteren/ weiblichen Mitgliedern  

- Klare Rechtsverhältnisse innerhalb der SWM 

- Auseinandersetzung mit sexistischen und diskriminierenden Verhaltensweisen und Struk-

turen 

- Weiterhin Unterstützung von außen akquirieren 

- Der Frauengruppe perspektivisch die Position einer Regionalgruppe einräumen“ (ebd., S. 

101) 

Darüber hinaus adressieren die Handlungsempfehlungen politische Akteur*innen und unter-

stützende Beteiligte. Sie zielen darauf ab, dass Unterstützung für und Beteiligungsmöglichkei-

ten von wohnungslosen Menschen und insbesondere Frauen auf der institutionellen, auf der 

                                                

 

17 Hier werden von einem hauptamtlichen Koordinator mit Unterstützung (ehemals) wohnungsloser Menschen die 
Projekte der SWM koordiniert. 

18 Die ausdeklinierten Handlungsempfehlungen sind hier zu finden: Dittrich 2020a, S. 102-109. 
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gesellschaftlichen und auf der politischen Ebene fest verankert und diversifiziert ausgebaut 

werden, damit sich Empowerment (individuelles, Peer- und politisches) entfalten kann. 

 

Handlungsempfehlungen adressiert an politische Akteur*innen: 

- „Der SWM eine sichere Finanzierung gewährleisten 

- Unterstützung der Interessenvertretungen auf politischer Ebene 

- Ausweitung und (weitere) Sichtbarmachung von Unterstützungsangeboten 

- Förderung eines sensibleren, gesellschaftlichen Umgangs mit Wohnungsnot“ (ebd.) 

Zusammenfassend werden nun Schlussfolgerungen, die sich aus den Erfahrungen und Hand-

lungsempfehlungen ableiten lassen, dargestellt. 

 

4 Fazit 

Im vorliegenden Beitrag wurde die politische Selbstvertretung wohnungsloser Frauen mithilfe 

der Methodentriangulation aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet. Die Erfahrungen der 

Frauen konnten so nicht nur aufgezeigt werden, sondern ebenfalls eingeordnet und begründet 

werden. Außerdem wurde aufgezeigt, dass (ehemals) wohnungslose Frauen als Frauen und als 

(ehemals) wohnungslose Menschen vielfältigen unterdrückenden Mechanismen ausgesetzt 

sind, die strukturell und symbolisch tief in der Gesellschaft verankert sind und dabei in vielfältigen 

Wechselwirkungen zueinanderstehen. Durch die in der Arbeit gewonnenen Erkenntnisse konn-

ten Unterstützungsmöglichkeiten formuliert werden – nicht nur, um geschlechtlichen Ungleich-

heiten entgegenwirken zu können, sondern ebenfalls, um die SWM zu einem diskriminierungs-

freieren Raum zu gestalten. Aus den Ergebnissen lassen sich weiterführende Schlussfolgerun-

gen ableiten. 

 

4.1 Gemeinschaftliche Interessenvertretung im Spannungsfeld zwischen Empower-

ment-Ressource und Ort der Mindermachtserfahrungen 

Die Arbeit und das gemeinsame Wirken in der SWM sind geprägt durch ein Gemeinschafts- und 

Zusammengehörigkeitsgefühl (Dittrich 2020a, S. 98).  

Menschen, die in einer Gruppe nur in einer Minderheit vertreten sind, haben aufgrund von Ho-

mosozialtäten öfter Schwierigkeiten, sich in der Mehrheitsgruppe gelingend zu artikulieren und 

durchzusetzen, da unbewusst eher ein gleiches Auftreten und gleiche Anliegen unterstützt wer-

den als die der (vermeintlich) Anderen (ebd., S 99; Klinger 2014, S. 232f.). Daher führt die ge-

ringere Anzahl der Frauen in der SWM auch zu dem Umstand, dass sie sich in ihren Anliegen 

nicht ernstgenommen fühlen: „Ich glaube, das spielt eine Rolle, insofern als Frauen einfach in 

der kompletten Minderheit sind. Und sich vielleicht deshalb schon nicht so richtig trauen“ 

(Gruppendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, 85). 

In Abgrenzung zum Hilfesystem wird das Netzwerk der SWM insgesamt positiv als ein Ort des 

Zusammengehörigkeitsgefühls und der Wertschätzung wahrgenommen. Die SWM dient als 

Gegenbild zum gesellschaftlich vorherrschenden Leistungs- und Konkurrenzdruck, der zu Min-

dermachtserfahrungen führt: Hier wird ein respektvolles Miteinander gepflegt und gemeinsam 

die Stimme erhoben:  
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„Ich empfinde das schon als Politik. (..) Für mich ist das schon Politik, wenn wir/ Und und und 

und dann uns zusammentun. Und unsere Stimme erheben und sagen 'Leute, so läuft es nicht. 

Wir brauchen eine Wohnung'“ (Gruppendiskussion, zit. n. Dittrich 2020b, 86f.). 

 

4.2 Frauenspezifische Identitätspolitik 

„Die Ergebnisse zeigen […], dass eine frauenspezifische Identitätspolitik wichtig ist, um die pre-

käre Situation von wohnungslosen Frauen benennen zu können. Ohne einen Rekurs auf eine 

(naturalisierte) Zweigeschlechtlichkeit wäre das nicht möglich. Jedoch besteht die Gefahr, dass 

dadurch geschlechtliche Unterschiede essenzialisiert und naturalisiert werden; dass bestehende 

geschlechtsbezogene, symbolische und strukturelle Unterdrückungsmechanismen gestützt, le-

gitimiert und reproduziert werden. Die beschriebenen Erfahrungen müssen daher ausschließlich 

als Symptom und Ausdruck geschlechtlicher Ungleichheit und nicht als Ursache dieser verstan-

den werden“ (Dittrich 2020a, S. 101). 

Das Mitwirken der Frauen in der SWM sollte vor dem Hintergrund dieser Zusammenhänge be-

trachtet werden. „Die Frauen bringen frauenspezifische Erfahrungen (wie sexistische, [aber auch 

klassistische] […] Erfahrungen) mit in die SWM. Sie erleben die SWM vor diesem Hintergrund, 

da diese Erfahrungen für sie präsent und allgegenwärtig sind“ (ebd., S. 102). 

Mithilfe der Inhalts- und der Intersektionalen Mehrebenenanalyse konnte herausgearbeitet 

werden, dass Geschlechterrollenerwartungen einen erheblichen Einfluss auf Wohnungsnot 

und auf die Ausübung politischer Selbstvertretung haben. Aufgrund des Geschlechtes haben 

sich Frauen vielfältige Vermeidungsstrategien angeeignet. In der Wohnungsnot werden ge-

schlechtliche und institutionelle Diskriminierungserfahrungen verschärft. Insbesondere gesell-

schaftliche, strukturelle und symbolische Vorstellungen über die meritokratische Leistungslo-

gik sowie über die Kategorie Geschlecht, die sich jeweils im Spannungsfeld zwischen Zustim-

mung und Widersetzung bewegen, sind in diesem Feld wirksam. 

 

4.3 Unterstützung im Feld der politischen Selbstvertretung wohnungsloser Frauen 

Die beschriebenen Erfahrungen und Analysen zeigen, wie notwendig eine an den Bedürfnis-

sen der Betroffenen orientierte Unterstützung ist. Unterstützung für Menschen in Wohnungs-

not muss auf den unterschiedlichen Ebenen massiv ausgeweitet werden und dabei die Per-

spektive der Menschen einnehmen. Menschen mit einem niedrigen sozio-ökonomischen Sta-

tus haben dabei weniger Ressourcen, um sich Kollektivierungsprozessen anschließen zu kön-

nen (von Winter 2019, S. 26; Herriger 2020, S. 176f.). Klassistische Ungleichheiten werden 

dadurch verstärkt. Eine politische Selbst- oder Interessenvertretung kann nur dann gelingen, 

wenn genügend materielle und immaterielle Ressourcen vorhanden sind. Es ist schwer, eine 

politische Agenda zu entwickeln, wenn Fragen der Wohnungsnot (Wo kann ich die nächste 

Nacht schlafen? Welche Toiletten kann ich benutzen? Sind meine Freund*innen ausreichend 

versorgt?) allgegenwärtig sind. Daher muss es die Aufgabe von Institutionen und Staat sein, 



Geschlechtsspezifische Diskriminierung in der Wohnungslosenhilfe 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 124 

Wohnungsnot zu bekämpfen und Strukturen zu schaffen und zu unterstützen, in denen Men-

schen mit Wohnungsnoterfahrungen intersektional eine politische Agenda entwickeln, ihre An-

liegen gelingend nach außen tragen und nach innen eine reflexive solidarische Gemeinschaft 

leben können. Dass diese Strukturen gerade erst am Anfang stehen und intersektionale Per-

spektiven nur langsam Einzug erhalten, zeigt dieser Beitrag. 

Durch die Perspektivenerweiterung mithilfe der IMA konnte geklärt werden, wieso die Erfah-

rungen für Frauen im Feld charakteristisch und prägend sind. Es zeigt sich, dass auch im Feld 

ein hierarchisch strukturiertes Geschlechterverständnis vorherrschend und eine weibliche 

Identitätspolitik daher wichtig ist, um geschlechtliche Ungleichheiten wahrzunehmen und ihnen 

entgegenzuwirken: Sowohl in Institutionen der Wohnungsnothilfe wie auch im Kontext der 

Selbstvertretung ist es wichtig, frauenspezifische Räume anzubieten, damit Erfahrungen aus-

getauscht und gemeinschaftlich verarbeitet werden können. Wie der Beitrag zeigt, können in 

geschützten Räumen Mindermachtserfahrungen und Ungleichheitserfahrungen auf den Ebe-

nen der Sozialstrukturen, der Repräsentationen und der Identitätskonstruktionen wahrgenom-

men und verstanden werden.19 

Hierbei darf der intersektionale Blick nicht fehlen. Die vielfältigen und häufig marginalisierten 

Lebensrealitäten müssen, wie durch die Arbeit aufgezeigt, mitgedacht und aktiv einbezogen 

werden. So engagieren sich in der SWM kaum Menschen mit r direkten Flucht- oder familiären 

Migrationsgeschichten.20 Dass beides mit einem höheren Armuts- und Wohnungsnotrisiko kor-

reliert und diese Intersektionalität das Erleben von Wohnungsnot fundamental beeinflussen 

kann, ist zwar im Bewusstsein der SWM und insbesondere der Frauen,21 jedoch gelingt es der 

SWM noch nicht, diese Perspektiven durch aktive Beteiligung miteinzubeziehen. Dies ist je-

doch essenziell, um Benachteiligungen sowie Diskriminierungs- und Armutsrisiken adäquat 

begegnen zu können. Wenn für eine so große und plurale Gruppe wie für ‚wohnungslose Men-

schen‘ oder ‚wohnungslose Frauen‘ gesprochen und gestritten werden soll, ist es notwendig, 

auch die marginalisierten Perspektiven einzubringen. 

Hinzu kommt, dass die in der SWM etablierte Unterstützung von außen kritisch und reflexiv 

begleitet werden muss, da die Eigeninteressen der Unterstützenden (wie die eigene Reputa-

tion oder institutionelle Interessen) ebenfalls eine Rolle spielen, diese aber aufgrund des ge-

ringen Organisationsgrads und teilweisen intransparenten Kommunikationswegen wenig the-

matisiert werden. 

Um Empowerment-Prozesse nachhaltig zu initiieren, müssen Macht und Ressourcen geteilt 

werden. Menschen in Wohnungsnot (und hier im Speziellen Frauen in Wohnungsnot) müssen 

explizit in Entscheidungsprozesse innerhalb und außerhalb der Selbstvertretung miteinbezogen 

sowie in bestehenden und neu zu schaffenden Beteiligungsformen gestärkt werden. Beispiele 

                                                

 

19 Während der Zukunftswerkstatt und der Gruppendiskussion konnten die Frauen ihre Ansichten und Erfahrungen 
reflexiv formulieren und analysieren. An diesen haben ausschließlich Frauen aus dem Umfeld der SWM teilgenom-
men, sodass diese als geschützte Räume verstanden werden können. 

20 Ausprägungen und Ursachen dazu stellen ebenfalls ein Forschungsdesiderat dar. 

21 So fordern sie bspw. zum Internationalen Frauentag 2021 mehr multilinguale Schutzräume und Hilfen unabhän-
gig der Staatsbürgerschaft: http://www.wohnungslosentreffen.de/inhalte-blog/263-frauentag-2021.html 
(08.01.2022). 

http://www.wohnungslosentreffen.de/inhalte-blog/263-frauentag-2021.html
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hierfür können Wohnungslosenbeiräte, Frauengruppen in den diversen Institutionen, ge-

schlechtsparitätische Beteiligungen an Gesetzgebungsverfahren und an institutionellen Refor-

men sein. So können Lebensereignisse und -umstände gemeinsam bewältigt und Handlungs-

wirksamkeit erlangt werden. 
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Sexualpädagogik der Vielfalt aus der Sicht von queeren Jugendli-

chen 

Marie Müller-Handrejks 

 

Die Idee einer Sexualpädagogik der Vielfalt ist, wie im Folgenden gezeigt wird, eine inklusive 

Idee und weist damit Bezüge zum Studiengang „Soziale Inklusion in Bildung und Gesundheit“ 

auf. Dabei spielt das Verstehen und Erklären von Prozessen der Diskriminierung sowie des 

Ein- bzw. Ausschlusses von Einzelnen in der Gesellschaft eine bedeutende Rolle. Mit der Ver-

wendung des Begriffs „queer“ wird dazu passend eine dekonstruktivistische Perspektive ein-

genommen, die Macht- und Herrschaftsverhältnisse aufdecken und kritisieren möchte. Durch 

das Sichtbarmachen der bestehenden Strukturen können diese überwunden werden, womit 

der Diskriminierung von marginalisierten Gruppen entgegengewirkt werden kann. Für diese 

Arbeit liegt der Fokus auf den Bedürfnissen von queeren Jugendlichen und ihrer Rolle in dem 

heteronormativ orientierten Bereich der schulischen Bildung. Dabei wurde der Begriff „queer“ 

als Beschreibung für Menschen, die sich jenseits der Heteronormativität identifizieren, verwen-

det. Dieser Begriff ist nicht unumstritten, wie beispielsweise Förster (2017) zeigt. Die Entschei-

dung für die Verwendung von queer hängt mit der Zielgruppe dieser Arbeit zusammen. Ju-

gendliche befinden sich im Prozess der Identitätsentwicklung und des Reflektierens der eige-

nen Sexualität. Queer ist in diesem Zusammenhang offen, lässt Unsicherheit und Irritationen 

zu und umgeht eine obligatorische Kategorisierung der geschlechtlichen und sexuellen Iden-

tität. 

Ziel dieser Arbeit ist es, die Perspektive der queeren Jugendlichen durch die Beantwortung 

der Fragestellung Wie sollte eine Sexualpädagogik der Vielfalt aus der Sicht von queeren jun-

gen Menschen1 gestaltet sein? zu erfassen. Hierzu wurden folgende Unterfragen formuliert: 

Wie haben die queeren jungen Menschen Sexualpädagogik selbst erlebt? Was wünschen sich 

queere junge Menschen in Bezug auf Sexualpädagogik? Was hat ihnen gefehlt? Inwieweit 

entsprechen die Erfahrungen, Wünsche, Vorstellungen von queeren jungen Menschen der 

Sexualpädagogik der Vielfalt? 

Für das Verstehen der Bedeutung einer inklusiven Sexualpädagogik ist ein Blick auf die Le-

benssituation queerer junger Menschen in Deutschland unerlässlich. Queere Jugendliche ste-

hen, ganz grundlegend betrachtet, vor den gleichen alterstypischen Entwicklungsaufgaben 

und gesellschaftlichen Anforderungen wie alle Jugendlichen (vgl. Hurrelmann u.a. 2016, S. 

35ff). Gleichzeitig sind queere Jugendliche mit dem gesellschaftlichen Umgang mit sexueller 

und geschlechtlicher Vielfalt konfrontiert, müssen sich mit diesen auseinandersetzen und sich 

                                                

 

1Ursprünglich sollten queere Jugendliche befragt werden. Dies war so nicht möglich, weshalb das Forschungsde-
sign angepasst wurde und stattdessen queere junge Menschen im Alter von 21 bis 27 Jahren zu ihren Erfahrungen 
und Bedürfnissen als Jugendliche befragt wurden. Daher wurde die Fragestellung angepasst und im Folgenden 
wird auch von queeren jungen Menschen gesprochen. 
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selbst verorten. Die Entwicklungsaufgaben müssen sie vor dem Hintergrund einer nicht-hete-

ronormativen Geschlechtsidentität oder sexuellen Orientierung bewältigen. Zusätzliche Her-

ausforderungen sind der Umgang mit verschiedenen Formen der Diskriminierung sowie die 

Frage nach der Notwendigkeit und Freiwilligkeit eines Coming-outs (vgl. Krell u.a. 2015; Krell 

2013). 

 

1 Pädagogik der Vielfalt 

Zur theoretischen Einordnung einer Sexualpädagogik der Vielfalt in den Kontext von sozialer 

Inklusion eignet sich die Theorie der Pädagogik der Vielfalt von Annedore Prengel. Die Be-

zeichnung „Pädagogik der Vielfalt“ umfasst facettenreiche Strömungen in der Bildungsland-

schaft, „die heterogene Lebens- und Lernweisen als gleichberechtigt anerkennen und ihre In-

klusion anstreben“ (Prengel 2018, S. 34f). Annedore Prengel greift für ihre Ausführungen einer 

Pädagogik der Vielfalt auf Axel Honneths Theorie der Anerkennung zurück. Nach dieser sind 

Menschen auf die intersubjektive Anerkennung ihrer Leistungen und Fähigkeiten angewiesen, 

um eine positive Beziehung zu sich selbst aufbauen zu können. Bleibt diese Anerkennung in 

einer Entwicklungsstufe aus, könne dies zu negativen Gefühlen wie Scham, Wut, Kränkung 

oder Verachtung führen (vgl. Prengel 1995, S. 60). In Bezug auf Schule und andere pädago-

gische Einrichtungen folgert Prengel, dass es deren Aufgabe sei, jeder einzelnen Person in 

ihrer jeweils einmaligen Lebenslage intersubjektive Anerkennung zukommen zu lassen. Miss-

achtung im Bildungswesen, eine Folge des vorherrschenden Selektionsprinzips, soll durch die 

Förderung von persönlichen Bildungsprozessen sowie von Qualifikations- und Sozialisations-

prozessen entgegengewirkt werden (vgl. Prengel 1995, S. 62). Nach Prengel versteht sich die 

Pädagogik der Vielfalt „als Pädagogik intersubjektiver Anerkennung zwischen gleichberechtig-

ten Verschiedenen“ (1995, S. 62). Inklusion versteht die Pädagogik der Vielfalt als die Aner-

kennung sowie Entwicklungs- und Leistungsförderung ausnahmslos aller Heranwachsender 

in einer gemeinsamen Institution grundlegender Bildung, in der auf hierarchisierende Zuschrei-

bungen verzichtet wird (vgl. Prengel 2018, S. 43).  

Die Pädagogik der Vielfalt weist auch einen engen Bezug zu den Menschenrechten auf, deren 

Kerngedanke die für alle gleichermaßen gültige „gleiche Freiheit“ ist. Demnach bedeutet 

Gleichheit gleiche Rechte, die die Voraussetzung für Pluralität seien. Freiheit entstehe, „indem 

durch Gleichheit Vielfältiges aus der Unterlegenheit in hierarchischen Rangfolgen gelöst wird“ 

(Prengel 2014, S. 21). Prengel versteht Vielfalt als „gleiche Freiheit für Vielfalt. Vielfalt lässt 

sich demnach als gleichbedeutend mit Freiheit analysieren und Vielfalt knüpft so an die demo-

kratietheoretischen Traditionen des Freiheitsbegriffs an“ (Prengel 2014, S. 21). 

 

2 Sexualpädagogik der Vielfalt 

Tuider und Timmermanns beschreiben die Sexualpädagogik der Vielfalt wie folgt: „Eine Sexu-

alpädagogik der Vielfalt erkennt die Vielfalt menschlichen Lebens hinsichtlich Sexualität, Ge-

schlecht und Lebensformen an“ (Tuider u.a. 2015, S. 44). Dabei werden alle geschlechtlichen 

und sexuellen Lebensformen und Positionierungen von Menschen einbezogen, auch die he-

terosexuellen. „Die Sexualpädagogik der Vielfalt versteht sich als eine kritisch-reflexive Sexu-

alerziehung, die von Beginn an die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts sowie die Rechte 

von Kindern, Jugendlichen, und auch Lesben, Schwulen, Bi- und Polysexuellen sowie trans- 
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und intergeschlechtlichen Personen in Bezug auf ihre Körper und ihre Sexualität fördert“ (Tui-

der u.a. 2015, S. 44). Mit dem Begriff Sexualpädagogik der Vielfalt wird die Vielfalt aller Men-

schen betont, die darin begründet ist, dass kein Mensch dem anderen gleicht. Zu den Diffe-

renzmerkmalen zählen beispielsweise Geschlecht, Alter, Nationalität, sexuelle Orientierung, 

Religion, Kultur und Körper. Die Differenzen können benutzt werden, um Hierarchien zu etab-

lieren und Ein- bzw. Ausschlüsse zu rechtfertigen. Um dem entgegenzuwirken, seien Werte 

wie Anerkennung und Respekt zentral. Die Menschenrechte und die verschiedenen Emanzi-

pationsbewegungen fordern Freiheit, gleiche Rechte für alle, Selbstbestimmung und Solidari-

tät. Diese Werte seien die Voraussetzung für Vielfalt (vgl. Timmermanns 2016, S. 29). Sie 

decken sich mit den Forderungen einer Pädagogik der Vielfalt, wie sie von Annedore Prengel 

formuliert wurden.  

Eine Sexualpädagogik der Vielfalt spricht sich generell gegen das Einordnen von Individuen 

in Kategorien aus und folgt dabei den Argumenten der Pädagogik der Vielfalt. Kategorien wür-

den nur einer Aufrechterhaltung bestehender Machtstrukturen dienen. Dabei ist die Vervielfäl-

tigung von Kategorien, also die Bildung immer neuer Abgrenzungsmöglichkeiten, auch keine 

Lösung, da dies nur eine Vervielfachung von Ausschlüssen nach sich ziehen würde. Stattdes-

sen soll der Druck zu einer eindeutigen Positionierung gemildert werden, indem Uneindeutig-

keiten, Irritationen und Vielfältigkeit zugelassen werden (vgl. Timmermanns 2016, S. 28). Eine 

Sexualpädagogik der Vielfalt folgt dem Prinzip: „Der Subjektstatus des Individuums und das 

Recht auf Selbstbestimmung sind untrennbar mit der Entwicklung von Diversität verbunden. 

Vielfalt erwächst aus Freiheit und Selbstbestimmung, denn erst wenn jede_r das Recht hat, 

selbst zu entscheiden, kann sich Individualität auf vielfältigste Weise entwickeln“ (Timmer-

manns 2016, S. 28).  

Zentraler Bestandteil einer Sexualpädagogik der Vielfalt ist ein kritischer Blick auf Macht- und 

Herrschaftsverhältnisse und die Frage, wer welche Rechte hat. Dabei dürfen Mehr- oder Min-

derheitsverhältnisse keinen Einfluss darauf haben, wem welche Rechte zugestanden werden. 

Wertschätzung für Vielfalt drücke sich in der Gleichheit vor dem Gesetz und der Universalität 

der Menschenrechte aus. Daher sollte der Umgang mit Heterogenität egalitär sein und nicht 

versucht werden, Gleichheit durch die Minderung von Differenzen oder durch Assimilation zu 

erreichen (vgl. Timmermanns 2016, S. 28). Diese egalitäre Auffassung von Heterogenität ist 

so auch bei Annedore Prengel und ihrer Pädagogik der Vielfalt zu finden.  

Zentral für die Gleichberechtigung von Verschiedenem ist die Gewährung von Anerkennung. 

Der Theorie von Axel Honneth folgend, ist jeder Mensch auf die Anerkennung anderer ange-

wiesen, um eine Selbstachtung zu entwickeln. Demnach bedarf es der Anerkennung in drei 

verschiedenen Sphären, um eine positive Selbstbeziehung zu entwickeln. Diese sind die Fa-

milie, das Recht und die Wirtschaft. Das positive Selbstwertgefühl, das durch Anerkennung 

aufgebaut werden kann, sei die wichtigste Ressource für Bildung, denn nur wer sich selbst 

etwas zutraut und keine Angst vor Ausgrenzung und Diskriminierung hat, kann Lernfortschritte 

erzielen. Anerkennung ist also etwas, das jeder Mensch und damit alle Kinder und Jugendli-

chen brauchen. Besonders bedeutsam ist sie für marginalisierte, diskriminierte und vulnerable 
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Gruppen, denn bei ihnen bedarf es häufig einer Stärkung, bzw. dem Aufbau des Selbstwert-

gefühls (vgl. Timmermanns 2016, S. 21, 29). 

Elisabeth Tuider beschreibt das Ziel einer Sexualpädagogik der Vielfalt zusammenfassend wie 

folgt: Es gehe darum, Kinder und Jugendliche „dazu zu befähigen und zu unterstützen, mit der 

existierenden Diversität umzugehen und selbstbestimmt zwischen verschiedenen Sexualitäts-

, Beziehungs- und Familienentwürfen zu wählen“ (Tuider 2014, zitiert in Timmermanns 2016, 

S. 17).  

 

3 Rechtliche Vorgaben  

Im Kontext der schulischen Sexualpädagogik werden rechtliche Vorgaben auf mehreren Ebe-

nen wirksam. Grundsätzlich ist die sexuelle Bildung in Deutschland in den Schulgesetzen der 

einzelnen Länder verordnet. Einige Grundsätze, wie das Allgemeine Gleichbehandlungsge-

setz, gelten dabei deutschlandweit einheitlich. Auf einer übergeordneten Ebene ist zudem das 

Recht auf sexuelle Selbstbestimmung aus dem Internationalen Pakt für wirtschaftliche, soziale 

und kulturelle Rechte (Artikel 12 der CESCR) der Vereinten Nationen verbindlich gültig. Es 

lässt sich festhalten, dass es auf mehreren Ebenen eine rechtliche Basis für eine Sexualpä-

dagogik der Vielfalt gibt. Dazu gehören sowohl Artikel 12 der CESCR auf Ebene der Men-

schenrechte, als auch das Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts vom 21.12.1977 

auf Bundesebene. Darin begründet sich, ausgehend vom Erziehungs- und Bildungsauftrag 

des Staates und unter Wahrung des natürlichen Erziehungsrechts der Eltern, die Berechti-

gung, Sexualerziehung in der Schule durchzuführen. Auf Landesebene ist das Schulgesetz 

der Landes Nordrhein-Westfalen mit den dazugehörigen Richtlinien für Sexualerziehung rele-

vant. Insbesondere ist das in §33 des Schulgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen festge-

schriebene Ziel der Sexualerziehung, die Förderung der Akzeptanz unter allen Menschen un-

abhängig von ihrer sexuellen Orientierung und Identität und den damit verbundenen Bezie-

hungen und Lebensweisen identisch mit dem Ziel einer Sexualpädagogik der Vielfalt. 

 

4 Kontroversen über eine Sexualpädagogik der Vielfalt 

Die Idee der Sexualpädagogik der Vielfalt hat nicht nur Befürworter_innen, sondern löst auch 

regelmäßig Diskussionen und Debatten über ihre Verankerung in deutschen Lehrplänen aus. 

Gegenfurtner und Gebhardt (2018) haben drei Hauptargumente der Gegner_innen von einer 

Sexualpädagogik der Vielfalt ausgemacht und diese empirisch überprüft. 

Dazu gehört erstens die These, dass eine Sexualpädagogik der Vielfalt zu einer Frühsexuali-

sierung der Jugendlichen führe und diese verfrüht zu sexuellen Handlungen angeregt werden. 

Dahinter liegt die Annahme, dass Informationen über die Vielfältigkeit von Sexualität und se-

xuellen Aktivitäten Kinder und Jugendliche dazu verleitet, selbst sexuell aktiv zu werden. For-

schungsergebnisse deuten aber im Gegenteil darauf hin, dass der sexualpädagogische Un-

terricht mittels des Risiko-Reduzierungs-Ansatzes - dieser klärt über die Methoden der Emp-

fängnisverhütung auf, mit dem Ziel, die Risiken für Ansteckungen mit sexuell übertragbaren 

Erkrankungen und ungewollte Schwangerschaften zu reduzieren - den Beginn der sexuellen 

Aktivität von Jugendlichen nicht beschleunigt, sondern eher verzögert. Gegenfurtner u.a. wei-

sen darauf hin, dass in den bestehenden Studien zu wenig zwischen heterosexuellen und 
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nicht-heterosexuellen Handlungen unterschieden wird und deshalb offenbleibt, ob eine Sexu-

alpädagogik der Vielfalt Jugendliche zu nicht-heterosexuellen Handlungen anregt. Sie stellen 

jedoch die begründete Hypothese auf, dass sich die Wirkmechanismen gleichen und Jugend-

liche weder heterosexuelle noch nicht-heterosexuelle Aktivitäten aufgrund einer sexualpäda-

gogischen Bildung der Vielfalt initiieren (vgl. Gegenfurtner u.a. 2018, S. 282ff, 383f). 

Die zweite These besteht in der Sorge, dass eine Sexualpädagogik der Vielfalt Heranwach-

sende in ihrer sexuellen Orientierung verunsichere und diese in eine nicht-heterosexuelle 

Richtung ändere. Dahinter steht die Frage, ob schulische Bildung einen Einfluss auf die sexu-

elle Orientierung hat. Zu den Ursachen für Homosexualität liegen bereits viele Studien vor. Sie 

kommen zu dem Schluss, dass die sexuelle Orientierung in hohem Maße ein angeborener 

Phänotyp ist. Daraus lässt sich ableiten, dass es unwahrscheinlich ist, dass Heranwachsende 

ihre sexuelle Orientierung ändern, wenn sie in der Schule Informationen über die Vielfältigkeit 

der sexuellen Orientierungen und Identitäten bekommen (vgl. Gegenfurtner u.a. 2018, S. 386). 

Der dritte Punkt beschreibt die Sorge, dass eine Sexualpädagogik der Vielfalt an Schulen die 

Eltern entmündige und bestehende Geschlechtergrenzen verwische. Dabei wird angenom-

men, dass eine Sexualpädagogik der Vielfalt Heranwachsenden eine bestimmte Sichtweise 

aufzwinge, die möglicherweise im Konflikt zu den moralischen oder religiösen Ansichten des 

Elternhauses stehe (vgl. Gegenfurtner u.a. 2018, S. 386). „Diese Bedenken der ‚besorgten 

Eltern‘ sind Ausdruck einer heteronormativen Kultur“ (Gegenfurtner u.a. 2018, S. 286). Artikel 

6 Abs. 2 des Grundgesetzes garantiert das natürliche Erziehungsrecht der Eltern, zu dem auch 

die individuelle Sexualerziehung zählt. Zudem ist im Schulgesetz des Landes Nordrhein-West-

falen festgehalten, dass die Eltern über Ziel, Inhalt, Methode und Medien der Sexualerziehung 

rechtzeitig zu informieren sind. Von einer Entmündigung der Eltern durch eine Sexualpädago-

gik der Vielfalt kann daher keine Rede sein. 

In den bisherigen Diskussionen um das Thema findet nur selten die Perspektive der Schüle-

rinnen und Schüler Berücksichtigung, noch seltener sind die Sichtweisen von queeren Schü-

lerinnen und Schülern abgebildet. Ziel dieser Arbeit ist es, einen Beitrag zur Sichtbarmachung 

dieser Leerstelle zu leisten. 

 

5 Forschungsdesign  

Zur Beantwortung der Hauptfragestellung Wie sollte eine Sexualpädagogik der Vielfalt aus der 

Sicht von queeren jungen Menschen gestaltet sein? wurden qualitative Interviews mit queeren 

jungen Menschen geführt. Zentrales Erkenntnisziel von qualitativer Forschung ist das Verste-

hen von subjektiven Motiven, Einstellungen, Verhaltensweisen, Sinnzuschreibungen oder Bi-

ografien (vgl. Misoch 2019, S. 25). Im Fokus der Forschung steht die Perspektive der queeren 

jungen Menschen als Adressat_innen einer Sexualpädagogik der Vielfalt, welche in der For-

schung bisher wenig Berücksichtigung findet. Ihr Expert_innenwissen sollte erfasst und ge-

nutzt werden. 
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Als Methode für die Erhebung der Daten, anhand derer die Forschungsfragen beantwortet 

werden sollen, wurden qualitative, leitfadengestützte Interviews gewählt. Qualitative Interviews 

lassen die Befragten zu Wort kommen. „Es erfolgt keine Prädetermination durch den Forscher, 

sondern eine Wirklichkeitsdefinition durch den Befragten“ (Lamnek u.a. 2016, S. 332). Die In-

terviews für diese Forschungsarbeit orientieren sich an der Form der problemzentrierten Inter-

views. Da für die Beantwortung der Forschungsfragen sowohl die Erfahrungen der queeren 

jungen Menschen als auch ihre Sichtweise auf bestimmte Aspekte der Sexualpädagogik der 

Vielfalt von Interesse sind, bietet sich die Methode der problemzentrierten Interviews mit den 

Möglichkeiten der Narration und der Fokussierung (vgl. Misoch 2019, S. 71) an. 

Aufgrund der Kontaktbeschränkungen, die im Zuge der Covid19-Pandemie im Sommer und 

Herbst 2020 galten, wurde der Zugang zum Feld während des Prozesses von einer geplanten 

persönlichen Ansprache in Jugendzentren, die Angebote für queere junge Menschen machen, 

hin zu einer virtuellen Kontaktaufnahme über das soziale Medium Facebook angepasst. Ins-

gesamt konnten vier Personen für ein Interview gewonnen werden, die per Skype durchgeführt 

wurden. Davon waren zwei Personen weiblich und zwei männlich, wobei ein Teilnehmender 

sich selbst dem männlichen Geschlecht zuordnete und dabei für sich den Begriff non-binary 

masculine (womit eine nicht-binäre Geschlechtsidentität mit einem maskulinen Körper oder 

maskulinem Auftreten beschrieben wird) verwendete. Die Befragten erfüllten alle das Krite-

rium, queer zu sein. Dabei bezeichneten sich die Teilnehmenden selbst einmal als homose-

xuell, einmal als demisexual,2 einmal als bisexuell und einmal als nicht heterosexuell. Die Be-

fragten waren zwischen 21 und 27 Jahren alt. Damit fallen sie eher in die Kategorie der jungen 

Menschen. In den durchgeführten Interviews berichten also queere junge Menschen über ihre 

Erfahrungen als Jugendliche und darüber, was sie sich als Jugendliche gewünscht hätten. 

Die transkribierten Interviews wurden mit der Methode der Inhaltsanalyse nach Mayring (2015) 

ausgewertet.  

 

6 Ergebnisse und Schlussfolgerungen  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass keine_r der Befragten die Erfahrung einer Sexual-

pädagogik der Vielfalt, wie u.a. von Tuider und Timmermanns beschrieben, im schulischen 

Kontext gemacht hat. Ihre Vorstellungen davon, wie eine Sexualpädagogik der Vielfalt gestal-

tet sein sollte, beruhen also darauf, was ihnen selbst gefehlt hat und was sie sich für den 

sexualpädagogischen Unterricht wünschen. Interessant ist, dass die Vorstellungen der quee-

ren jungen Menschen in weiten Teilen mit der Idee einer Sexualpädagogik der Vielfalt über-

einstimmen. Die Befragten wünschen sich über die einmalige Aufklärung hinaus eine Weiter-

begleitung der Jugendlichen, was nach der Definition des Begriffs Sexualpädagogik von Sielert 

(2013) auch so vorgesehen ist. Besonders die wertfreie und unhierarchische Darstellung von 

sexueller und geschlechtlicher Vielfalt jenseits der Heteronormativität ist den Befragten wich-

tig. Dieser Anspruch steht auch im Zentrum der Sexualpädagogik der Vielfalt. Dabei spielt die 

Profession der durchführenden Person der Sexualpädagogik für die Interviewteilnehmenden 

                                                

 

2 Demisexualität beschreibt eine sexuelle Orientierung, bei der Menschen erst eine sexuelle Anziehung spüren, 
wenn sie eine tiefere, emotionale Bindung zu jemandem aufgebaut haben. 



 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 

 135 

eher eine untergeordnete Rolle. Wichtiger als die Tatsache, ob es sich um eine Lehrkraft oder 

eine externe Fachkraft handelt, ist den Befragten, dass die jeweilige Person entsprechend 

ausgebildet ist, sich in ihrer Rolle und mit dem Thema Sexualität sicher fühlt und eine sichere 

Atmosphäre in der Klasse kreieren kann. Die queeren jungen Menschen äußerten mehrheit-

lich, in ihrer Schulzeit mit ihrer sexuellen und geschlechtlichen Identität unsicher gewesen zu 

sein. Das Ziel einer Sexualpädagogik der Vielfalt besteht unter anderem darin, Kinder und 

Jugendliche dazu zu befähigen und dabei zu unterstützen, selbstbestimmt zwischen verschie-

denen Sexualitäts- und Beziehungsentwürfen zu wählen. Mit der Verfolgung dieses Ziels kann 

dem von den Befragten geäußerten Bedürfnis nach Informationen zur Vielfalt der Sexualitäten 

und der Unterstützung im Reflexionsprozess der eigenen Sexualität begegnet werden. Zusam-

menfassend befürworteten die Befragten die Idee einer Sexualpädagogik der Vielfalt. Die Ge-

staltung einer Sexualpädagogik der Vielfalt, wie sie sich die Befragten dieser Forschung wün-

schen, ist konform mit den geltenden rechtlichen Vorgaben. Auf dieser Ebene bedarf es dem-

nach keiner Anpassung oder Änderung. Jedoch ist es erforderlich, bei der Durchführung von 

Sexualpädagogik in Schulen auf die Einhaltung dieser obligatorischen Regelungen seitens 

des Schulgesetzes sowie der entsprechenden Richtlinien zu achten. Die Befragten berichte-

ten, dass queere Themen während des Unterrichts in ihrer Schulzeit keine Rolle gespielt ha-

ben. Die Nichtexistenz von queeren Themen hat die Befragten gestört und sie wütend ge-

macht. Es wurde kritisiert, dass so keine Sichtbarkeit für queere Menschen entstehen könne. 

Dieses Vorgehen widerspricht den rechtlichen Vorgaben, laut denen die Thematisierung von 

sexueller Orientierung und Identität verbindlich vorgeschrieben ist. Dass Lehrkräfte sexualpä-

dagogischen Unterricht gestalten, der weder den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen 

auf diesem Gebiet, noch den rechtlichen Vorgaben entspricht, verwundert nicht. Es ist eine 

logische Folge der fehlenden Thematisierung dieser Inhalte in ihrer Ausbildung. In der Studie 

„SeBiLe -  Sexuelle Bildung für das Lehramt“ der Universität Leipzig und der Hochschule Mer-

seburg gaben nur 20% der befragten Lehrkräfte und Lehramtsstudierenden an, während ihres 

Studiums an Inhalten zu sexueller Bildung teilgenommen zu haben. Bei 77% der Lehrkräfte 

und 64% der Studierenden wurden solche Inhalte im Studium überhaupt nicht angeboten (vgl. 

SeBiLe 2019).  

Es sollte eine Möglichkeit gefunden werden, sicher zu stellen, dass allen Schüler_innen eine 

qualifizierte und den rechtlichen Vorgaben entsprechende Sexualpädagogik ermöglicht wird. 

Dies könnte durch die Einbindung von sexualpädagogischen Inhalten sowie deren Didaktik 

und Methodik in die Ausbildung der Lehrpersonen erreicht werden. Wenn Lehrkräfte in ihrer 

Ausbildung nicht auf den sexualpädagogischen Unterricht und den Umgang mit der Vielfalt 

von Sexualität vorbereitet werden, kann es zu Unsicherheiten und Vermeidung auf Seiten der 

Lehrpersonen kommen. Davon benachteiligt werden die Schüler_innen, deren Zugang zu se-

xualpädagogischen Informationen außerhalb des schulischen Kontexts eingeschränkt ist. 

Hierzu zählen häufig auch queere Kinder und Jugendliche, die zusätzlich mit der heteronor-

mativen Ausrichtung dieser Informationen umgehen müssen. Von einer qualifizierten, sexual-

pädagogischen Ausbildung der Lehrkräfte würden also nicht nur die Lehrpersonen selbst, son-

dern auch und vor allem die Schüler_innen profitieren. Sexualpädagogische Inhalte sollten 
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nicht nur im Fach Biologie, sondern universell in allen Fächern eine Rolle spielen. Damit könnte 

den rechtlichen Vorgaben und den Wünschen der Interviewteilnehmenden nach einer fächer-

übergreifenden Sexualpädagogik begegnet werden. Die Umsetzung dieser Forderungen wird 

jedoch voraussichtlich einige Jahre dauern, insbesondere bis die Kinder und Jugendlichen von 

der verbesserten Ausbildung der Lehrkräfte profitieren. Daher empfiehlt es sich, mit externen 

Fachkräften der Sexualpädagogik zu kooperieren, die auf dem Gebiet bereits qualifiziert sind. 

Entsprechende Kooperationsmodelle sollten demnach ausgebaut und einer Vielzahl von 

Schulen zugänglich gemacht werden. 
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Regenbogenkompetenz in der Sozialen Arbeit 

Inga Krage 

 
 

1 Einleitung und Fragestellung 

Soziale Arbeit verfolgt, angelehnt an den ‚Code of Ethics‘ der International Federation of Social 

Workers, „den Anspruch, nicht zu diskriminieren und Benachteiligung von Menschen entge-

genzuwirken“ (Bretländer et al. 2015, S. 27). Aus diesem Grund entstand ab den 1980er Jah-

ren sowohl die Gender-, als auch die interkulturelle Kompetenz, um diesem inklusiven An-

spruch in Bezug auf die Merkmale Geschlecht und Kulturalität gerecht zu werden. Heute gelten 

sie als „unverzichtbarer Standard für die Qualität guter sozialer Arbeit“ (Schmauch 2020, S. 

309). Ulrike Schmauch entwickelte ab den 1990er Jahren in Anlehnung an diese Entwicklun-

gen das Konzept der Regenbogenkompetenz. „Regenbogenkompetenz bezeichnet die Fähig-

keit einer sozialen Fachkraft, mit dem Thema der sexuellen Orientierung und geschlechtlicher 

Identität professionell, vorurteilsbewusst und möglichst diskriminierungsfrei umzugehen“ (ebd. 

S. 308).  

Der folgende Beitrag widmet sich der Frage, welche Chancen und Herausforderungen die 

Vermittlung und Etablierung der Regenbogenkompetenz im professionellen Umgang mit se-

xueller und geschlechtlicher Vielfalt in der Sozialen Arbeit birgt. Exemplarisch wird dabei auf 

das Praxisfeld Beratung von Regenbogenfamilien1 Bezug genommen. 

  

2 Theoretischer Bezugsrahmen 

Die Studienlage zeigt, dass sich die Situation für LSBT*IQ+2 insgesamt verbessert hat, es aber 

nach wie vor Diskriminierungen in unterschiedlichen Bereichen gibt (vgl. Beigang et al. 2017, 

S. 230ff.). Auch ist eine Zunahme der Akzeptanz von LSBT*IQ+ Menschen innerhalb der Mehr-

heitsgesellschaft zu beobachten. Homo- und Trans*feindlichkeit zeigen sich aber nach wie vor 

– wenn auch subtiler als früher (vgl. Küpper et al. 2017, S. 53ff.). 

In (sozial-) pädagogischen Kontexten wird deutlich, dass es an Fachwissen, Handlungssicher-

heit und verbindlichen Konzepten zu LSBT*IQ+ fehlt. Beispielsweise geben im Rahmen einer 

Studie mit Fachkräften innerhalb der Jugendhilfe weniger als die Hälfte (47,2%) an, dass ihnen 

spezifische Lebenslagen von jungen Homosexuellen bekannt sind. In Bezug auf junge trans* 

Menschen sind es sogar nur knapp ein Viertel (24,8%). Auch geben nur 40% der befragten 

Fachkräfte an, dass die Thematik gut in ihrer Einrichtung verankert ist. Im Ganzen zeigt sich, 

dass das Thema sexuelle und geschlechtliche Vielfalt in pädagogischen Kontexten relativ un-

sichtbar ist. Es zeigt sich aber auch, dass sich ein Großteil der Fachkräfte mehr Maßnahmen 

                                                

 

1 Familie, in der mindestens ein Elternteil trans*, nicht-binär oder intergeschlechtlich ist, lesbisch, schwul, bi/pan 
liebt oder sich als queer versteht 

2  Lesbisch, Schwul, Bi, Trans*, Inter, Queer 
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zur Förderung von lesbischen, schwulen und trans* Menschen wünscht (vgl. Koordinierungs-

stelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen München 2011,S. 17ff.). 

In Bezug auf Regenbogenfamilien lässt sich sagen, dass knapp die Hälfte der befragten Re-

genbogenfamilien in einer Studie bereits Diskriminierungserfahrungen aufgrund ihrer Famili-

enkonstellation erfahren haben. 10% der befragten Familien erlebten Ablehnung bei Instituti-

onen und Behörden aufgrund ihrer Familienform. Eltern berichten bei jedem fünften Kind von 

Diskriminierungserfahrungen ihrer Kinder von Gleichaltrigen, die sich meist durch Hänseleien 

zeigen (vgl. Rupp 2009, S. 294ff.). Regenbogenfamilienspezifische Herausforderungen erge-

ben sich dabei insgesamt häufig aus Unsichtbarkeit der Familienform in der Gesellschaft und 

Praxis Sozialer Arbeit, fehlender gesellschaftlicher Anerkennung, Diskriminierung und fehlen-

der rechtlicher Rahmenbedingungen. 

Seit 2017 können zwei Menschen in Deutschland zwar unabhängig von ihrem Geschlecht hei-

raten. Dies bedeutet allerdings nicht, dass LSBT*IQ+ Paare vollkommen gleichgestellt sind. 

Beispielsweise zählt nach §1591 BGB nur diejenige Frau als Mutter, die das Kind zur Welt 

gebracht hat. Im Gegensatz zu Ehemännern, denen durch die Heirat nach §1592 Nr.1 BGB 

automatisch die rechtliche Elternschaft zugesprochen wird, müssen Frauenpaare nach wie vor 

eine Stiefkindadoption durchlaufen (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 1ff.). Für trans* Menschen 

ist es problematisch, dass sie bislang nicht vollständig von der Gesetzgebung erfasst werden. 

Für diese Personengruppe wird trotz erfolgreicher Personenstandsänderung noch immer das-

jenige Geschlecht in die Geburtsurkunde eingetragen, welches ihnen bei der Geburt zugewie-

sen wurde (vgl. BMFSFJ o.J. o.S.). 

Die Studien- und Gesetzeslage zeigt, dass LSBT*IQ+ Menschen und Regenbogenfamilien 

nach wie vor Diskriminierung und Benachteiligung erleben und auch bei sozialen Fachkräften 

Handlungsunsicherheiten in Bezug auf queere Thematiken vorhanden sind.  

 

3 Regenbogenkompetenz 

Ulrike Schmauch erkannte die vermehrten Handlungsunsicherheiten sozialer Fachkräfte be-

reits in den 1990er Jahren und entwickelte daraufhin das Konzept der Regenbogenkompetenz. 

Sie fordert, diese in Aus- und Fortbildungen von Fachkräften Sozialer Arbeit zu vermitteln, um 

in den jeweiligen Institutionen adäquat und fachlich sicher mit Themen der sexuellen und ge-

schlechtlichen Identität umgehen zu können. Die Kompetenzen richten sich einerseits an 

Fachkräfte Sozialer Arbeit, jedoch ist Regenbogenkompetenz andererseits auch immer im in-

stitutionellen Kontext zu betrachten. Beide Ebenen stehen im Abhängigkeitsverhältnis zuei-

nander (vgl. Schmauch 2020. S. 309f.). Das Kompetenzkonzept gliedert sich in vier Ebenen 

auf, die im Folgenden vorgestellt und anhand ihrer Anwendung im Bereich Beratungsarbeit 

mit Regenbogenfamilien erläutert werden.  

Sachkompetenz meint das „Wissen über die heterosexuelle Mehrheitsgesellschaft, über sexu-

elle und geschlechtliche Minderheiten, ihre Lebenslagen, Diskriminierungen und Ressourcen“ 

(Schmauch 2020, S. 309). In Bezug auf die Beratung von Regenbogenfamilien bedeutet dies, 
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sich Wissen über Lebensumstände, Ressourcen, aber auch über Herausforderungen von Re-

genbogenfamilien anzueignen. Dieses Wissen umfasst Kenntnisse über die aktuelle Rechts-

lage, etwaige Entwicklungsbesonderheiten der Heranwachsenden und innerfamiliäre Verhält-

nisstrukturen und Rollenbestimmungen (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 10). 

Sozialkompetenz meint die „Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit im Bereich sexueller 

und geschlechtlicher Vielfalt“ (Schmauch 2020, S. 309). Auf die Beratungsarbeit übertragen, 

können Fachkräfte z.B. für die Macht von durch Heteronormativität geprägte Sprache sensibi-

lisiert werden. Dies schließt auch das Wissen um die richtige Verwendung der verschiedenen 

Begrifflichkeiten und Selbstbeschreibungen ein, um die Lebensrealitäten der zu Beratenden 

kompetent berücksichtigen zu können (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 11). 

Methodenkompetenz meint „Handlungsfähigkeit und Verfahrenswissen im Bereich sexueller 

Orientierung und geschlechtlicher Identitäten“ (Schmauch 2020, S.310). Da Regenbogenfa-

milien sich in Bezug auf ihre Herausforderungen nur in bestimmten Bereichen zu ‚traditionel-

len‘ Familien unterscheiden, müssen bekannte Methoden in der Beratungsarbeit nicht gänzlich 

neugestaltet werden. Vielmehr können bereits etablierte Methoden, wie z.B. die Genogramm-

arbeit, an die Lebenswelten und Rollen innerhalb der Regenbogenfamilien angepasst werden 

(vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 10). 

Selbstkompetenz meint die „Reflexion eigener Gefühle, Werte und Vorurteile in Bezug auf 

sexuelle Vielfalt.“ (Schmauch 2020, S.310). Sie stellt die Arbeitsgrundlage für die drei anderen 

Kompetenzen dar und ist daher unerlässlich. Um Selbstkompetenz im Bereich Familienbera-

tung zu erlangen, müssen eigene Gefühle, Werte und Vorurteile in Bezug auf Regenbogenfa-

milien reflektiert werden. Diese Reflexion ist essentiell, um eigene Voreingenommenheiten und 

Stereotypen in Bezug auf LSBT*IQ+ kritisch in Frage zu stellen, um sie nicht unbedacht in der 

Beratungsarbeit zu reproduzieren (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 11). 

Zu den institutionellen Rahmenbedingungen für eine gelungene Umsetzung von Regenbogen-

kompetenz gehören Teamfortbildungen, eine gemeinsame Haltung im Team und eine Veran-

kerung der Regenbogenkompetenz in Leitbild und Konzeption der Einrichtungen. In den Kon-

zeptionen braucht es dazu genaue Übereinkommen darüber, wie mit LSBT*IQ+- feindlichem 

Mobbing oder Coming-out-Prozessen umgegangen wird. Regenbogenkompetente Einrichtun-

gen bauen spezifische Angebote für die Zielgruppe auf, kooperieren mit Spezialeinrichtungen 

für LSBT*IQ+, nehmen Wissen von diesen an und verbessern die Sichtbarkeit für vielfältige 

sexuelle und geschlechtliche Lebensweisen, indem sie beispielsweise Flyer auslegen oder die 

eigene Website mit Regenbogenthemen bearbeiten (vgl. Schmauch 2020, S. 310). 

 

4 Vorstellung des untersuchten Modellprojekts 

Das Modellprojekt „Beratungskompetenz Regenbogenfamilie“ ist ein Projekt, das von Juli 2015 

bis Juni 2018 vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

gefördert und vom Lesben- und Schwulenverband Deutschland (LSVD) ausgeführt wurde. Das 

Projekt vermittelt mit unterschiedlichen Fortbildungen Regenbogenkompetenz an Fachkräfte, 

die Familien beraten. Seit Juni 2018 werden die Fortbildungen, die im Rahmen des Projekts 

durchgeführt wurden, weiterhin auf Honorarbasis angeboten (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 
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8f.). Die Fortbildungen bauen dabei auf dem Konzept der Regenbogenkompetenz nach 

Schmauch auf. 

 

5 Vorgehen der Untersuchung 

Das Modellprojekt ist in mehreren Veröffentlichungen sehr gut dokumentiert, sodass die Un-

tersuchung auf Basis einer Dokumentenanalyse vorgenommen wurde. Die Forschungsfrage 

nach den Chancen und Herausforderungen bei der Vermittlung und Etablierung der Regenbo-

genkompetenz in der Sozialen Arbeit wurde in Bezug auf das Praxisfeld Familienberatung 

untersucht. Anschließend daran wurden die Ergebnisse in Bezug auf die Chancen und Her-

ausforderungen allgemein in der Sozialen Arbeit weiterdiskutiert. 

 

6 Zentrale Ergebnisse 

Die größten Chancen für die Fachkräfte im Projekt liegen darin, Wissenslücken zu schließen 

und Handlungsunsicherheiten zu verringern, was sie insgesamt als Fachkräfte und Team stär-

ken kann. Sie können so dazu beitragen, die Versorgung für Regenbogenfamilien zu verbes-

sern, diese Lebensform sichtbarer zu machen und zur gesellschaftlichen Normalisierung bei-

zutragen. Auch kann Inklusion gefördert werden und Diskriminierung in Bezug auf sexuelle, 

geschlechtliche und Familienvielfalt abgebaut werden. 

In den Fortbildungen können darüber hinaus Räume geschaffen werden, in denen soziale 

Fachkräfte eigene Emotionen aussprechen können, ohne sich wegen bestimmter Themen ge-

nieren zu müssen. Zugleich stellt die Selbstreflexion bzw. die Erlangung der Selbstkompetenz 

auch die größte Herausforderung für die Fachkräfte dar. Das liegt daran, dass in dem Prozess 

der Reflexion auch immer Gewohntes in Frage gestellt werden muss, sodass bisherige Selbst-

verständlichkeiten erschüttert werden können. Das kann nicht nur Angstgefühle auslösen, son-

dern auch Widerstände. Dies ist gleichermaßen auf Trägerebene möglich. In vorherigen Pro-

jekten des LSVD wurden auch immer wieder Widerstände bei Einrichtungen und Trägern deut-

lich, wenn dort die Thematisierung von sexueller Vielfalt angeregt wurde (vgl. LSVD 2014, S. 

15). 

Auch können die Konstellationen der Teams bei den Fortbildungen sowohl Chancen, als auch 

Herausforderungen in sich bergen. Wenn ganze Teams an den Veranstaltungen teilnehmen, 

können Chancen entstehen, sich als gesamtes Team weiterzuentwickeln. Gibt es in den 

Teams aber größere Spannungen und Konflikte, kann der offene Raum der Fortbildung auch 

zu Herausforderungen und Nachteilen führen. Hier können unterschiedliche persönliche Ein-

stellungen zum Thema Konflikte auslösen. Vorbehalte einzelner Fachkräfte können den offe-

nen Umgang mit der eigenen Identität im Team verhindern. Ebenso können Unsicherheiten 

oder (vermeintliche) Wissenslücken Teammitglieder davon abhalten, sich am Dialog zu betei-

ligen (vgl. Jansen & Jansen 2018, S. 12ff.).  
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Zudem zeigen sich in Fortbildungen häufig zwei sich widersprechende Auffassungen in Bezug 

auf sexuelle und geschlechtliche Minderheiten: 

„a.) LSBT*I sind ganz anders. Da bräuchten wir komplett andere Methoden. Wir verweisen sie 

lieber gleich an Spezialeinrichtungen“; und b.) […] LSBT*I sind wie alle anderen Menschen 

auch. Letztlich gibt es keine Unterschiede in den Beziehungen und in den wesentlichen Le-

bensfragen“ (Schmauch 2020, S. 311). 

Fachkräfte neigen dazu, Unterschiede zwischen queeren und nicht queeren Menschen also 

entweder überzubetonen oder diese erst gar nicht zu sehen. Dieses Phänomen zeigt sich auch 

generell in (sozial-) pädagogischen Diskursen, in denen Regenbogenfamilien entweder igno-

riert bzw. unsichtbar oder zu besonderen ‚Anderen‘ gemacht werden. Besonders letztere Ten-

denz wurzelt in vorherrschenden Normvorstellungen von Geschlecht, Familie und den Verhält-

nissen der Generationen. Die Wirkmächtigkeit auf die pädagogische Praxis darf dabei nicht 

unterschätzt werden (vgl. Riegel 2017, S. 69). Die Herausforderung für Fachkräfte liegt darin 

zu erkennen, dass Regenbogenfamilien einerseits viele Gemeinsamkeiten mit anderen Fami-

lienformen haben, aber gleichzeitig auch familienformspezifische Herausforderungen, wie z.B. 

fehlende rechtliche Rahmenbedingungen.  

Darüber hinaus besteht eine weitere Herausforderung darin, dass die Selbstreflexion regelmä-

ßig wiederholt werden muss und die Verarbeitung und Umsetzung der daraus erwachsenen 

Erkenntnisse Zeit braucht. Um die erworbene Regenbogenkompetenz nachhaltig und struktu-

rell verankern zu können, liegt die Herausforderung darin, nicht nur die Teams zu schulen, 

sondern das Gelernte auch in Leitbilder, Konzepte und Politiken der Einrichtungen einzuarbei-

ten (vgl. Schmauch 2020, S. 309ff.). 

Insbesondere die finanziellen Anreize durch die Förderung des BMFSFJ förderten die Teilnah-

memotivation von Trägern und Teams und eröffneten somit Chancen, möglichst viele Fach-

kräfte weiterzubilden. Herausfordernd ist allerdings die Begrenzung des Förderzeitraums, da 

die Fortbildungen seit Juni 2018 zwar weiterhin stattfinden, jedoch auf Honorarbasis. Es 

braucht finanzielle Anreize, um mehr Teams und Träger für die Fortbildungen zu motivieren. 

Auch stellt sich die Frage, wie die Erarbeitung von weiteren, bereichsspezifischen Methoden 

zur Etablierung von Regenbogenkompetenz finanziert werden soll (vgl. Jansen/Jansen 2018, 

S. 14ff.).  

Ohne einen finanziellen/mit Ressourcen unterstützenden Rahmen auf politischer Ebene be-

steht die Herausforderung und Gefahr, dass die Etablierung dieser Kompetenz an engagierten 

Einzelpersonen oder Trägern hängen bleibt und somit keine Etablierung im Sinne eines 

Mainstreamings stattfinden kann.  

 

7 Schlussfolgerungen und Implikationen für die Praxis 

Abschließend kann geschlussfolgert werden, dass die größten Herausforderungen in der För-

derung der Regenbogenkompetenz in der Sozialen Arbeit bei der Vermittlung von Selbstkom-

petenz und somit beim bewussten Hinterfragen eigener heteronormativer Vorstellungen bei 

sozialen Fachkräften liegen. Das Ziel bei der Vermittlung und Etablierung der Regenbogen-

kompetenz darf somit nicht nur das Einfordern von Toleranz sein. Heteronormative Strukturen 

und Denkmuster müssen gesamtgesellschaftlich dekonstruiert werden, um die Inklusion von 
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LSBT*IQ+ und Regenbogenfamilien zu fördern. Als größte Herausforderungen bei der Etab-

lierung der Regenbogenkompetenz in der Sozialen Arbeit sind institutionell-strukturelle Barri-

eren zu nennen. Im Bereich der Sozialen Inklusion braucht es zunächst überhaupt erst einmal 

einen stärkeren Einbezug der Thematik in die Debatte und eine dezidierte Öffnung des Inklu-

sionsbegriffs in Bezug auf sexuelle und geschlechtliche Vielfalt. Des Weiteren bedarf es mehr 

Forschung zu dieser Thematik, um eine wissenschaftlich fundierte Grundlage zu haben, auf 

deren Basis diskutiert und neue Modelle und Konzepte entwickelt werden können. Dabei sollte 

ein Bewusstsein dafür geschaffen werden, dass viele Forschungsdesigns durch heteronorma-

tive Ansichten geprägt sind und diese auch reproduzieren. In Bezug auf den geführten Diskurs 

ist es ebenfalls wichtig, Diskriminierungserfahrungen zu thematisieren, um diese sichtbar zu 

machen. Gleichsam ist es wichtig den Diskurs aber auch mit positiven Erkenntnissen und hoff-

nungsvollen „good practice“-Projekten, wie dem in dieser Arbeit vorgestellten Modellprojekt, 

zu ergänzen. Insgesamt braucht es eine Steigerung der Regenbogenkompetenz in den Re-

gelstrukturen der Sozialen Arbeit, z.B. über Fortbildungen, wie im Modellprojekt, um in mög-

lichst allen Tätigkeitsfeldern der Profession adäquat und tunlichst diskriminierungsfrei mit Men-

schen arbeiten zu können. Eine nachhaltige Etablierung gelänge durch eine Integration der 

Vermittlung von Regenbogenkompetenz in Ausbildung und Studium. Wichtig ist es dabei, sich 

nicht nur auf den Bereich des Studiengangs Soziale Arbeit zu konzentrieren, sondern auch auf 

die Bereiche Soziales, Bildung und Gesundheit. Insgesamt gilt es, das Thema in den fachli-

chen Mainstream zu bringen, da Themen der sexuellen und geschlechtlichen Vielfalt in so gut 

wie allen Schnittstellen der Sozialen Arbeit relevant sind und so in vielfältigen Weisen in den 

Lebenswelten der Klient:innen vorzufinden sind.  

Durch die gezielte Vermittlung und Etablierung der Regenbogenkompetenz kann die Soziale 

Arbeit ihrem ethischen Professionsanspruch, Diskriminierung und Benachteiligung von Men-

schen zu verhindern, nachkommen und ihn umsetzen. Die Vermittlung von Regenbogenkom-

petenz für soziale Fachkräfte birgt somit die Chance einer Professionalisierung der Sozialen 

Arbeit in Bezug auf sexuelle und geschlechtliche Vielfalt. Nötig sind dafür immer wieder neue 

Aushandlungen (auch gegen Widerstände) über Normative in der Gesellschaft. Dazu braucht 

es aber insgesamt eine kritischere und politisierte Soziale Arbeit. Ansätze und Chancen zeigen 

sich dafür in den seit 2018 regelmäßig stattfindenden „Regenbogenparlamenten“, in denen die 

Entwicklung von Regenbogenkompetenz in verschiedenen Bereichen der Sozialen Arbeit und 

darüber hinaus auch in weiteren gesellschaftspolitischen Bereichen interdisziplinär diskutiert 

wird (vgl. LSVD 2022, o.S.). Dort können auch weitergehende (Forschungs-)fragen in den 

Blick genommen werden, beispielsweise, wie sich das Konzept der Regenbogenkompetenz 

auf weitere Bereiche der Sozialen Arbeit oder anderen Disziplinen übertragen lässt.  

Ansätze für eine inklusivere Soziale Arbeit in Bezug auf sexuelle und geschlechtliche Vielfalt 

sind somit da. Die Förderung von Regenbogenkompetenz bei Fachkräften der Sozialen Arbeit 

bildet hier einen wichtigen Baustein. Aber – um auf den Titel der in dieser Arbeit vorgestellten 

Münchner Studie Bezug zu nehmen – da bleibt noch viel zu tun.  
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Tabu Pädophilie: Möglichkeiten und Grenzen der Frühprävention 

und Beratung durch die Soziale Arbeit 

Sebastian Tölle 

 

1 Einführung und Fragestellung 

Pädophilie ist ein Thema, das sich sehr auf das Bild von Pädosexuellen als „Kinderschänder“ 

und „Unmenschen“ beschränkt. Dies wird durch eine mediale Berichterstattung noch verstärkt, 

die primär über Pädophilie in Zusammenhang mit Missbrauchsskandalen berichtet (vgl. Sigu-

sch 2013, S. 303). Selten ist es gesellschaftlich und öffentlich Thema, wie man den Menschen 

mit einer pädosexuellen Präferenz dazu verhelfen kann, nicht zu Missbrauchstäter_innen zu 

werden. Auch die Profession der Sozialen Arbeit hat sich bislang sowohl in Wissenschaft als 

auch Praxis wenig mit der Thematik der Hilfe für Menschen mit pädosexuellen Neigungen 

befasst, die aber präventiv dazu beitragen könnte, dass Menschen mit pädosexuellen Neigun-

gen nicht sexuell übergriffig gegenüber Kindern werden. 

Deswegen wäre es notwendig, dass mehr präventive Angebote geschaffen werden, die pädo-

sexuelle Menschen dabei unterstützen, einen verantwortungsvollen Umgang mit ihrer Sexua-

lität zu erhalten, der ihnen hilft, ihren Leidensdruck zu mildern und dazu beiträgt, sexuellen 

Missbrauch an Kindern zu reduzieren. 

Aus diesen Feststellungen ergab sich die Forschungsfrage der hier im Folgenden darzustel-

lenden wissenschaftlichen Arbeit und ihrer Ergebnisse, nämlich welche Möglichkeiten und 

Grenzen hinsichtlich der Frühprävention und Unterstützung durch die Soziale Arbeit für Men-

schen mit einer pädosexuellen Präferenz bestehen. 

Frühprävention wurde im Rahmen dieser Arbeit als eine Kombination aus primärer und sekun-

därer Prävention definiert, was Präventionsmaßnahmen wie Aufklärung und Sensibilisierung 

für ein Thema einschließt und sich an die Allgemeinbevölkerung richtet. Weiterhin zählen An-

gebote und Maßnahmen dazu, die bei ersten Anzeichen einer sich abzeichnenden Problema-

tik bei Personen ansetzen und entgegenwirken sollen. Tertiäre Prävention, die die Verschlim-

merung von sich schon manifestierten Problematiken verhindern soll, ist nicht mit inbegriffen 

(vgl. Wohlgemuth 2009, S.24-27; Steinbach 2017, S. 63f.). 

Dabei ist es kein Ansinnen des Verfassers, pädosexuelle Übergriffe an Kindern zu verharmlo-

sen. Es gibt organisierte pädosexuelle Netzwerke, die gezielt und bewusst sexuellen Kindes-

missbrauch betreiben und unterstützen. Diese gilt es zu verurteilen und zu bekämpfen. Aller-

dings kann man beim Motiv für sexuellen Kindesmissbrauchs nicht per se auf eine pädosexu-

elle Tendenz schließen. Zum Beispiel wurden in einer Studie von Eher und Mitarbeiter (2010) 

über mehrere Jahre hinweg 807 Sexualstraftäter hinsichtlich des Zusammenhangs von Miss-

brauchsdelikten und Pädosexualität untersucht. Dabei war der Anteil von Straftätern, die aus-

schließlich pädosexuell orientiert waren, sechzehn Prozent (vgl. Eher u.a. 2010; zitiert in Ber-

ner 2017, S. 6). Bei vielen sexuellen Missbrauchsdelikten steht nicht das sexuelle Interesse 
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am Kind im Vordergrund, sondern der Machtmissbrauch zum Abbau von beispielsweise Frust 

und Aggressionen. 

Im Rahmen der Arbeit wurde zunächst theoretisch hergeleitet, warum pädosexuelle Menschen 

als Adressaten_innen für die Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession in Frage kommen. 

Daran anschließend wurde durch die empirische Auswertung von fünf Experteninterviews ex-

plorativ Wissen darüber generiert, was die Möglichkeiten und Grenzen der Frühprävention und 

Beratung durch die Soziale Arbeit sein könnten.  

 

2 Theoretischer Bezugsrahmen 

2.1 Pädosexualität 

Bei Pädosexualität handelt es sich um eine sexuelle Orientierung, die das sexuelle Interesse 

an Kindern, welches sexuelle Fantasien, Begehren und Bedürfnisse, wie auch möglicherweise 

sexuelle Verhaltensweisen gegenüber Kindern, die ein präpubertäres Körperschema aufwei-

sen, beinhaltet (vgl. Bundschuh 2001, S. 27; Vogt 2006, S. 14; Beier 2018, S. V). 

Im DSM-V wird Pädosexualität als eine psychische Störung verstanden, wenn sie bei den Be-

troffenen oder ihrem Umfeld zu entsprechendem Leid führt, also der/die Betroffene selber sub-

jektiv unter der Präferenz leidet oder anderen Personen aufgrund der Präferenz Schaden zu-

gefügt wird (vgl. Scherner u.a. 2018, S. 2; Schwarze & Hahn 2019, S. 23). 

Eine pädosexuelle Präferenz manifestiert sich bei Menschen in der Regel während der Puber-

tät und bleibt ein Leben lang stabil (vgl. Krüger u.a. 2017, S. 388; Konrad u.a. 2018, S. 31). 

Laut dem aktuellen Stand der Wissenschaft ist die Entstehung pädosexueller Präferenzen mit 

einem multidimensionalen Entstehungskontext zu erklären, der durch einen bio-psycho-sozi-

alen Ansatz am besten berücksichtigt wird (vgl. Scherner u.a. 2018, S. 10f.; Schwarze & Hahn 

2019, S. 38). 

Statistische Daten zeigen, dass ungefähr ein Prozent der erwachsenen Männer in der Bun-

desrepublik Deutschland pädosexuelle Neigungen aufweist. Zum Anteil weiblicher Pädosexu-

eller gibt es bislang keine zuverlässigen Daten (vgl. Beier 2018, S. V; Krüger u.a. 2018, S. 

289; Scherner u.a. 2018, S. 5). 

Was die aktuelle Lage in Deutschland bezüglich der Versorgungslandschaft zur Unterstützung 

pädosexueller Menschen betrifft, so ist diese noch sehr gering ausgebaut, am ehesten im 

Rahmen des Strafvollzuges (vgl. Butz u.a. 2019, S. 185). Allerdings gibt es in Deutschland seit 

ein paar Jahren das Präventionsprojekt „Kein Täter werden“, das von der Charité in Berlin 

initiiert wurde, welches auch international eine Vorreiterrolle einnimmt (vgl. Beier 2018, S. V; 

Butz 2019 u.a. 2019, S. 186f.) Ansonsten existieren vereinzelt Beratungsstellen, wie bspw. 

„pro familia“ oder Suchtberatungsstellen, die bei pädosexuellen Problemlagen als erste An-

sprechpartner fungieren können (vgl. Schwarze & Hahn 2019, S. 167f.). 
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2.2 Pädosexualität vor dem Hintergrund der Stigmatheorie nach Erving Goffman und 

der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession 

Als theoretischer Bezugsrahmen, um die Problematik von Menschen mit einer pädosexuellen 

Präferenz in der Gesellschaft und ihrer alltäglichen Lebensführung zu verdeutlichen, wurde 

die Stigmatheorie nach Erving Goffman gewählt. Weiterhin wurde die Zuständigkeit der Sozi-

alen Arbeit für diese Problematik anhand der Bestimmung von Sozialer Arbeit als Menschen-

rechtsprofession erläutert. 

Goffman bestimmt Stigmatisierungen als einen Prozess, bei dem Menschen anhand eines 

bestimmten Merkmals einer Person auf die restlichen Eigenschaften dieser Person in einer 

Weise schließen, dass dies diskreditierende Auswirkungen für die Person hat. Dabei sind die 

Stigmatisierungsprozesse soziale Konstruktionen, die von kulturellen Vorstellungen von Nor-

malität und Abweichung beeinflusst werden, welche im jeweiligen historischen Kontext domi-

nant sind. Anhand dieser Deutungsschemata wird festgelegt, was als gesellschaftlich konform 

und was als deviant anzusehen ist (vgl. Goffman 2014 [1963], S. 10, 159; Keupp 2007, S. 1; 

Schroer 2017, S. 227). 

Der Stigmatisierungsprozess bei Pädosexuellen ist vor dem Hintergrund sexueller Normen zu 

sehen und betrifft die eigene sexuelle Identität in negativer Weise, da in der gegenwärtigen 

Gesellschaft das Merkmal Pädosexualität oft mit sexuellem Kindesmissbrauch gleichgesetzt 

wird und dies schnell eine Diskreditierung der ganzen Person nach sich ziehen kann (vgl. 

Lautmann 2008, S. 220; Scherner u.a. 2018, S. 11; Schwarze & Hahn 2019, S. 52, 58). 

Soziale Arbeit kann mit Bezug auf Silvia Staub-Bernasconi als Handlungswissenschaft und 

Menschenrechtsprofession bestimmt werden, die die „Menschenrechte unter besonderer Be-

rücksichtigung von sozialer Gerechtigkeit als ethische Leitlinien“ (Staub-Bernasconi 2018, S. 

380) mit der Menschenwürde als übergeordnetes Wertekriterium verbindet. Der allgemeine 

Bezugsgegenstand der Sozialen Arbeit sind dabei die Sozialen Probleme. Sie entstehen, 

wenn die Bedürfnisbefriedigung beeinträchtigt und verhindert ist (vgl. Lambers 2018, S. 168; 

Staub-Bernasconi 2018, S. 370f.). 

Die sozialen Probleme können auf vier Ebenen differenziert werden: erstens als Ausstattungs-

probleme, zweitens als Austauschprobleme, drittens als Machtprobleme und viertens als Kri-

terien- und Werteprobleme. Die Ebenen bedingen sich systemisch gegenseitig und ergeben 

kumulative Problemlagen (vgl. Sagebiel 2010, S. 10; Lambers 2018, S. 169). 

In Bezug auf die verschiedenen Ebenen der sozialen Probleme lässt sich feststellen, dass 

Pädosexuelle auf mehreren Ebenen sozialer Probleme betroffen sind, was sie zu potentiellen 

Adressaten_innen der Sozialen Arbeit macht. So weisen sie auf der Ebene der Ausstattungs-

probleme Schwierigkeiten hinsichtlich Bedürfnissen auf, da ihre Präferenz dazu führen kann, 

dass ihre gesundheitlichen, psychischen und sozialen Ressourcen eingeschränkt werden. Sie 

können ihre Sexualität nicht wie andere Menschen normal ausleben. Selbst- und Fremdstig-

matisierung kann dazu führen, dass sich aus dem gesellschaftlichen Leben zurückgezogen 
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wird und weitere psychische Probleme wie Depressionen oder im schlimmsten Fall Suizid hin-

zukommen. 

Auf der Ebene der Austauschprobleme kann es zu einerseits zu Exklusionen aus Austausch-

verhältnissen kommen, wenn die Präferenz anderen bekannt wird. 

In Bezug auf die Kriterien- und Werteprobleme hat die Soziale Arbeit sich auf die Menschen-

rechte zu beziehen. Vor diesem Hintergrund hat die Soziale Arbeit sich auch für sexuelle Min-

derheiten, die diskriminiert und benachteiligt werden, einzusetzen, worunter auch Menschen 

mit pädosexueller Neigung fallen. 

Als Erweiterung der Theorie der Menschenrechte und sozialen Gerechtigkeit wird noch das 

Konzept der Inklusion angeführt. Bezüglich Inklusionsproblemen kommt der Sozialen Arbeit 

die Funktion zu, Hilfe zur Inklusionsvermittlung und Exklusionsvermeidung zu leisten. Ziel ei-

ner inklusiven Gesellschaft ist es, alle Menschen im Sinne einer egalitären Differenz in ihrem 

Sein als gleichwertig anzusehen und Diskriminierungen entgegen zu wirken, sowie ihnen Zu-

gang zu möglichst allen Bereichen der Gesellschaft zu ermöglichen, so dass sie ein eigenver-

antwortliches, aktives und respektiertes Leben führen können (vgl. Kuhlmann 2012, S. 43, 54; 

Köttig 2017, S. 35; Kuhlmann, Mogge-Grotjahn & Balz 2018, S. 26f.). Ein menschenrechtsba-

sierter Ansatz von Inklusion legt Exklusion als Menschenrechtsverletzung aus (vgl. Degener 

& Mogge-Grotjahn 2012, S. 75). 

 

3 Forschungsdesign 

Die Erhebung der Daten erfolgte mittels leitfadengestützter Experteninterviews. Die Inter-

viewführung mittels Leitfadens sollte dabei der Anforderung an Offenheit wie auch gleichzeitig 

Strukturiertheit Rechnung tragen. 

Dabei wurde im Rahmen der Arbeit das Deutungswissen der Expert_innen erhoben, da über 

die Befragten deren Einschätzungen und Beurteilungen zu verschiedenen Aspekten des The-

mas erhoben werden sollte (vgl. Bogner, Littig & Menz 2014, S. 18f.). 

Im Rahmen der Arbeit wurden Experteninterviews zur Exploration von Deutungen der Ex-

pert_innen eingesetzt, um zu „eruieren, welche unterschiedlichen Interpretationen, Hand-

lungsmaximen, Vorstellungen usw. im Feld bestehen“ (ebd. 2014, S. 24). 

Es erfolgte eine deduktive Stichprobenziehung bezüglich der zu befragenden Personen, auf-

bauend auf dem theoretischen Vorwissen (vgl. Reinders 2016, S. 119). Als potentielle Perso-

nen zur Befragung wurden Professionelle aus dem Sozial-und Gesundheitswesen bestimmt, 

die über sexualpädagogische Expertise verfügen. Das sexualpädagogische Wissen und die 

Praxiserfahrung im Bereich der Sexualberatung sind die relevanten Kriterien, die im Rahmen 

der Arbeit den Expertenstatus kennzeichnen. 

Dabei wurden neben Sozialarbeiter_innen noch andere Professionelle mit sexualpädagogi-

scher Expertise als Interviewpartner_innen ausgewählt. So wurde dem Kriterium der Variation 

Rechnung getragen, um eine einseitige Perspektive in den Ergebnissen zu verhindern und 

möglichst viele Perspektiven einzubeziehen (vgl. Bogner, Littig & Menz 2014, S. 35). 
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Da das Thema Pädosexualität gesellschaftlich stark stigmatisiert ist und selbst viele Professi-

onelle aus dem Sozial- und Gesundheitswesen abschreckt, war der Feldzugang zu Expert_in-

nen erschwert. Es wurde eine direkte Recherchestrategie gewählt, die sich auf Internethome-

pages und sexualpädagogisch ausgerichtete Institutionen/Organisationen, als auch Organisa-

tionen, die sich dem Thema des sexuellen Kindesmissbrauchs annehmen, fokussierte. 

Als Auswertungsmethode wurde im Rahmen der Arbeit die qualitative Inhaltsanalyse nach 

Kuckartz (2016) durchgeführt. Im Fokus der Auswertung steht die Kategorisierung der gesam-

ten Daten. Die Gesamtheit aller Kategorien bildete das Kategoriensystem, welches das Zent-

rum der daran anschließenden Analyse der Daten bildet. Dabei stellt die kategorienbasierte 

Vorgehensweise eine interpretative Form der Auswertung dar, da die Kategorien eine Wahr-

nehmungs- und Deutungsleistung des/der Forschenden ist und auf menschlichem Verstehen 

und Interpretieren beruht. 

 

4 Forschungsergebnisse 

Aus der kategorienbasierten Auswertung der Interviews lassen sich verschiedene Ergebnisse 

zur Frage nach den Möglichkeiten und Grenzen der Frühprävention und Beratung durch die 

Soziale Arbeit ziehen.  

Zu den Möglichkeiten zählt die Sozialberatung in verschiedenen Settings. Hier wurden von 

den Befragten besonders spezialisierte Beratungsstellen wie Sexualberatungsstellen genannt, 

die den Vorteil von sexualpädagogisch geschultem Personal hätten, die mit Hilfe ihrer Kom-

petenzen Betroffenen helfen könnten, eine Sprachfähigkeit bezüglich ihrer pädosexuellen 

Problemlagen zu ermöglichen, Selbstreflexion anzuleiten oder Biografiearbeit anzubieten. 

Weiterhin wurde Onlineberatung als spezielle Möglichkeit zur Beratung angeführt, da diese 

den Vorteil hätte, dass die räumliche Distanz kein Faktor bei der Inanspruchnahme der Bera-

tung spielt. Weiterhin könnte Sozialberatung auch in verschiedenen Handlungsfeldern wie 

Schulsozialarbeit, Jugendhilfe und Behindertenhilfe für Menschen mit pädosexuellen Problem-

lagen eine erste Anlaufstelle bieten. Voraussetzung sei hierbei jedoch, dass zuvor eine Ver-

trauensbasis zwischen Betroffenen und Professionellen geschaffen sei, da es sich um ein sehr 

sensibles Thema handelt. Allgemein können die verschiedenen Beratungsangebote als erste 

Anlaufstelle zur Orientierung und ersten Hilfe sein, um dann gegebenenfalls an weiterführende 

Hilfen wie Psychotherapie weiterzuvermitteln. 

Als weitere Möglichkeit zur Frühprävention werden Angebote der sexuellen Bildung durch die 

Soziale Arbeit angeführt. Angebote sexueller Bildung lassen sich in verschiedene Handlungs-

felder integrieren. Im Rahmen der kategorienbasierten Auswertung haben sich als die drei 

zentralen Handlungsfelder dabei die Schulsozialarbeit, die Jugendhilfe und die Behinderten-

hilfe herausgestellt. Besonders die Schulsozialarbeit scheint für Angebote sexueller Bildung 

prädestiniert, da Projekte, Angebote und freiwillige Arbeitsgruppen zur Sexualaufklärung sich 

gut in das schulische Setting integrieren lassen, wenn es um die Aufklärung über verschiedene 

sexuelle Präferenzen geht. 
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Auch innerhalb der Jugendhilfe, wozu im Rahmen dieser Arbeit ambulante und stationäre An-

gebote der Erziehungshilfe, Familienhilfe, Jugendgerichtshilfe und offene Jugendarbeit (bspw. 

Jugendzentren) gezählt werden (in Anlehnung an Wendt (o.J., o.S.), werden Angebote und 

Projekte sexueller Bildung, die Pädosexualität als Präferenz thematisieren könnten, genannt. 

Der intensive Kontakt mit den Jugendlichen ermöglicht außerdem frühe Anzeichen pädosexu-

eller Tendenzen wahrnehmen zu können. Jugendarbeit zu sexuellen Themen stellt nach Laut-

mann (2017) einen wichtigen Beitrag dazu dar, die Entstehung von Fehlentwicklungen prä-

ventiv zu verhindern (vgl. Lautmann 2017, S. 253). 

Innerhalb der Behindertenhilfe wären Angebote sexueller Bildung auch wichtig, um speziell 

auf die Illegitimität sexueller Handlungen zwischen Kindern und Jugendlichen/Erwachsenen 

hinzuweisen. Dazu muss angemerkt werden, dass die Ausführungen der Befragten sich auf 

die geistige Behinderung im Sinne kognitiver Beeinträchtigungen beziehen. Begründet wird 

dies dadurch, dass Kinder oft als gleichwertige Spielpartner_innen angesehen werden, was 

sie eventuell als begehrenswerte Sexualpartner_innen erscheinen lassen kann. Diesbezüglich 

ist darauf zu achten, die sexuellen Bildungsinhalte der Zielgruppe entsprechend anzupassen, 

damit diese auch kognitiv verständlich für die Zielgruppe sind. 

Als letzte Möglichkeit der Sozialen Arbeit zur Frühprävention pädosexueller Problemlagen bei-

zutragen, soll hier die Sensibilisierung durch die Soziale Arbeit für die eigene Profession und 

andere Berufsgruppen, die als Zielgruppe Kinder und Jugendliche haben, genannt werden. 

Pädosexuelle entscheiden sich nicht selten aufgrund der Nähe zu Kindern für diese Berufe, 

ob bewusst oder unbewusst. So sollen Sozialarbeiter_innen in der eigenen Profession und 

auch in anderen Berufen, wie beispielsweise Jugendtrainer_innen in Sportverbänden, für das 

Thema sensibilisiert werden. 

Als generellen Vorteil der Sozialen Arbeit für die Durchführung der verschiedenen Möglichkei-

ten der Frühprävention kann die Beziehungsarbeit und Niedrigschwelligkeit genannt werden, 

die es Menschen mit pädosexuellen Neigungen vereinfachen könnte, die Hilfe aufzusuchen 

und sich den Professionellen trotz der großen Schamgefühle anzuvertrauen. 

Auch wird die professionelle Haltung von Sozialarbeiter_innen als ein positiver Faktor be-

schrieben, da diese vorurteilsfrei gegenüber verschiedenen menschlichen Merkmalen sei, 

wozu auch die sexuelle Präferenz eines Menschen zähle. Allerdings muss zu diesem Punkt 

kritisch angemerkt werden, dass eine Thematisierung von Sexualität und Reflexion der eige-

nen Haltung bezüglich sexueller Themen in der akademischen Ausbildung von Sozialarbei-

ter_innen, wenn überhaupt, nur eine geringe Rolle spielt, weswegen besonders gegenüber 

Pädosexuellen keine vorurteilsfreie Haltung postuliert werden kann, sondern eine benachteili-

gende Behandlung aufgrund des Stigmas nicht ausgeschlossen werden kann. Dabei wäre 

eine hinreichende Qualifizierung bezüglich des Umgangs mit Sexualität und sexuellen Themen 

die Grundvoraussetzung, um professionell mit pädosexuellen Problemlagen von Adressa-

ten_innen umgehen zu können (vgl. Schmauch 2016, S. 44; Lautmann 2017, S. 265). Neben 

den allgemeinen Kompetenzen bezüglich sexueller Themen wäre es auch angebracht, Wissen 

zu Pädosexualität in der Ausbildung sowie in Fortbildungen für bereits ausgebildete und be-

rufstätige Sozialarbeiter_innen zu vermitteln. Dabei sollte mindestens der Unterschied zwi-

schen Pädosexualität als sexueller Präferenz und sexuellem Missbrauch vermittelt werden. 
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Als bedeutsam für die Frühprävention pädosexueller Problemlagen werden zudem die sexu-

alpädagogischen Weiterbildungsmöglichkeiten für Sozialarbeiter_innen genannt. Zum einen 

sei ein Vorteil, dass sexualpädagogisch ausgebildete Personen Pädosexuellen aufgrund ihrer 

Ausbildung, in der unter anderem die eigene sexuelle Biografie und Ansichten zu Sexualität 

reflektiert worden ist, feinfühliger und weniger mit Vorurteilen begegnen könnten, da diese in 

der Ausbildung besprochen worden wären. Ein weiterer Vorteil ist die gezielte Förderung über 

Sprachfähigkeit über sexuelle Themen. So könnte ein tabuisiertes Thema wie Pädosexualität 

besprechbar werden. 

Außerdem wurden bestimmte Voraussetzungen benannt, die als nötig erachtet werden, damit 

sich die Soziale Arbeit als Profession angemessen an der Frühprävention pädosexueller Prob-

lemlagen beteiligen kann. 

Eine Voraussetzung aller Angebote zur Frühprävention, die auch in den Interviews mehrmals 

thematisiert wurde, ist die Gewährleistung von Anonymität. Auch Krüger u.a. (2017) verweisen 

darauf, dass bei Angeboten für pädosexuelle Menschen Anonymität eine entscheidende Vo-

raussetzung ist, damit präventive Angebote genutzt werden würden (vgl. Krüger u.a. 2017, S. 

395). 

Da die Arbeit mit Menschen mit pädosexuellen Problemlagen ein schwieriges und emotionales 

Thema ist, sollten die dadurch entstehenden Belastungen und Anforderungen an Professio-

nelle supervisorisch begleitet werden. Supervision gilt allgemein als eine sinnvolle Ergänzung 

im Rahmen der sexualpädagogischen Arbeit mit Jugendlichen und ihren sexuellen Problem-

lagen (vgl. Dirks u.a. 2012, S. 155). 

Hinsichtlich der Frühprävention pädosexueller Problemlagen durch die Soziale Arbeit wurden 

nicht nur professionelle Grenzen der Sozialen Arbeit deutlich, sondern auch wichtige Hinweise 

auf mögliche rechtliche und strukturelle Erschwernisse für die Umsetzung der Präventionsar-

beit ermittelt. Die professionelle Grenze liegt folglich in der weiterführenden Behandlung, wenn 

die pädosexuellen Problemlagen einen gewissen Schweregrad aufweisen, welcher therapeu-

tische Hilfe sinnvoll und notwendig erscheinen lasse. Soziale Beratung könne bei gegebenem 

Problembewusstsein und Hilfebedarf der Betroffenen keine Therapie ersetzen, sondern 

müsste an spezialisierte Einrichtungen und Psychotherapeut_innen weiterverweisen. Wäh-

rend des Therapieprozesses könnte der Sozialberatung noch eine unterstützende Rolle in der 

Prozessbegleitung zukommen. 

Es ließen sich auch Hinweise zu möglichen rechtlichen Erschwernissen für frühpräventive An-

gebote durch die Soziale Arbeit bezüglich pädosexueller Problemlagen ermitteln. Als rechtli-

che Problematiken wurden die Unklarheiten bezüglich des Auftrags zur Sexualaufklärung ge-

nannt, also in welchen Bereichen die Notwendigkeit zur Frühprävention pädosexueller Prob-

lemlagen durch einen rechtlichen Auftrag begründet werden könne. Außerdem seien die recht-

lichen Rahmenbedingungen bezüglich der Schweigepflicht bei drohender Kindeswohlgefähr-

dung nicht immer klar, was dazu führe, dass man sich in einer rechtlichen Grauzone bewege. 

Hier ist der Einschätzung des Befragten entgegen zu halten, dass die rechtliche Lage in Hin-

blick auf die Literatur zur Gesetzeslage allerdings nicht vage ist. Es gibt für Schulen einen 
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gesetzlichen Auftrag zur sexuellen Bildung, auf den man sich berufen kann (vgl. Dirks u.a. 

2012, S. 50). Auch in der Jugendhilfe kann man sich zur Prävention sexueller Gewalt auf den 

§14 des Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) beziehen (vgl. Sielert 2015, S. 32). Und die 

Rechtslage zur Schweigepflicht in Beratungsstellen ist im § 203 StGB vorgegeben (vgl. 

Schwarze & Hahn 2019, S. 167). 

Als eindeutigste strukturelle Erschwernis wird die mangelnde Unterstützung und Finanzierung 

genannt, was darauf zurückzuführen ist, dass es sich bei Pädosexualität um ein extremes 

Tabu handelt, welches auch seitens der Politik eher auf Ablehnung stoßen würde. 

Möglichkeiten für eine medial breitenwirksame Entstigmatisierung stellen nach der kategorien-

basierten Auswertung dabei mediale Formate wie Filme, Serien, die Berichterstattung über 

prominente Vorbilder, die sich outen und anonymisierte Zeitungsberichte dar, um so ein diffe-

renziertes Bild über Pädosexuelle, ihr Leiden an dem Stigma und dem Umgang mit der Präfe-

renz zu zeigen. Diese könnt ein Bezug auf Dirks et al. (2012) Möglichkeiten darstellen, da die 

sexuelle Sozialisation heutzutage beiläufig und jenseits bewusster Sexualerziehung über die 

Medien verläuft und dementsprechend die Vorstellungen und Haltung zu Sexualität prägen 

(vgl. Dirks u.a. 2012, S. 19). 

Weiterhin verdeutlichen die Interviewpartner_innen die hohe Relevanz des Themas und der 

Zielgruppe für die Soziale Arbeit. Ausschlaggebendes Argument ist, dass durch frühpräventive 

Angebote nicht nur den betroffenen Pädosexuellen hinsichtlich ihres subjektiven Leidenszu-

stands geholfen werden könne, sondern auch potentielle sexuelle Übergriffe auf Kinder ver-

hindert werden. Somit kann durch die Frühprävention pädosexueller Problemlagen implizit 

auch dem staatlichen Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung beigekommen werden, wel-

cher seit dem Jahr 2005 im § 8a SGB VIII gesetzlich verankert ist (vgl. Röchling 2012, S. 31). 

Verwiesen wurde noch auf das Verständnis der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofes-

sion, um die Relevanz und Verantwortlichkeit gegenüber pädosexuellen Menschen mit ihren 

sozialen Problemlagen zu verdeutlichen. 

 

5 Fazit 

Im Rahmen dieser Arbeit wurde eine theoretische Begründung hergeleitet, warum sich die 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession für die Adressat_innengruppe der Menschen mit 

pädosexuellen Neigungen zuständig fühlen sollte. Außerdem wurden die Möglichkeiten und 

Grenzen der Frühprävention pädosexueller Problemlagen durch die Soziale Arbeit herausge-

arbeitet. 

Dabei stellt besonders die Sozialberatung durch Sozialarbeiter_innen in spezialisierten Sexu-

alberatungsstellen eine Möglichkeit dar, weil sie einen niedrigschwelligeren Zugang zu profes-

sioneller Hilfe bietet als die psychotherapeutischen Angebote. Als weitere Möglichkeit, zusätz-

lich zu den speziellen Beratungsangeboten, konnte noch der bedeutende Stellenwert von An-

geboten sexueller Bildung für die Frühprävention pädosexueller Problemlagen festgestellt wer-

den. Angebote sexueller Bildung können in vielen verschiedenen Handlungsfeldern der Sozi-

alen Arbeit angeboten werden. Weiterhin stellen andere Formen der Aufklärungsarbeit eine 

Möglichkeit dar, wie zum beispielsweise Pädosexualität in der eigenen Profession und in Ver-

bänden mehr zu thematisieren und darüber aufzuklären, damit zumindest Professionelle der 
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Sozialen Arbeit und auch anderer Professionen und Berufe Pädosexualität vorurteilsfreier be-

gegnen und entsprechend Hilfe anbieten können. Eine Sensibilisierung für das Thema Pädo-

sexualität in der eigenen Profession, aber auch in anderen Bereichen wie beispielsweise 

Sportvereinen und -verbänden ist eine weitere Möglichkeit, präventiv zu arbeiten. Besonders 

sexualpädagogisch ausgebildete Sozialarbeiter_innen sind prädestiniert für jegliche Formen 

der Frühprävention pädosexueller Problemlagen. Dies ist in ihrer Zusatzausbildung begründet, 

die eine professionelle Sprachfähigkeit zu sexuellen Themen gewährleistet ist, sowie eine pro-

fessionelle vorurteilsfreie Haltung auf sexuelle Minderheiten, basierend auf einer reflexiven 

und selbstkritischen Auseinandersetzung mit den eigenen Vorstellungen zu Sexualität in der 

sexualpädagogischen Ausbildung. 

Die professionelle Grenze Sozialer Arbeit liegt in der weiterführenden Behandlung von pädo-

sexuellen Problemlagen, für die Psychotherapie geeignet ist. Es kann parallel zur der Therapie 

höchstens eine Teilbegleitung des Prozesses darstellen. 

Bei einem Thema wie Pädosexualität ergeben sich für die Soziale Arbeit auch Erschwernisse 

für die Frühprävention, die nicht in den eigenen professionellen Grenzen begründet sind. Da-

bei handelt es sich primär um strukturelle Erschwernisse in Form fehlender Unterstützung 

durch Institutionen und die Politik. Aufgrund des gesellschaftlichen Stigmas ist in all diesen 

Bereichen mit Bedenken und Widerstand bis hin zur Ablehnung bezüglich des Themas Pädo-

sexualität zu rechnen. Rechtliche Erschwernisse scheinen eine untergeordnete Rolle zu spie-

len, die allesamt gut lösbar sind, wenn man sich mit der Rechtslage auseinandersetzt. 

 

6 Implikationen für Praxis und Forschung 

Aus den Ergebnissen der hier vorgestellten empirischen Arbeit lassen Implikationen für die 

Praxis und Forschung der Sozialen Arbeit schließen. 

Als Handlungsempfehlungen für Profession und Praxis der Sozialen Arbeit werden folgende 

vorgeschlagen: 

Die akademische Ausbildung der Sozialen Arbeit muss einen größeren Fokus auf die Dimen-

sion der Sexualität als wichtigen Aspekt der menschlichen Existenz legen, weil sexualpädago-

gische Kompetenzen die Grundvoraussetzung sind, um mit pädosexuellen Menschen profes-

sionell arbeiten zu können. Weiterhin sollte spezifisches Wissen zu Pädosexualität in der aka-

demischen Ausbildung und in Fortbildungen für Professionelle vermittelt werden. 

Es benötigt mehr Forschung innerhalb der Profession der Sozialen Arbeit zu Pädosexualität, 

um mittels Forschungsergebnissen die Relevanz des Themas zu verdeutlichen und Projekt-

vorhaben wissenschaftlich begründen zu können.  

Dabei sind vor allem sexualpädagogisch ausgebildete Sozialarbeiter_innen gefragt, die eine 

Auseinandersetzung mit Sexualität allgemein und Pädosexualität speziell mehr in der Profes-

sion forcieren. 
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Sexualberatungsstellen müssen sich expliziter als niedrigschwellige professionelle Hilfe für 

pädosexuelle Problemlagen ausweisen. 

Die Aufklärung über Pädosexualität muss in die Angebote sexueller Bildung fest eingebunden 

werden. 

Eltern müssen als weitere relevante Zielgruppe Beachtung finden, indem entsprechende An-

gebote zur Aufklärung für diese Gruppe konzipiert werden. 

Sofern sich Finanzierungsmöglichkeiten akquirieren lassen, sollten Projekte zur Frühpräven-

tion pädosexueller Problemlagen konzipiert und durchgeführt werden, da diese die Vorstufe 

zu einer Integrierung in die Regelversorgung sind. 

An die Ergebnisse dieser empirischen Arbeit, die stark explorativen Charakter hatte, könnten 

folgende Forschungsfragen ansetzen: 

Entwürfe und Ausarbeitungen, wie die Umsetzung und Konzipierung von Projekten zur Früh-

prävention pädosexueller Problemlagen durch die Soziale Arbeit in den jeweiligen Handlungs-

feldern aussehen könnten. 

Interviews mit pädosexuellen Menschen, die bereits sexuell übergriffig geworden sind, sowie 

denjenigen, die in ihrem bisherigen Lebenslauf nicht übergriffig geworden sind, um zu ermit-

teln, was diese sich in der Vergangenheit für Unterstützungsmöglichkeiten gewünscht hätten 

oder in der Gegenwart wünschen würden. Dies vor dem Hintergrund, dass die Forschung die-

ser Arbeit über Fremddeutungen bestimmt, was Pädosexuelle für Hilfe bräuchten. Die wissen-

schaftliche Einbeziehung der Meinung von Betroffenen würden einen partizipativen Beitrag 

leisten, wodurch die Sichtweise auf das Thema erweitert werden könnte. 

Es braucht allgemein mehr Forschung zu der Gruppe weiblicher Pädosexueller. Der bisherige 

Forschungsstand bezieht sich fast ausschließlich auf pädosexuelle Männer. Forschung zu 

weiblichen Pädosexuellen könnte einen Beitrag leisten, mehr über die Gruppe herauszufinden 

und eventuelle Unterschiede zwischen männlichen und weiblichen Pädosexuellen zu ermit-

teln, aus denen auch Rückschlüsse für Hilfsangebote gezogen werden könnten. 
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